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Einleitung. , 

• : ' ' -. . • - , , ■ ; ■ v ' : .. v ; "[ .; ' ; . ... \ ' 
Begriff und Wesen des Reichsverteidigungsrechfe. 

L. Die ICriögo der Vergangenheit waren bis zum Weltkriege, enfc 
sprechend der brühmten Formulierung von J. J. Rousseau 
(contrat social I, 4) ein Kamp! der militärischen Streitkräfte 
verschiedener Staaten um den Sieg auf dem Schlachtfeld. Ihr , 
Ziel war dementsprechend die ■ Vernichtung der feindlichen 
Streitmacht. Die Bewohner der kriegführenden Staaten, die 

* nicht Soldaten waren, galten als an den kriegerischen Aus-- 
einandersetzungen nicht beteiligt. • 

Im Gegensatz zur kontinentalen Kriegsaullassung sah die englische im. 
Kriege von jeher einen Kampf gegen das gegnerische Volk (Aushungerung). 

II. Im modernen. Krieg ringen demgegenüber die heteiligten 
Völker in ihrer Gesamtheit um die Entscheidung. Die Last 
des Krieges wird nicht mehr von den Truppen allein getragen, 
vielmehr wird jeder einzelne Angehörige des Volkes, gleich- 
gültig ob Soldat oder Zivilist, von seinen Wirkungen unmittel- 
bar betroffen. Der von Clausewitz vorausgeahnte „Krieg in 
■ seiner absoluten Gestalt" (v. Clausewitz, Vom Kriege) ist als 

„totaler Krieg" Wirklichkeit geworden. 
.1. Die Wirkungen des Waffonkricgos erstrecken sich kraffc des 
. vermehrten Wirkungsgrades der modernen Waffen, ins- 
besondere infolge der Entwicklung der Luftwaffe, über die 
eigentliche Eront hinaus Iiis tief ins Hinterland. Nicht nur 
militärische Anlagen, wie Kasernen, Flugplätze und Be- 
festigungsanlagen, sind Angriffsobjekte, sondern auch Ver- 
kehrsverbindüngen, Fabriken und Lebensmittelvörräte, 
kurz alles, was für die Kriegführung irgendwie von Be- 
deutung ist. Auch die Zivilbevölkerung selbst wird von 
unseren unmenschlichen Gegnern zum Ziel ihrer Angriffe 
gemacht. 

2. Dom WaffonkriegJ zur Seite tritt der Wirtschaftskrieg als 
wiedererstandene Art der Kriegführung (vgl. Heft 40 2 , S. ö). 
Die brutalen Methoden Englands und der Vereinigten 

. Staaten .'von. Nordamerika, welche die überseeischen Zu- 
fuhren plannläßig überwachen und zu verhindern versuchen 
(Blockade, Schwarze Listen, Rationierung der Neutralen 
mit Rohstoffen und Lebensmitteln, Anlaufen von.Kontroll- 
häfen), und der Einsatz modernster technischer Mittel haben 



ihn zu einem Kriegsinstruinent gemacht, das geeignet ist, die 
Eront ihres wirtschaftlichen Rückhalts zu berauben und da- 
durch den Waffen ihre Schärfe zu nehmen. 

3. Weiterhin ist der Nervenkrieg zu den anderen Kriegsarten 
als Kampfinittel von größter Wichtigkeit hinzugekommen. 1 
Er soll die seelische Widerstandskraft eines Volkes mit Mit- 
teln der Beeinflussung und Propaganda, insbesondere 'durch 
geschickte Verbreitung von Nachrichten, zermürben und da- 
durch Eront und Heimat für die Niederlage reif machen; 

4. Von großer Bedeutung ist schließlich der Kampf um die 
Beeinflussung der Weltmeinung. So wenig objektiv das 
„Weltgewissen" auch schlagen mag, so kann doch die 
Stellungnahme der neutralen Welt zu den einzelnen Krieg- 
führenden den Kriegsverlauf maßgebend beeinflussen; vgl. 
auch unten S. 53. 

General Ludendorff hat den veränderten Charakter des modernen Krieges' 
für den Weltkrieg folgendermaßen beschrieben: „Wo die Kraft des Heeres 
und der Marine begann, die des Volkes aufhörte, war in dem jetzigen Krieg 
nicht mehr zu unterscheiden. Wehrmacht und Volk waren eins. Die Welt 
sah den Volkskrieg im buchstäblichen Sinne des Wortes 14 (Ludendorff, 
Meine Kriegserinnerungen). Die Voraussetzungen des totalen Krieges sind 
von ihm in seinem Werk „Der totale Krieg" ausführlich dargelegt worden. 

m. Die Maßnahmen zur Verteidigung des Ileiches müssen sich 
dementsprechend auf alle Lebensgelrietc erstrecken. Der totale 
Krieg läßt keinen kriegsfreien Raum. Die militärischen Kräfte 
müssen zur höchstmöglichen Entfaltung gebracht werden. Zu- 
gleich ist es erforderlich, die gesamten wirtschaftlichen Kräfte 
für den Krieg bereitzustellen. Schließlich muß die seelische 
Widerstandskraft von Front und Heimat gestärkt und vor 
schädlichen Einflüssen bewahrt werden sowie der Kampf um 
die Weltmeinung mit der „moralischen Munition" des Völker- 
rechts geführt werden. 
IV. Der Inbegriff der Rechtsvorschriften, die der kriegsmäßigen 
Verteidigung von Volk und Reich gegen äußere Feinde dienen, 
heißt ßeicksverteidigungsrecht. Dieses umfaßt die militärische, 
die zivile und die wirtschaftliche Reichsverteidigung. 
1. Gegenstand des Rcichsvcrtoidigungsrcchts ist also nicht nur 
das Recht der Wehrmacht, sondern auch das Recht, durch 
das die Volkskraft im zivilen Bereich für den Krieg bereit- 
gestellt wird, insbesondere das Kriegswirtschaftsrecht (z. B. 
Vorschriften für den Arbeitseinsatz im Kriege). Es um- 
faßt auch das Recht, das der ' bloßen Vorbereitung des 
Krieges dient. Zum Reichsverteidigungsrecht im weiteren 
Sinn gehören daher insbesondere die-Rechtssätze wehrwirt- 
schaftlichen Inhalts, wie z. B. die Vorschriften des Vier- 
jahresplanes, 
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2. Das Verhältnis des Begriffes Reichsvcrteidigungsrcclit zu 
verwandten Begriffen: 1 ' 1 

a) Das I&icgführungsrccht Dies esregelt' die Verhältnisse 
, , des Kriegszustandes, sei es auf Grund staatlicher Rechts- 
setzung (z. B. Prisenordnung), sei es auf Grund zwischen- 
staatlicher Vereinbarung (z. B. Pariser Seerechtsdekla- 
ration). Es ist ein Ausschnitt aus dem Reichsverteidi- 

: gungsrecht. < 

b) Das Wehrrecht. Dieses beschränkt sich .auf die recht- 
liche Ordnung der organisierten Wehrmacht. (z.B. Wehr-. • 
gesetz) nebst den Vorschriften, die unmittelbar die Wehr- . 
ertüchtigung und die . Wehrkraft des deutschen Volkes 

V zum Gegenstand haben (z. B. Vorschriften über die vor-* 
militärische Ausbildung). Das Wehrrecht ist ebenfalls 
ein Bestandteil des Reichsverteidigungsrechtes. 

c) Das Kriegsrecht. Dieses umfaßt sämtliche im Kriege er- 
lassenen Rechtssätze, auch soweit sie nicht der Reichs- 
verteidigung dienen (z. B. Verordnung über die Neu- 
gestaltung Stettins vom 1 8. XL 1939). Von diesen Vor- 
schriften gehört nur der die Reichsverteidigung betref- 
fende Teil zum Reichsverteidigungsrecht. 

Im vorliegenden Heft werden das Recht der Wehrmacht, 
und des Krieges und damit in Zusammenhang stehende 
Rechtsgebiete, wie z. B. das Luftschutzrecht und der 
^Familienunterhalt, behandelt. Die wirtschaftliche Reichs- 
vertejdigung, das Kriegswirtschaftsrecht, isti in Heft 40 2 
enthalten. 

Erster Abschnitt. 

Die Wehrmacht. 

Die deutsche Wehrmacht ist das hervorragendste Mittel zur ; 
^Durchsetzung und* Verteidigimg der Lebensrechte des y deutschen 
Volkes in Krieg und Frieden. Ihre besondere Bestimmung ver- 
schafft ihr eine Sonderstellung mit typischen Rechtseinrichtungen, 
die sie von den übrigen Organisationsformen des völkischen Lebens . 
SVeitgehend unterscheiden. 

I Die Entwicklung der Wehrverfassung. 

Jedes politische System findot seinen Niederschlag in einer be- 
stimmten Wehr Verfassung; Umgekehrt gestaltet die Wehrordnimg. 
auch die politische Verfassung mit. Dementsprechend stehen" 
politische Verfassung und Wehrverfassung in enger Wechselbe- 
ziehung zueinander.' 
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I. Das germanische Yolkshccr. Heer bedeutete in den gerniani- , 
sehen Völkerschaften und Staaten dasselbe wie ^wehrhaftes 
Volk". Das Heer war nicht etwas für sich Bestehendes; es gab 
also keinen Berufsstand der Krieger neben dem der Bauern. 
Vielmehr war jeder Bauer auch selbst Krieger. Nur wer 
Wehrdienst leistete, war ein freier vollberechtigter Mann. 

1. Der Wehrdienst war Ehrendienst und Ehrenrecht dos freien 
Mannes. Es bestand der Grundsatz der allgemeinen Wehr- : 
püiclit verbunden mit der Verpflichtung des Kriegers zur 
Selbstausrüstung und Selbstverpflegung. " 

2. Das Ilccr umfaßte das ganze Mehrhafte Volk. Die Heeres- , 
gliederung ergab sich aus der Volksordnung. Die kleinsten 
taktischen Einheiten waren die Sippen (Geschlechterver- 
bände), die zu Hundertschaften zusammengefaßt Avaren. 

3. Die politischen Einrichtungen der gennanischen Völker- 
schaften und Staaten erwuchsen aus der Wehrverfassung. ! 
Das Thing, in dem die wichtigen Entscheidungen getroffen 
wurden, entschied auch über Krieg und Frieden und war ' 
zugleich der Ort der Heeresmustenm<£. Ferner ergaben sich 

das Königs- "und Fürstenamt aus der Eignung zur mili- 
tarischen Führung. 

II. Das llitterheer des Mittelalters. Seit den Kämpfen Karl Mar- 
teils gegen die Araber bahnte sich ein grundlegender Wandel . • 
der Wehrverfassung an. Die Schaffung eines schwer bewirf- 
neten und ausgerüsteten Reiterheeres wurde erforderlich, um 

den gut berittenen Arabern im Kampfe gewachsen zu sein. Die 
Kosten eines solchen Kriegsdienstes konnten nur von Begüter- 
ten getragen werden. Zahlreiche freie Bauern unterstellten ■ ' 
sich deshalb einem mächtigen Grundherrn, der den Kriegs- 
dienst für sie übernahm. 

1. Die Wehrpflicht der breiten Masse wurde auf die Landfolge.. ; 
d. h. die Teilnahme an der Abwehr eines feindlichen Ein- 
falls, und die Burgwerkspflicht, d. h. die Verpflichtung,. 
Wach- und Schanzdienst zu leisten, beschränkt. 

2. An die Stelle des bäuerlichen Volksheeres trat das ritterlicher ' r 
Berufsheer. Grundlage des Kriegsdienstes war nicht mehr 

die allgemeine Wehrpflicht, sondern die Treupflicht der 
. Gefolgsmänner gegenüber dem Grundherren und dessen L 
Ireupfkcht gegenüber dem König. 

3. Aus der neuen Wehrverlassung entwickelte sich das Lelms« 
wesen, das dem mittelalterlichen Staat das Gepräge gab 
(Feudalismus), Der Gefolgsherr mußte den. Gefolgsmann" 
mit einem Grundstück belehnen, um ihn wirtschaftlich zur 
Leistung des Reiterdienstes instand zu setzen. Heeres- . 
folgepflichtig waren fortan nur noch die Lehnsmänner. 



III. Die Söldnerheere zu Ausgang .des Mittelalters* In den Kämpfen 
und Fehden der Ritter gegen das städtische Bürgertum und 
das Bauerntum zeigte sich, daß das llitterheer mit seinen ge- 
panzerten und daher schwer beweglichen Einzelkämpfern dem 
strafi geführten bürgerlich-bäuerlichen Fußvolk nicht mehr 
gewachsen war, : -An die Stelle des Ritterheeres tratein infolge- 
dessen vom 15. Jahrhundert ab Söldnerheere aus Lands- 
knechten. . ' . ' 

1. Die Idee der allgemeinen Wehrpflicht war erloschen. 

2. Die Söldner wurden wahllos aus Angehörigen aller Stände, 
Volksangehörigeri sowohl als auch Fremdvülkisohen, an- 

■ t geworben und waren lediglich auf ihren Obersten vereidigt. 
\ Ihnen fehlte jede nationale Bindung. 

3. Dem -Reich gelang es nicht, sich eine neue feste Wehr- 
- Ordnung zu gehen. Das Söldnerwesen ging daher Hand in 

Hand mit dem Niedergang und der fortschreitenden. Auf- 
lösimg des Reichs. 

IV. Die stehenden Hecro der absolutistischen Staaten.. Die Er- 
kenntnis,' daß. nur der Staat sich sicher zu behaupten ver-/ 
mochte, der über eine zuverlässige Heeresmacht verfugte, führ- 
te seit dem 17. Jahrhundert zum Übergang vom Söldner- 
wesen zur stehenden Armee, die ständig unter Waffen gehalten 
und" unmittelbar, und unauflöslich auf den Staat verpflichtet 
war. 

1, Das stehende Heer war ein Staatshcoiy das zwar frei ge- 
. worben, aber eine ständige Einrichtung des Staates war und 

auf den Landesherrn vereidigt wurde. 

2. Die stehenden Hecro führten zur 'Ausbildung der absolutisti- 
schen Staaten. Voraussetzung für ihre* Unterhaltung war 
die Bereitstellung ausreichender finanzieller Mittel. Um 
sich diese zu verschaffen, mußte der Landesherr die Macht 
der. Stände brechen, in - deren Händen das Steuerbewilli- 
gurigsrecht lag und die im allgemeinen nur bereit waren, 
die vorübergehende Aufstellung eines Heeres während der 
Zeit der Kriegesnot zuzulassen. Aus dem obersten Kriegs- 
herrn wurde auf diese Weise der oberste .Gesetzgeber, der 
Träger der Verwaltung und der oberste Gerichtsherr. 

3.. Im Brandenburgisch-preußischen Staat * wurden, bei der 
Regelung der Aushebung der erforderlichen Mannschaften 
die Anfänge einer allgemeinen .Wehrpflicht entwickelt 
(Kantonreglement). . • 

V. Bas deutsche Volksheor. In den Freiheitskriegen gegen die- 
napoleonische Unterdrückung wurde das deutsche Volksheer 
wiedergeboren. Mit seiner Hilfe konnten die deutsche staat- 
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liehe Einheit erkämpft und die Errichtung des Reiches ver- 
wirklicht werden. 

.1. Durch das Boynsche Wchrgcsclz vom 3. IX t 1814 wurde 
. im Hinblick auf den beginnenden Freiheitskampf gegen 
Napoleon die allgemeine Wehrpflicht in Preußen eingeführt 
und für alle Zeiten zur Grundlage der preußischen Wehr- 
verfassung gemacht. Nach Errichtung des Bismarckschen 
Reiches wurde die allgemeine Wehrpflicht Grundlage* auch 
der gesamt-deutschen Wehrverfassung. 

2. Das Heer war nunmehr wieder, ebenso wie in der germani- 
schen Frühzeit, ein Volk in Waffen. Der Waffendienst war 
erneut zum Ehrenrecht und zur Ehrenpflicht jedes deut- 
schen Mannes geworden. 

3. Die neue Wehrverfassung behauptete sich gegenüber Libe- 
ralismus und Parlamentarismus bis zum Zusammenbruch 
im Jahre 191S in ständigen Kämpfen mit den Parlamenten, 
insbesondere um die Frietlenspräsenzstärke und die Kom- 
mandogewalt des Monarchen. Auf diese Weise konnte die 
Monarchie ihren überragenden Einfluß auf die Geschicke 
des Staates bewahren und die traditionellen Träger der 
preußisch-deutschen Ordnung; Königtum, Heer und Be- 
amtentum, in Unabhängigkeit vom Parlament erhalten. 

"VII. Das Berufsheer des Weimarer Zwischenreiehes. Auf Grund des 
Versailler Diktats wurde die allgemeine Wehrpflicht abge- 
schafft und statt dessen ein Berufsheer von 100000 Mann 
gebildet. Die Vernichtung der deutschen Wehrordnung ging 
Hand in Hand mit einem Zerfall der politischen Verfassung 
des Eeiches. Dieses stand vor einem allgemeinen Chaos, als 
der Führer die Macht übernahm. 

TILDic Neuschaffung des deutschen Volksheeres nach der Macht- 
übernahme. Während das Reich abgerüstet hatte und dadurch 
, wehrlos gemacht worden war, rüsteten die übrigen Staaten 
entgegen den von ihnen übernommenen Verpflichtungen auf 
Infolgedessen war auch das Reich nicht mehr an die Ver- 
sailler Wehrmachtsbeschränkungen gebunden und stellte die 
Wehrhoheit weder, her, um auf diese Weise die zu seiner 
nationalen Selbstbehauptung erforderlichen Maßnahmen 
sicherzustellen. 

1. Das Gesetz über den Aufbau der Wehrmacht vom IG* III 
1935 führte die allgemeine Wehrpflicht wieder ein. Im An- 
Schluß daran brachte das Wehrgesetz vom 21. V. 1935 die 
Wehrverfassung für das neue deutsche Volksheer. 

2. Die neue Wehrmacht ist ein Volksheer; sie ist der Waffen- 
trager und die soldatische Erziehungsschule des deutschen 
A r oIkes. 
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3. Die nouo Wehrordnung hat das Itcich in den Stand gesetzt, 
das Versailler Diktat restlos zu ' vernichten und Deutsch- 
lands Raumenge zu sprengen; vgl. Heft 13,3 und 14,2. 

IL Die verf assuiigsrechtüclie Stellung der Wehrmacht. 

Die deutsche Wehrmacht ist ein. Yolkshcer und eine Kriegs- 
macht dos Reiches, die eine geschlossene Einheit bildet und streng 
nach dem Führergrundsatz ausgebaut ist. ' ' ■ " \ ' 

Dadurch unterscheidet sie sich von allen früheren Organisationsformcn der 
deutschen Kriegsmacht. Das gilt auch für ihr Verhältnis zur Wehrmacht des 
Kaiserreichs. Diese -war weder eine einheitliche Wehrmacht des Reichs, noch gab 
es in ihr eine einheitliche Führung. Nur die Kriegsmarine war eine Einrichtung 
-des Reichs, das Heer dagegen war in Kontingentsheere der Bundesstaaten auf- 
gespalten. Die militärische Führungsgewalt war sowohl bei der Kriegsmarine als 
auch beim Heer auf zalilreiche konkurrierende Stellen verteilt, die allein durch 
den Oberbefehl des Kaisers zusammengehalten wurden. Schließlich hatte die ' 
Wehrmacht gegen Föderalismus und Parlamentarismus zu kämpfen (Näheres 
hierüber vgl. Heft 13 l , S. Olff., Heft 15 a , S. 119, 124; ferner Huber, Heer und 
Staat, S. 17911., und Hcckel, Wchrverfassung und Wehrrecht, S. 28Gff.). 

Partei und Wehrmacht sind eng miteinander verbunden. Diese 
Verbindung wird durch die einheitliche oberste Führung gewähr- 
leistet, sie wird ferner durch den deutschen Volksgenossen selbst 
hergestellt (vgl. hierzu Heft 13 1 , S. 81). 

Ä. Die Führung der Wehrmacht. 

L. Ali der Spitze der gesamten Wehrmacht steht der Führer, als 
ihr Oberster Befehlshaber. 

1. Li ihm verkörpert sich der die Ordnung des Waffendienstes 
beherrschende Wille, Daher muß jeder Soldat auf ihn 
folgenden s persönlichen Fahneneid leisten, der ihn zu be- 

■ dingungsloser Gefolgschaft verpflichtet: „Ich schwüre bei 
Gott diesen heiligen Eid, daß ich dem Führer des Deutschen 
Reiches und Volkes Adolf Hitler, dem Obersten Befehls- 
haber der Wehrmacht, unbedingten Gehorsam leisten und 
als tapferer Soldat bereit sein will, jederzeit für diesen Eid 
mein Leben einzusetzen" (Gesetz vom 20; Vlii. 1934 — 
RGBl. I S. 785). ' 

2. Er übt den Oberbefehl über die Wehrmacht unmittelbar 
und persönlich aus. Der Reichskriegsminister, der früher die 
Befehlsgewalt über die Wehrmacht unter ilim als Ober- . 
befehlshaber der 'Wehrmacht ausübte, ist fortgefallen 
(Führererlaß vom 4 IL 1938 — RGBl. I S. III). 

IL Milit arischer Stab des Führers bei der Ausübung des Ober- 
befehls ist das Oberkommando der Wehrmacht., Dieses nimmt 
zugleich die Geschäfte des früheren Reichslcriegsministeriums 
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wahr. Es bearbeitet die den drei Wehrmachtteilen (vgl. jinten 
' B) gemeinsamen Aufgaben und die grundlegenden Angelegen- 
heiten der Landesverteidigung. An der Spitze des Oberkom- 
mandos der Wehrmacht steht der Chef des Oherkommandos 
der Wehrmacht. Er hat den Rang eines Reichsministers und 
ist Mitglied des Ministerrats für die Reichsverteidigung (Fuhrer- 
erlaß vom 30. VIII. 1939 - RGBl. I S. 1359) Eine eigene 
. soldatische Befehlsgewalt in Angelegenheiten der Truppen; 
führung steht ihm nicht zu. Insoweit bereitet er nur die Beiehle 
des Führers an die Wehrmacht vor und führt sie aus. .Da- 
gegen übt er im Auftrage des Führers die bisher dem Reichs- 
kriegsminister zustehenden Befugnisse aus. 

B. Die Gliederung der Wehrmacht. 
Die Wehrmacht gliedert sich in drei Wehrmachtteile: Heer 
(Pos. 1), Kriegsmarine (Pos. 2) und Luftwaffe (Pos. 3). Die Wehr-, 
machtteile sind in sich geschlossen und rechtlich einander gleichge- 
ordnet. Jeder von ihnen hat ein eigenes Oberkommando mit einem 
Oberbefehlshaber an der Spitze, denen die gesamte soldatische und 
verwaltungsmäßige Führung des ihnen unterstellten Wehrmacht- 
körpers zusteht. Die Oberbefehlshaber der drei Wehrina chtt eile 
haben den Rang von Reichsministern (Führererlaß vom 25. II. 1938 
— RGBl. I S. 215). 

1. Bas Heer, 

I. An der Spitze des Heeres stellt der Oberbefehlshaber des 
Heeres. Gegenwärtig hat der Führer den Oberbefelü. über 
das Heer übernommen. 

Als Arbeitsstab dient ihm das Oberkommando des Heeres 
mit dem Generalstab des Heeres und den einzelnen Ämtern. 
Hinzu kommen die Inspekteure für die einzelnen Waffen- 
gattungen: Infanterie und Jäger, Artillerie, Schnelle Truppen 
(Kavallerie, Panzertruppe und motorisierte Aufklärungs- 
abteilungen), Pioniere, Falrrtruppe, Nachrichtentruppe, Nebel- 
truppe und Sanitätsabteilungen. 

IL Das Heer ist in Heeresgruppen, Armeen und Armeekorps ge- 
gliedert. 

Die Heeresgruppen werden von einem Oberbefehlshaber und 
die Armeekorps von einem Kommandierenden General ge- 
führt, dessen Kommandostelle die Bezeichnung General- 
kommando trägt. Die Oberbefehlshaber der Heeresgruppen 
- sind nicht allgemeine Vorgesetzte der Kommandierenden Gene-* 
rale ihres Aufsichtsbereiches und der diesen unterstellten 
Heeresangehörigen und Heeresdienststellen. Der allgemeine 
Dienstweg geht vielmehr von den Kommandierenden Gene- 



ralen zum Oberbefehlshaber des Heeres unmittelbar. /Den 
Oberbefehlshabern der Heeresgruppen sind im Frieden ledig- 
lich Sonderaufgaben auf dem Gebiete der Ausbildung und der 
Landesverteidigung übertragen. Im Kriege haben sie doU 
gegen besonders bedeutsame Aufgaben als Heerführer. 

III. Die Armeekorps. bestehen aus 2 bis 3 Divisionen und den ihnen 
unmittelbar zugeteilten Truppen, wie z. .B. Nackriohten- 
truppen, Pionieren usw. 

Die Divisionen sind Verbünde gemischter Waffen. Der 
Normalverband 'der Infanterie, der Artillerie, der Kavallerie 
und der Panzertruppe ist das Kegiment. Bei der Infanterie 
. gliedert es sich in Bataillone* und Kompanien, bei der Artille- 
rie in Abteiltingen und Batterien, bei der Kavallerie in Halb- 

: regimenter und diese in Schwadronen, bei den Panzertruppen 

. und Panzerabwehrtruppen in Abteilungen und , Kompanien. 

* Die Pioniertruppen gliedern sich in selbständige Bataillone. 
Verwendungseinheit der Nachriohtentruppe ist die Nachrich- 
tenabteilung, die aus Kompanien zusammengesetzt ist. Die 

. Nebeltruppe gliedert sich in Nebelabteilungen und Batterien, 
die Fahr trappe in Fahr- und Krafbfalirabteilungen und diese 
in Kraftfahrkompanien bzw. Fahrschwadronen.. * 

2. Die Kriegsmarine. 

L.An der Spitze ider Kriegsmarine steht der Oberbefehlshaber der 
Kriegsmarine. Als Arbeitsstab dient ihm das Oberkommando 
der Kriegsmarine, das mehrere Hauptdienststellen hat. 

II. Dem Oberkommando der Kriegsmarine unterstehen: 
1. Der Marinegrupponbefehlshaber Ost in Kiel. 
•2. Der Flottenchef mit dem Flottenkommando in Kiel. Ihm 
sind die im Dienst befindlichen Schiffseinheiten unterstellt, 
• die in Geschwadern, Aufklärungsgruppen, Divisionen und 
Flottillen zusammengefaßt sind. Ini einzelnen unterstehen 
ihm der Befehlshaber der Panzerschiffe mit den Panzer- 
schiffen und Schlachtschiffen, der. Befehlshaber der Aul- 
ldarungsstreitkrätto mit den Kreuzern und den Führern 
der Torpedoboote und Minensuchboote und. der Befehls- ; 
haber der Unterseeboote. 
3. Die Kommandierenden Admiralo der Marinestation der Ost- 
see in Kiel und der Marinestation der Nordsee in Wilhelms- 
haven. Ihnen ist die gesamte Küstenverteidigung der Ostsee 
bzw. der Nordsee mit den in ihrem Bereich befindlichen 
Schiffsstammabteiliihgen, Marineartillerieabteilungen und 
V Inspektionen unterstellt. Dem Kommandierendem 
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der Marinestation der Ostsee unterstehen auch die Schul- 
schiffe und die zur Inspektion der Marineartillerie gehören; 
den Schiffseinheiten (Artillerieschulschiffe und Donau- 
flottille). 

3. Die lulhvalfc. 

I. An der Spitze der Luftwaffe steht der Reichsminister der Luft- 
fahrt und Obcrbclohlshabcr der Luftwaffe. Er wird durch den 

• Staatssekretär der Luffahrt vertreten, der zugleich General- • 
inspekteur der Luftwaffe ist. Als Arbeitsstab dient ihm das 
Reichshütfahrtministcrium, das sich in den Generalstab der 
Luftwaffe und mehrere Hauptdienststellen gliedert. Es ist) 
zugleich oberste Verwaltungsbehörde der zivilen Luftfahrt. 

IL Dem Oberbefehlshaber unterstehen vier Luftflottonkommandos. 
sowie das Luftwaffenkommando Ostpreußen. Territoriale 
Dienststellen sind die Luftgaukommandos. An der Spitze jeder 
Luftflotte steht ein Chef, der zugleich Befehlshaber eines der 
vier Luftverteidigungsgebiete ist. 

III. Innerhalb der Luftwaffe unterscheidet man die Fliegertruppe, 
die Flakartillerie, die Luftnachriclitcntruppc, die Fallschirm- 
truppe, die Luftlandetruppc, die Division „Hermann Gering" 
und die Schulen der Luftwaffe. Die Fliegertruppe gliedert 
sich in Luftflotten, Divisionen, Geschwader, Gruppen und 
Staffeln. Die Flakartillerie ist in Regimenter, Abteihingen und 
Batterien gegliedert. Die Verwendungseinheit der Fallschirm- 
truppen sind die Fallschirmjägerbataillone, die in Kompaniea 
mit Flugzeugtransportstaffeln gegliedert sind. 

i 

C. Die Aufgaben der Wehrmacht. 

Die Wchriaacht ist der Waffenträger und die soldatische Er- 
ziehungsschule des deutschen Volkes (§ 2 Wehrgesetz). 
I. Dir obliegt die Abwehr des äußeren Feindes. Sie schützt das. 
deutsche Volk, den deutschen Lebensraum und das Reich und 
sichert dadurch seinen Bestand inmitten einer feindlichen 
Umwelt. 

„Eni großer Staat besteht nur durch sich selbst und aus eigener Kraft; er 

• ^ni^n * - Ck ^ ßBei ? 8 £ ur ', wenn er entschlossen und gerüstet st,, 
sein Dasein seine Freiheit, sein Recht zu behaupten . . .« (Graf Helmuth 
v IMtke, Rcichstagarede vom 10. II. 1874). Dementsprechend gab erst 
der Wiederaufbau einer starten Wehrmacht dem Führer die MögLnkeit! 
Deutschland aus seinem tiefen Fall zu seiner heutigen Größe ,SpS 
fuhren und das deutsche Volk im Großdeuben Boich zu einen 

H. Sie erzieht das deutsche Volk zu soldatischer Haltung und 
weckt und fördert m ihren Angehörigen die höchsten Tugenden 
des deutschen Mannes: Kameradschaft, Verantwortmigsbe- 
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wußtsein, Disziplin, Pflichterfüllung.auch im kleinsten, kämp- 
ferischen Mut, Härte und Entschlossenkeit. Gleichzeitig er- 
zieht sie die aus allen Lehenshereichen zu ihr kommenden; 
Volksgenossen zum Bewußtsein gemeinsamer Verantwortung- 
für, das .Schicksal des Volkes und damit zur Vdksgemein- 

: schaft im Sinne der nationalsozialistischen Weltanschauung. 

.Dadurch ergänzt sie von der soldatischen Seite -her zu- 
gleich die Erziehungsarbeit ' der Partei, die diese mit ihren. 
Gliederungen und angeschlossenen Verbänden am "deutschen . 
Volke leistet. * ! 

III. Die Waffenbrüderschaft aller wehrfähigen Deutschon ist zu- 
gleich ein Garant der Einheit des Reiches. 

, Im Falle eines inneren Aufruhrs kann dio Welinunclit auch zur Abwehr« 
♦ ilcs inneren Feindes eingesetzt werden (vgl. Führerverordnung vom 17. L 
1036 über den Waffengebrauch der Wehrmacht). ^Regelmäßig wird beil 
solchen Vorfällen, die übrigens.im nationalsozialistischen Volksreich außer- 
halb des Bereiches aller Wahrscheinlichkeit liegen, der Einsatz der Polizei., 
ausreichen. 

D. Die Welirmaciitvorwaltung. 

Die Schlagkraft der Wehrmacht hängt nicht nur von dem, 
Vorhandensein einer gut geführten, wohlausgebildeten und /mit- 
hochstehenden Waffen, ausgestatteten Truppe ab. Dazu gehört- 
auch, daß ein eingespielter Verwaltungsapparat den reibungslosen 
Ablauf der Operationen der Truppe durch die Beschaffung von Ver- 
pflegung, Unterkunft, Geld und Bekleidung sicherstellt. Diese Auf- 
gaben obliegen der Wehrmachtvenvaltung. 

1. Die Verwaltung der Gesamtwehrmacht, 

I. An der Spitze der Wehnnaclitvcnvaltung der Gcsamtwohrmacht 
. (Heer, Kriegsmarine und Luftwaffe) steht der Che! des Ober- 
kommandos der Wehrmacht, Er übt im Auftrage des Führers, 
die Befugnisse des früheren Reichskriegsministers aus; vgl. 
oben S. 11. 

II: Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht ist in allen 
ministeriellen Angelegenheiten und gegenüber den anderen 
Obersten Reichsbehörden der verantivortlichc Vertreter der 
Wehrmacht. 

2. Die Verwaltung der drei Wehrmachttcile. ■. 

Jeder der drei Wehrmachtteile hat eine besondere Verwaltung,, 
die entsprechend ihren verschiedenartigen Bedürfnissen, unter- v. 
schiedlich aufgebaut ist. 
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*' ' a) Die Heeresverwaltung. 

I Oberste Roichsbehörde ist der Oberbefehlshaber des Heeres. 
Die Heeresvenvaltungsangelegenheiten werden bei seinem : 
Arbeitsstab, dem Oberkommando des -Heeres, im Hceres- 
verwaltungsamt bearbeitet. 
II Höhere Roichsbehordcit sind die Korpsintcndantcn. Zu jedem 
Generalkommando gehört ein Korpsintendant. 

Daneben bestehen für Sonderaufgaben die Verwaltung für Zentral- 
aufgaben des Heeres und die Hecresforstaufsichtsamter. 
Der Korpsintendant nimmt eine Doppelstollung ein: 
* 1 Er ist Che! der Wehrkreisvenvaltung und ist als solcher aus- 

* schließlich dem Oberbefehlshaber des Heeres unmittelbar 
dienstlich untersteht. In dieser Eigenschaft entscheidet er 
in allen Verwaltungsfragen, die nicht dem Oberkommando 
des Heeres vorbehalten sind. 

2. Er hat den Kommandierenden General in Fragen der Ver- 
waltung und Wirtschaft zu beraten und ihm darüber Vor- 
trag zu halten. In dieser Eigenschaft leitet er in unmittel- 
barer Unterstellung unter den Kommandierenden General 
die IVa-Angelegenheiten des Generalkommandos. 

* Zusatz: Intendanten sind auch bei den Heeresgruppen (Gruppeninten- 
dant), Divisionen (Divisionsintendant) und Brigaden (Brigadeintendant) 
eingeteilt. Diese Intendanten sind Berater der Befehlshaber der Korn- , 
mandobehörden in Fragen der Verwaltung und Wirtschaft und sind ihnen 
unterstellt. Es handelt sich bei ihnen also nicht um territoriale Dienst- 
stellen. 

HI. Ortsbchörden. Sie sind im allgemeinen den Wehrkreisver- 
waltungen unterstellt und gliedern sich entsprechend ihren 
Aufgaben in: 

1. Heeresstandortvcrwaltungen. Sie belinden sich in allen 
Standorten und Truppenübungsplätzen. Ihre Aufgabe ist 
es, die Standortanlagen mit Ausnahme der Standort- 
lazarette, .Kurlazarette, Munitionsanstalten, Remonte- 
ämter, Festungsanlagen u. a. zu verwalten. 

Bei den Heeresstandortverwaltungen befinden sich als Teile dieser 
Dienststellen Heeresstandortkassen, die als Sammelkassen den 
baren und unbareri Zabluhgs verkehr der Dienststellen des Standorts, 
erledigen. 

2. Heeresverpflegungshauptämter und Heeresverpflegungs- 
ämter. Sie nehmen im Standort die Verpflegungswtschaft 
wahr und wirken bei der Truppenküchenwirtschaft mit. 

3. Heeresbauamter und Heeresneubauämter. Sie nehmen den 
technischen Teil des Heeresbauwesens wahr und tragen die 

- Verantwortung für den guten baulichen Zustand der An- 
lagen. • - 



4. Hcercsbckleidungsämter. Sie versorgen das Heer mit !Be- 
ldeidung und Ausrüstung für den Mann. 

5. Heoresforstämtor, Hooresoborfürstoroion und Heoresrovior- 
försteroion. Sie verwalten und bewirtschaften die Forsten, 
Jagden und Fischgewässer des Heeres. Vorgesetzte Dienst- 
stelle ist bei ihnen nicht die Wehrkreisverwaltung, sondern 
das Heeresforstaufsichtsamt. 

Q. Heoroslazarcttverwaltungen. Sie bewirtschaften die Laza- 
; rette. . • 

7. Romonteamtor. Sie übernehmen, warten und verpflegen die 
für das Heer angekauften jungen Pferde bis zu ihrer Ab- 
gabe an die Truppe. 

8. Zahlmeistereien. Sie sind bei den Stäben der Kommando- 
; behörden, der Truppen und sonstigen Dienststellen einge- 
richtet und erledigen alle die Zahlung, Buchung und Rech- 
nungslegung betreffenden Angelegenheiten. Die , Zahl- 
meistereien bearbeiten zugleich die der Entscheidung des 
Kommandeurs vorbehaltenen Verwaltungs- und wirtschaft- 
lichen Angelegenheiten des Truppenteils als Abt. IVa des 
Stabes. . " . ' . 

b) Die Tenvaltung der Kriegsmarine.' 

I. Oberste Itoichsbehördo ist der Oberbefehlshaber der Kriegs- 
marine. Die Marineverwaltungsangelegenheiten werden bei 
seinem Arbeitsstab, dem Oberkommando der Kriegsmarine, 
im Marinovorwaltungsamt bearbeitet. , 

IL Höhere ßeichsbohördon sind die Marinointondaiituron in 
Willielmshafen und in Kiel, an deren Spitze je ein Marino- 
intendant steht, der dem Oberbefehlshaber der Kriegsmarine 
unmittelbar unterstellt ist. Ihr Wirkungsbereich erstreckt sich 
auf das gesamte Gebiet der Marinestation der Nordsee bzw. 
der Ostsee und betrifft alle Fragen der persönlichen Gebühr- 
nisse, der Bekleidung, der Garnisonbauten (z. B. Kasernen, 
Lazarette, Kirchen, Friedhöfe) und der Verpflegung ihres 
Bezirks. ' 

Weiterhin bestehen an höheren Technischen und Verwaltungsbehörden 
für den Bereich der Marinestätion der Nordsee, die, Marinewerft WiU 
holmshafon, die Hafonbaudirektion Wilholmshafen, die Marino- 
baudirektion Helgoland, das Marinoobservatorium Wilholms- 
haferi und die Doutscho Seewarte in Hamburg, und für den Bereich 
der Marinestation der Ostsee das Marinearscnal in Kiel, der Leiter 
des Marinowettordionstos und des Erprobungskomraando für 
Kriegsschiff sneubauton. . - 

III. Ortsbohördon. Für die einzelnen Aufgabengebiete sind er- 
richtet: Jlariiiestationslcassen, MarineboMeidungsiimter, Ma- 
scha off or, Xeugcstaltung. Heft 40 l . "2 



JinoauKÜBtüngastellen und andere Ämter unterstellt. 

c) Die Verwaltung der Luftwaffe. 
I Oberste lleichsbehördö ist der Reichsminister der Luftfahrt 
und 0 )c fehlshnber der Luftwaffe. Die L^^yerwal. 
tan E Ban ß elegenlieiten werden hei seinem Arbei sstab, dem 
SSftfahrtministerium, im Luftwaffcnvcrwaltungsamt he- 

arbeitet. 

n Höhere Rcichsbehördcn sind die Luftgaukommandos, bei denen: 
die Verwaltungsangelegenheiten durch den Lul gauintendan eil 
bearbeitet Wen Dieser ist - anders als der Korpsintendant 
bei der Heeresverwaltung - nicht Chef einer eignen Ver- 
waltung, sondern ist dem Befehlshaber des Luttgaues unmittel- 
bar unterstellt und ist ihm für die Erfüllung seiner Aufgaben, 
verantwortlich. 

Außerdem ribt es auch Intendanten bei den Luftflotten (Luftflotten- 
Intendanten). Bei ihnen handelt es sich jedoch nicht um territoriale Dienst- 
stellen. 

HL Ortsbehürden sind die Fliegerhorstkoinmandanturen. Die Ver- 
waltungsangelegenheiten werden bei ihnen von der Gruppe- 
Verwaltung bearbeitet. Diese untersteht unmittelbar ^ dem 
• Kommandeur des Fliegerhorstes und ward von dem dienst- 
ältesten Verwaltungsbeamten geleitet, der dem Kommandeur 
für die Erfüllung seiner Aufgaben verantwortlich ist. In der 
Gruppe Verwaltung wird der gesamte Verwaltungsdienst er- 
ledigt, nämlich: Amtskasse, Gebührnisee, Verpflegung, ^ Be- 
kleidung, Liegenschafts- und Unterkunfteangelegenheiten^ 
Versorgungsangelegenheiten, Haushaltsangelegenheiten,. 
SelbstbewirtEchaftungsmittel, Übei wachung der Geldwirt- 
schaft bei den Zahlstellen, Arbeiter- und Angestelltenange- 
legenheiten, Unterstützungen, Notstandsbeihilfen, Steuern, 
und Versicherungen. 

Befinden sich bei einer Fliegerhorstkonimandantur mehrere Wirtschafts- 
einheiten, so ist auch bei jeder von ihnen eine Gruppe Verwaltung einge- 
richtet. Die Gruppe Verwaltung bei der Fliegerhorstkommandantur be- 
arbeitet alsdann nur die Kassengeschafte als Sammelkasse (Fliegerhorst- 
kasse), die Arbeiter- und Angestelltenangelegenheiten (Fliegerhorstlöhn- 
stelle); die Liegenschafts- und TJntcrkunftsangelegenheiten und die An- 
gelegenheiten, die die Fliegerhorstkcmmandantur selbst betreffen. Alle* 
anderen Angelegenheiten werden von den Gruppen Verwaltung bei den 
einzelnen Wirtschaftseinheiten erledigt. 



HL Der Wehrdienst. 

A. Die allgemeine Wehrpflicht. 

I. Der Dienst in der Wehrmacht erfolgt auf der- Grundlage der 
allgemeinen Wehrpflicht. 

1. Die Dauer der Wehrpflicht. ' 

a) Wehrpflichtig ist jeder deutsche Mann vom vollendeten 
•18. Lebensjahr bis zu dem auf das vollendete 45- Lebens- 
jahr folgenden 31. März (§ 4Wehrgesetz). Der Wehrdienst 
umfaßt den aktiven Wehrdienst und den Wehrdienst im . 
Bourldubtciistando. Die aktive Dienstzeit dauert zwei 
Jahre. Im Beurlaubtenstande stehen die Angehörigen 

. der Reserve, der Ersatzreserve und der Landwehr. Ge- 
diente gehören zur Reserve. Nicht zur Erfüllung der 
aktiven Dienstpflicht Einberufene gehören zur Ersatz-r 
reserve. Zwischen dem 35. und dem 45. Lebensjahr ge- 
hören die Wehrpflichtigen zur Landwehr, von da ab ge- 

* hören die einberufenen Jahrgange zum Landsturm. 
Offiziere und Wehrmachtbeamte im Offiziersrang sind 
ohne zeitliche Begrenzung wehrpflichtig (VO. vom 22. IL 
1938 — RGBL I S. 214). 1 

Während des bes&nderen Einsatzes findet eine Überweisung aus 
der Reserve in die Landwehr usw. wegen Erreichung der Alters- 
grenze nicht statt. 

b) Im Kriege ist darüber hinaus jeder deutsche Mann und. 
jede deutsche Frau gleichgültig welchen Alters zur Dienst- 
leistung für das Vaterland verpflichtet (§ 1 Abs, 3 Wehr- 
gesetz). Diese Regelung bedeutet eine neuzeitliche Er- 
gänzung des Gedankens der allgemeinen Wehrpflicht 

. entsprechend, der Ausweitung des Krieges zum totalen 

Krieg. . * — 

Bei § 1 Abs. 3 Wehrgesetz handelt es sich um eine Rähmenbe- 

stimmung, aus der sich zunächst keine unmittelbaren Pflichten 
• ergeben. Dazu iBt der Erlaß besonderer ergänzender Bestimmungen 

erforderlich (Notdienstverordnung). 
Das am 5. XII. 1010 erlassene Gesetz über den vaterländischen 

Hilfsdienst, das ein Werk des Generals Ludendorff war, beruht auf 

ähnlichen Gedankengängen. Nach diesem Gesotz konnten alle 

nicht im Heeresdienst stehenden und wehrtauglichen Volksgenossen 

zur Landesverteidigung herangezogen werden. 

2. Der Wehrdienst ist eine Ehrenpflicht und ein Ehrendienst 
, am deutschen Volke. Er ist daher Juden und Wchrunwürdi- 

gen verschlossen. 

a) Juden können keinen aktiven Wehrdienst leisten. Jüdische Misch- 
linge sind zwar wehrpflichtig, sie können aber in der Wehrmacht 
nicht Vorgesetzte sein. 
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• ' ' bV Wchrumvürdigo Bind von der Erf üllung der . WdmifUoht ausge- 
RohlosBcn Wehrunwürdig ist insbesondere, wer mit Zuchthaus oder 
"veÄ Betätigung bestraft ist oder sieh nicht im 

Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte befindet. 

3 Wolirpmclitigc, die nach dem Gutachten eines Sanitäts- 
' offiziers oder eines von der Wehrmacht beauftragten Arztes 
für den Wehrdienst untauglich befunden worden sind, 
dürfen nicht zum Wehrdienst herangezogen werden. 
II Der freiwillige Eintritt in die Wehrmacht (die Waffen-^). Er • 
* ist auch wahrend des Krieges möglich. Die längerdienenden 
Freiwilligen stellen insbesondere den Nachwuchs für .die 
aktiven Offizier- und Unteroffizierlaufbahnen der Wehrmacht. 
Der Eintritt in die Waffen-^ erfolgt, grundsätzlich nur auf 
Grund freiwilliger Meldung. 

1. Bei den Freiwilligen ist zu unterscheiden zwischen: 

a) Bewerbern für üHizierlauIbnhncii. 

b) Bewerbern für die Untcroffizicrlmifbahmm. Die Dauer der Ver- 
pflichtung betragt bei ihnen 12 Jahre, bei der Waffen-^ 4 1 /. und 
12 Jahre. Längerdienende Freiwillige können sich nur melden: für 
Heer, Kriegs marine und Luftwaffe bis zum vollendeten 25. Lebens- 
jahr, für Untcroffizierscbulen jedoch nur bis zum vollendeten 18. Le- 
bensjahr, und für die Waffen-^ bis zum vollendeten 23. Lebensjahr. 

c) Freiwillige mit 4 1 / 2 jttliriger DIcnstTerpIliditiing (mir Waffen-^). Sie 
dürfen nur bis zum vollendeten 35. Lebensjahr angenommen werden. 

d) Kriegsfreiwillige. Sie werden für die Dauer des Krieges bzw. des 
besonderen Einsatzes einberufen und in erster Linie beim Heer für 
die Infanterie, Panzertruppe und Naehriehtentruppe, bei der Kriegs- 
marine für den Küstendienst, bei der Luftwaffe für die Fliegertruppe 
und Luftnachrichtentruppe angenommen. 

2. Zur Erfüllung der ReichsarbcitsdionstpHicht sind die Frei- 
willigen während des besonderen Einsatzes nicht heranzu- 
ziehen. Nur die Kriegsfreiwilligen eines noch nicht zur. 
"Erfüllung der Reichsarbeitsdienstpflicht herangezogenen 
jüngeren Jahrgangs haben einen verkürzten Reichsarbeits- 
clienst von 3 Monaten abzuleisten. 

HL Die Entlassung aus dem aktiven Wehrdienst. Sie ist. während 
der Dauer des besonderen Einsatzes eingeschränkt. Entlassun- 
gen nach Erfüllung der aktiven Dienstpflicht, nach Ablauf 
einer freiwillig * eingegangenen Dienstverpflichtung, wegen 
' Erreichung der Altersgrenze, wegen mangelnder Eignung und 
auf eigenen Antrag aus persönlichen Gründen sind grund- 
sätzlich ausgeschlossen. _ 

Sie kann nur noch aus folgenden Gründen erfolgen: Bei AuBsahoidori 
von Rechts wegen (z. B. wenn auf Verlust der Wchrwürdigkeit erkannt 
ist), wegen irrtümlicher Einstellung aus strafrechtlichen, Staatsrecht- 
liehen, raBscpolitiBchen Gründen, wegen Dionstunf ahigkeit, mangels 
Verwendungsmöglichkeit infolge Minderung der Kriegsbrauchbar- 
keit, wegen Unahkömmlichkoitsstellung. 



B. Pflichten und Rechte des Soldaten. 

Dienst, Ehre und Freiheit sind die Leitgedanken, von denen das 
soldatische Dienstverhältnis beherrscht wird. Die sich daraus er- 
gebenden Pflichten yrnd Beeilte bilden eine Einheit, sie sind yer- 
sclüedene Seiten des militärischen Dienstverhältnisses.' Dabei 
haben die Pflichten den unbedingten Vorrang. Das entspricht alter 
militärischer Überlieferung und ebenso nationalsozialistischer Auf- 
fassung über das Verhältnis von Pflichten und Rechten (vgL 
Heft 13 1 ). * 

„Die Pflichten des deutschen r Soldaten" sind durch Erlaß des • 
Reichspräsidenten v. Hindenburg vom 25. V. 1934 festgesetzt 
worden. Weiterhin zählt das Wehrgesetz Pflichten und Rechte des 
Soldaten auf. Mit ihnen befassen sich ferner zahlreiche Einzelvor- 
schriffcen, deren Aufzählung hier zu weit führen würde (Näheres 
vgl. Heckel, Wehrverfassung und Wehrrecht, S. 236ff.). 
I. Die Pflichten dos Soldaten. 

1. Unter ihnen steht die Treupflicht zum Führer an erster 
Stelle. „ Die Treue ist das Mark der Ehre" (v. Hindenburg). 
Sie verpflichtet zum unbedingten Gehorsam und voll- 
ständigem Einsatz im Dienste der Verteidigung von Volk 
und Reich. Ihre Verletzung (z. B. Landesverrat, Eeigheit, 
Fahnenflucht) steht unter schwerster Strafe. 

2. Die übrigen Pflichten ergeben sich sämtlich aus der Treu- 
- püicht. Sie sind teilweise dieselben Pflichten, denen auch 

die übrigen Volksgenossen unterliegen, teilweise gelten sie 
nur für das soldatische Dienstverhältnis. Besonders wichtige . 
Einzclpüichton sind die -Verpflichtung zu Kameradschaft 
Unbestechlichkeit, Achtung vor fremdem Besitz und Ver- 
meidung von Ausschreitungen im Felde, wie Beutemachen, 
Plündern und Marodieren. Ferner ist dem Soldaten aus 
militärisch-technischen Gründen' jede politische Tätigkeit 
verboten. Die Zugehörigkeit zur NSDAP, und ihren Gliede- 
rungen und angeschlossenen. Verbänden rulif deshalb für 
die Dauer des aktiven Wehrdienstes (§ 20 Wehrgesetz). 
Schließlich ist der Soldat verpflichtet, die Erlaubnis zur 
Verheiratung und zur Übernahme von ^Nebenbesohäfti- 
gungen einzuholen. 
II. Das Wohrrccht kennt auch Rechte des Spldaten, die sich.nicht : 
■ erschöpfend aufzählen lassen. 
.1 Die Soldaten haben ein allgemeines Recht auf Schutz und 
Fürsorge dos Führers, ein Recht, das ihrer Treupflicht dem 
Führer gegenüber entspricht. 
2 An Einzolrcchten sind hervorzuheben. Das Recht auf Uni- 
form, Besoldung, Gebührnisse, Hcilfürsorgc, Hinterbliobe- 
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nonfiirsorgo und -Versorgung, auf Ehrenbezeugungen und 
zur Beschwerde. . 

C. Das Rang- und Vorgesetztenverhältnis und die 
Bcfelilsbefugnisse. 

Die soldatischen Ranggruppen. Die Soldaten gliedern sich dem 
in der Wehnnacht besonders ausgeprägten Führergrundeatz 
entsprechend in Führer, Führergehilfen und Geführte. Dem- 
gemäß unterscheidet man drei Rangstufen: Offiziere, Unter- 
offiziere und Mannschaften. Hinzu kommt die Ranggruppe 
der Musikinspizienten und Musikmeister. 

1. Die OKizierc. Es gibt bei ihnen vier Rangklassen: 

a) Die Rangklnsse der Generale mit den Dienstgraden: 

a) Reicbsmarscball. 

ß) Gencralfeldinarschall; Großadmiral. 

y) Generaloberst; Generaladmiral. 

ö) General der Infanterie, Gebirgstruppe, Kavallerie, Artillerie, 
Pioniere, Panzertruppe, Nachricbtentruppe ; Generaloberstabs- 
arzt, Generaloberstabsvoterinär; Admiral; General der Flieger, 
Flakartillerie, Luftnaehrichtentruppe. .' 

e) Generalleutnant; Generalstabsarzt; Generalstabsveterinär, Vize- 
admiral; Admiralstabsarzt. 

C) Generalmajor; Generalarzt; Generalveterinär; Konteradmiral; 
Adiniralarzt. 

b) Die Rangklasse der Stabsoffiziere mit den Dienstgraden: 

a) Oberst; Oberstarzt; Oberstveterinär; Kapitän zur See; Flotr- 
tenarzt. 

ß) Oberstleutnant; Oberfeldarzt; Oberfeldveterinär; Fregatten- 
kapitän; Geschwaderarzt. 

y) Major; Oberstabsarzt; Oberstabsveterinär; Korvettenkapitän; 
MarineoberBtabsarzt. 

c) Die Rangklasse der Hauptlcutc, Rittmeister und Kaiiitänlcutnaiito 

mit den Dienstgraden: 

Hauptmann, Rittmeister; Stabsarzt, Stabsveterinär; Kapitän- 
Ieutnant; Mannestabsarzt. 

d) Die Kangklasse der Leutnante mit den Dienstgraden: 

a) Oberleutnant; Oberarzt, Oberveterinär; Oberleutnant zur See: 
ßlanneoberassistenzarzt. 

ß) Leutnant; Assistenzarzt, Veterinär, Leutnant zur See: alarine- 
assistenzarzt. 9 

2. Die Musilriiispizionten und Musikmeister. Es gibt bei ihnen 
drei Kangklassen: 

a) Die Rangklasse der Musikinspizieiitcn mit den Dienstgraden: 
. a) Obermusikinspizient. 
ß) Musikinspizient. - . 
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"b) Die Rahgklnssc der / Stabsmusikmeister mit dem Dienstgrad: 
Stabsmusikmeister. * - 

' c) Die Rangklasso der Musikmeister mit den Dienstgraden: 
? a) Obermusikmeistcr., 

ß) Musikmeister. . / 

3. Die Unteroffiziere Es gibt bei ihnen drei Rangklassen: 

a) Dio Rangklasso der Festungswerkmeister und Ilulbcschlagwcrk- 
meister mit den Dienstgraden: 

a) Fcstungsobenverkmcister, Oberhuf bescblagmeister. 

ß) Festungswerkmeister, Hufbeschlagmeister. 

b) Die Rangklasso der Unteroffiziere mit Portepee mit den Dienst- 
graden: 

a) Stabsfeldwebel, Stabswachtmeister; Stabsbesclilagmeister, Stabs- 

feuenverker, Stabsschirrmeister, Stabsfunkmeister, Stabsbrief- 

taubenmeistor; Stabsoberfcldwebel. 
ß) Oberfähnrich; Unterarzt, Unterveterinär; Oberfähnrich zur See. 
y) Oberfeldwebel, Oberwachtmeister; Oberbeschlägmoistcr, Obor- 

feuerwerker, Oherschirrmeister, Oberfunkmeister, Oborbrief- 

taubenmeister; Oberbootsmann." 

«5) Stabsfeldwebel (F.). 

e) Feldwebel, Wachtmeister; Beschlag meister, Feuenverker, Schirr- 
meister, Funkmeister, Brieftaubenmeister; Bootsmann. 

cj Die Rangidasso der Fähnriche und Unteroffiziere ohno Foricpeo mit 

den Dienstgraden: 

a) Fähnrich; Fähnrich zur See; Fähnrich im Sanitätakorps (im 

Yeterjnarkorps, im Ingenieurkorps). 
ß) Unterfeldwebel, Unterwachtmeister; Oberbootsmannsmaat. 
y) Unteroffiziere, Oberjäger; Bootmannsmaat. 

4, Die Mannschaften. Unter ihnen gibt es keine verschiedenen 
; Rangklassen, jedoch folgende Dienstgrade : 

a) Stabsgefreiter, Oberstabsgefreiter. 
ß) Matrosengefreiter. 

y) Matrosenhauptgefrciter, Hauptgofreitcr. 
6) Obergofreiter, Itfatrosenobergefreiter. 

e) Gefreiter, Matrosengefreiter. 

f ) Oberschütze, Oberreiter usw. 

7]) Grenadier, Reiter usw., Matroso; Flieger usw. 

II. Vorgesetztonverhältnis. Das soldatische Vorgesetztenverhält- 
nis' ist eine dem. Waffendienst eigentümliche Erscheinung, die 
man in gleicherweise auf keinem anderen Lebensgebiet wieder- 
findet. Bs haftet nicht, wie das behördliche Vorgesetztenver- 
hältnis, "am Amt, sondern es ist notwendigerweise mit dem 
militärischen Rang verbunden, es ist also ein Ausfluß der solda- 
tischen Fiihrerorganisation. Außerdem ist die militärische Be- 
fehlsgewalt infolge der Notwendigkeiten des Krieges so weit- 
. gehend wie in keinem anderen Bereich. 
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Man unterscheidet drei Arten des Vorgesetztenverhältnisses : 

1. Allgemeines Vorgesetztenverhältnis. Offiziere sind in und 
außer Dienst Vorgesetzte aller anderen Offiziere der niede- 
ren Rangldassen sowie aller Unteroffiziere und Mann- 
schaften; Die Unteroffiziere sind Vorgesetzte aller Mann- 
schaften. 

Ein durch Dienstrang oder Dienststellung begründetes Vorge- 
setztenverhältnis von Wehrmachtbeamten gegenüber Sol- 
daten besteht nicht, jedoch haben diese die dienstlichen Anord- 
nungen von Wehrmachtbeamten, unter deren Leitung oder Verant- 
wortung sie Dienst tun, zu befolgen. 

2. Vorgesetztenverhältnis auf Grund besonderer Dienststellung. 
Soldaten kann der Befehl über andere Soldaten übertragen 
werden, auch wenn diese einer höheren Rangklasse ange- 
hören. Für die Dauer der übertragenen Dienststellung und 

. den Umfang der damit verbundenen Diensthandlung sind sie 
Vorgesetzte über die unterstellten Soldaten. 

Zu Vorgesetzten dürfen nicht bestellt werden: Musikinspizicnten,. 
Musikmeister, Unteroffiziere und Mannschaften über Offiziere; Unter- 
offiziere und Mannschaften über Musikinspizienten und Musikmeister; 
Mannschaften über Unteroffiziere. 

3. Vorgesetztenverhältnis kraft eigener Erklärung. Jeder 
dienstältere Offizier hat das Recht und die Pflicht, dienst- 
jüngere Offiziere wegen ihres außerdienstlichen Verhaltens 
zurechtzuweisen und sich ihnen gegenüber in das Vorge- 
setztenverhältnis zu setzen. 

Weiterhin ist jeder Offizier und Unteroffizier berechtigt, die nach 
dem Dienstgrad oder Dienstalter unter ihm stehenden Soldaten vor- 
läufig festzunehmen oder ihre vorlaufige Festnahme zu bewirken, wenn 
die Aufrechterhaltung der Manneszucht es fordert. 

IEL Die Bcfehlsbefugnisse im Heer sind im einzelnen durch Erlaß 
vom 21. IV. 1936 geregelt. Das militärische Verordnungsreclit 
übt der Führer aus. Er erläßt auch die zur Durchfuhrung des 
Wehrgesetzes erforderlichen Rechtsverordnungen und Ver- 
waltungsbestimmungen (§ 37 Wehrgesetz und Ziff. 1 des Erl 
vom 21. IV. 1936). Der Führer hat diese Befugnis auf den Chef 
des Oberkommandos der Wehrmacht und — in Fragen des 
Ersatzwesens und der Wehrübenvachung — auf den Reichs- 
minister des Innern übertragen (Näheres vgl. Erlaß vom 
22. V. 1935 - RGBl. I S. 615). " b / 



D. Die Wclirmaclitbcamten. 

Zu den „Angehörigen der Wehrmacht" gehören neben den 
Soldaten auch die Wehrmachtbeamten. Sie haben die vielfältigen 
Aulgaben der Wehrmachtyenvaltung zu versehen 



I. Wclirmachtbcaintc sind alle in der Wehrmacht (Heer, Kriegs 
marine, Luftwaffe) stehenden Beamten. 

1. Aui sie lindon die Bestimmungen des Doutsehen Beamten- 
gesetztes Anwendung. 

Bio Wehrmachtbeamten sind unmittelbare Reichsbeamto. Ikro bo- 
amtenrechtlichc Stellung entspricht der der übrigen Reichsbeamton. 
Sie haben dementsprechend deren Pflichten und Rechte. Dienst- 
vergehen werden bei ihnen nach der Reichsdienststrafordnung bestraft, 
doch findet auf bestimmte- Verstöße (z. B. VerstöOo gegen die mili- 
tärische Zucht und Ordnung, die besondere militärische Interessen 
veriotzen), die Wehrmachtdisziplinarstrafordnung Anwendung; vgl. 
unten S. 40. Sic werden ferner nach der Reichsbesoldungsordnung wie 
sonstige Reichsbeamte besoldet und erhalten Fürsorge und Versorgung 
.wie diese. Näheres vgl. Heft M B . ■/ ■' 

2. Für sie gelton weiterhin zahlreiche von der Wehrmacht er- 
lassene Sondorhestimmuiigbnj vgl. unten II und III. 

II. Die Wehrmachthcamten haben einen bestimmten militärischen 
Rang. 

1. Die Rangstufen der Wehrmachtbeamten. Es haben den 
Rang wie ein: •; 1 " ■ 

a) Generalleutnant (Vizeadmiral): Ministerialdirektor, Generalstabs- 
. intendant, Oberreichskriegsanwalt, Senatspräsident beim Reichs- 

kriegsgericht uT a. m. 

b) Generalmajor (Konteradmiral): j\Iinisterialdirigent, Generalinten- 
dant, Reichskriegsgerichtsrat u. a. m. 

0) Oberst. (Kapitän zur- See): Ministerialrat, Oberstintendant, Oberst- 
kriegsgericht srat, Marineintendant, Luftgauintendant, Oberstinge- 
nieur u. a. m. 

d) Oberstleutnant (Fregattenkapitän): Techn. und nichttechn. Ober- 
. rate, Ministerialbürodirektor u. a. m. ' • 

e) Major (Korvettenkapitän): Techn. und nichttechn. Räte, Ober- 
• stabsapotheker, Reg. -Apotheker,- Studionrat, Amtsräte, .Oberfeld- 
zahlmeister, Obcrstabszahlmeister, Amtmänner, Remonteamtsvor- 
stcher, Stabsflugführer, Fliegerstabsingenieur u. a. m. 

' f ) Iluuptamim (Käpitänleutnant) : Assessoren, Kriegsrichter, Stabszahl- 
meister, Techn. und nichttechn. Oberinspektoren, Waffenober- 
revisor, Obertrigonometer, Oberkartograph, Hauptflugführer u. a. m. 

g) Oberleutnant (Oberleutnant zur See): Oberzahlmeister, Techn. und 
nichttechn. Inspektoren, Wallenrevisor, Trigonometer, Kartograph 

. u. a. m. ^ K . 

h) Leutnant (Leutnant zur See): Zahlmeister, Waffenmeister, Sekretäre, 
Heereshauptwerkmeister, Heeresoberwerkmeister, Fliegeringenieur, 
Flugmeister, Maschinenmeister u. a. m. 

1) Oberfeldwebel {Oberbootsmann): Assistent, Heereswcrkineister. 

i) Feidwebel (Bootsmann): Futtermeister, Magazinmeister, Lager- 
meistor, Justizwachtmeister, Amtsgehilfe, Laborant ii.-a.-in.: 

Einen allgemeinen Offiziersrang haben die Pfarrer, 
yer^valtungfl8ela:etärebeidenPeldbia(^öfen l dioBeamtonder■■ 
Heeresforstvenvaltimgu.a.und einen allgemeinenUnt er - 
offiziersrang die' Heereswerkmeister, Mühlenmeister, 
Küster und sämtliche Beamte des einfachen Dienstes. 
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2. Vorgcsclzienvcrliaillnis. Es gründet sich bei den Wehr- 
machtbeamton ausschließlich auf die Dienststellung. Es 
gibt daher bei ihnen kein allgemeines Vorgesetztenverhält- 
nis und keinVorgesctztenverhältnis kraft eigener Erklärung 
wie bei den Soldaten (vgl oben S. 24), auch nicht im Ver- 
hältnis zu den anderen Wehrmachtbeamten. 

Die Wehrmnchtbcninten haben Venvnltungsvorgcsetzte und mili- 
tärische Vorgesetzte. 

a) Vcrwallungsvorgcsotztc sind die Dienstvorgesetzten und 
die sonstigen Vorgesetzten. Der Wehrmachtbeamte ist 
verpflichtet, ihre dienstlichen Weisungen zu befolgen, 
wenn nicht ihre Ausführung für ihn erkennbar den 
Strafgesetzen zuwiderlaufen würde. Verletzen die An- 
ordnungen nur Reell ts- oder Verwaltungsvorschriften, 
so muß er sie ausführen, wenn der Vorgesetzte dies 
trotz Gegenvorstellungen forciert. 

b) Militärische Vorgesetzte sind die vorgesetzten Befehls- 
haber und Kommandeure und die Wehnnachtbeamten, 
denen ein militärisches Vorgesetztenverhältnis zuer- 
kannt ist. Der Wehrmachtbeamte muß die Befehle dieser 
Vorgesetzten selbst dann befolgen, wenn sie gegen Straf- 
gesetze verstoßen. Für solche Befehle ist der Vorge- 
setzte nach § 47 MStGB. im allgemeinen allein verant- 
wortlich. Der Untergebene macht sich jedoch als 
Teilnehmer strafbar, wenn ihm bekannt gewesen ist, daß 
der Befehl ein Verbrechen oder Vergehen bezweckte. 

III. Die Wehrmachtbeamten sind hinsichtlich des Tragens von Uni- 
form oder Dienstkleidung in 3 Gruppen gegliedert: 

1. Zum dauernden Tragen einer Uniform sind u. a. verpflichtet: 
Die Beamten der Kommandobehörden, Wehrkreisver- 
waltungen, Heeresstandortverwaltungen. der Heeresjustiz- 
verwaltung, des Heeressanitätswesens und der Zeugver- 4 
waltung. 

2. Zum Tragen einer Uniform sind berechtigt: Die Beamten 
des Oberkommandos der Wehrmacht, des Bibliotheks- 
wesens und der Heeresbauverwaltung. 

3. Keine Uniform haben: Von den Beamten des mittleren 
Dienstes die Heereswerkmeister und ferner die Beamten 
des unteren Dienstes. 

Abweichungen von 1. und 2. sind durch Sonderregelung möglich. 

TV. Der Welirersatz. 

Aufgabe des Wehrersatzes ist es, den Ersatzbedarf der Wehr- 
macht und der Waffen-^ an Wehrpflichtigen zu decken. Voraus- 
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Setzung für den aktiven Wehrdienst ist die Erfüllung der Arbeits- 
pflicht. Das gilt auch hn Kriege für die Einziehung zum Wehr- 
dienst für den Geburtsjahrgang 1920 und die jüngeren Geburts- 
jahrgänge. 

A. Die Welircrsatzorganisation. 

Der Aufbau des Wehrersatzwesens ergibt sich aus der Ver- 
ordnung über die Musterung und Aushebung vom 17. TV. 1937 
(RGBL I S. 469), 2. Teil, 1. Abschnitt. 

Die Wehrbezirkseinteilung beruht auf der Verordnung über die Wehrbezirks- 
einteilung für das Deutsche Reich vom 17. VII. 1041 (RGBl. I S. 301). 

I. Das Wclirersatzwcson wird vom Oberkommando der Wehrmacht 
im Einvernehmen mit dem Keichsminister des Innern geleitet 

1. Für die Durchführung des Wchrersatzos ist das ganze 
Reichsgebiet in Wehrkreise (Wehrkreiskommandos) ein- 
geteilt. Befehlshaber des Wehrkreises ist der Komman- 
dierende General des im Wehrkreis liegenden Armeekorps. 

Die Wehrkreise haben außerdem wichtige Aufgaben auf dem Gebiete 
der Wehrmachtverwaltung zu erfüllen. Es gibt zur Zeit 17 Wehf kreise, - 
die Aufgaben des Wehre rsatzes durchführen. 

2. Jeder Wehrkreis ist in bis zu 4 Wchrcrsatzbozirke (Wehr- 
ersatzinspektionen) gegliedert. Das Wehrersatzwesen in ihm 
leitet der Wehrersatzinspekteur im Einvernehmen mit den 
höheren Verwaltungsbehörden seines Bezirks. 

Der Wehrersatzinspektion entsprechen in der allgemeinen und inneren 
Vorwaltung etwa 2 Regierungsbezirke oder eine Mehrheit von kleineren 
Ländern. . ' 

3. Die Wokrersatzbezirke sind in Wehrbezirke (Wehrbezirks- 
kommandos) gegliedert. Das Wehrersatzwesen im Wehrbe- 
zirk leitet .der Wehrbezirkskommandeur im Einvernehmen 
mit den zuständigen Kreispolizeibehürden. 

Das Reichsgebiet ist in 332 Wehrbezirke eingeteilt. Hierzu tritt das 
Wehrbezirkskommando Ausland in Berlin. 

4. Der Wehrbezirk ist in Musterungs- oder Tcilmustorungs- 
bezirko (Wehrmeldeämter) eingeteilt. Ihre Zahl ist örtlich 
verschieden. ■ ■ 

II. Die Wehrorsatzorgaiüsation hat den Ersatz für die gesamte 
Wehrmacht, also Heer, Kriegsmarine und Luftwaffe, und 
die bewaffneten Einheiten der 'fä durchzuführen. Sie ist 
zugleich die Grundlage für das Zusammenwirken der Wehr- 
macht mit den Verwaltungsbehörden im Wehrersatzwesen, 

B. Das Wchrorsatzwescn. 
Bei dem Wehrersatzwesen unterscheidet man drei Abschnitte: 
Die Erfassung (Pos. 1), die Musterung (Pos. 2) und die Aushebung. 
Das Oberkommando der Weluraacht gibt im Einvernehmen mit 
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dem Reichsminister des Innern bekannt, welche wehrpfliclitigen 
Geburtsjahrgänge zur Erfüllung der aktiven Dienstpflicht heran- 
gezogen werden und deshalb der Erfassung, Musterung und Aus- 
hebung unterhegen. • . ■ ■ 

Durch die Verordnung über das Wehrersatzwesen bei besonde- 
rem Einsatz vom 4. HL 1940 (RGBl. I S. 457) ist das Wehrersatz- 
wesen weitgehend vereinfacht worden. Von Bedeutung smd auch 
die Wehrmachtersatzbestimmungen bei besonderem Einsatz vom 
IL XU. 1941. In der nachstehenden Darstellung smd diese Vor- 
schriften berücksichtigt. 

Auch die deutschen Staatsangehörigen im Auslände werden zum 
Wehrdienst herangezogen. Hierfür ist die Verordnung über die Heranziehung 
der deutschen Staatsangehörigen im Ausland zum aktiven Wehrdienst und zum 
Reichsarbeitsdienst vom 17. IV. 1937 (RGBL I S. 517) maßgebend, die den im 
Ausland bestehenden besonderen Verhaltnissen Rechnung tragt. 

1. Die Erfassung. 

Sie bestimmt sich nach der Verordnung über das Erfassungs- 
wesen vom 15. IL 1937 (RGBL I S. 205). 
L Zweck der Erfassung ist die Feststellung aller männlichen 
Staatsangehörigen der Geburtsjahrgänge, die für die Musterung 
und Aushebung bestimmt sind (Dienstpflichtige). 

Die Erfassung besteht im wesentlichen in der Anlegung amtlicher 
Personennachweise über die Wehrpflichtigen. 

IL Das Erlassungsverfahren. Es wird von den polizeilichen 
Mcldebchördcn unter Mitwirkung der Standesämter durch- 
geführt Der Dienstpflichtige hat sich entsprechend der durch 
die Kreispolizeibehörde erlassenen öffentlichen Bekannt- 
machung bei der polizeilichen Meldebehörde am Orte seines 
dauernden Aufenthaltes persönlich zur Anlegung eines Wehr- 
stammblattes zu melden. 

" Über die erfaßten Dienstpflichtigen legt die Meldebehörde sodann jahr- 
gangsweise ein Verzeichnis an, das Wehrstammrolle heißt. Ferner 
führt das Standesamt eino Geburtskartei nach dem Geburtsregister. Die 
Erfassung Auslandsdeutscher liegt in der Hand der deutschen Konsulate. 

2. Die Musterung. 

Sie bestimmt sich nach der Verordnung über die Musterung 
und Aushebung vom 17. IV. 1937 (RGBl. I S. 469) mit den Ände- 
rungen vom 14. IV. 1938 (RGBl. I S. 394) und vom 7. ITT. 1939 
(RGBl. I S. 425). 

L Durch die Musterung wird an Hand der bei der Erfassung auf- 
gestellten Wehrstammblätter festgestellt, welche Wehrpflich- 
tigen wehrfähig sind und daher der Aushebung zum Wehr- 
dienst unterliegen. 



mit 



Beginn und Dauer der Musterung werden jährlich vom 01CW. zusammen 
it dem RMdL bestimmt. . 



H. Das Mustcrungsvcrfakren. Hauptträger des Verfahrens ist 
die Wehrmacht. Es liegt in den Hunden des Musterungsstabes, 
der aus Wehrbezirkskommandeur, dem Leiter der Kreispoli- 
zeibehörde oder ihren Vertretern und dem Hauptarzt sowie 
weiteren Angehörigen der Wehrmacht und der allgemeinen 
und inneren Venvaltung besteht. 

Die Kreispolizoibehürdo macht die Abhaltung der Musterung 
und den Gestellungsaufruf öfontlich bekannt. Im Musterungs- 
termin werden die Dienstpflichtigen von ihr einzeln aufgerufen 
und vorgestellt. Hierbei wird festgestellt, ob der Dienstpflichtige 
"wohrwürdig ist, ob eine Ausnahme von der Wehrpflicht besteht 
und ob der Dienstpflichtige deutschblütig ist. Sodann iverden 
die Welirpflichtigen auf ihre Tauglichkeit militararztlich unter- 
sucht. Die ärztliche Anweisung zur Beurteilung der Kriegs- 
brauchbarkeit kann lauten auf: kriegsverwendungsfähig (k. v.), 
garnisonverwendungsfähig Feld (g. v. Feld), garnison-ver- 
Averidungsfähig, in der Heimat und in den besetzten Gebieten 
(g: v. Heimat), arbeitsverwendungsfähig (a. v.), zeitlich untaug- 
lich und wehruntauglich (w. u.). Darauf folgt der Musterungs- 
ontscheid des Wohrbozirkskoinniandoiirs, der u. a. auf Ersatz- 
reserve I, II, IIB, HC, auf Ausmusterung, auf Ausschluß von 
der Erfüllung und auf uk-Stellung lauten kann. 

Im-MusterungBtermin werden auch die Zurtickstellungsantrügo geprüft, 
die von jedem Dienstpflichtigen und seinen Verwandten sowie seiner : Ehe- 
frau aus häuslichen, wirtschaftlichen oder beruflichen Gründen gestellt- 
. werden können. Wahrend des besonderen Einsatzes ist die Zurückstellimg 
aus diesen Gründen auf ganz besonders gelagerte Ausnahmefalle beschrankt. 

Die Entscheidung des Wehr,bczirkskommandeurs kann von 
der Kreispolizeibekörde im Wege des Einspruchs und vom 
Welirpflichtigen im Wege der Beschwerde angefochten werden. 
"Über beide entscheidet der Wehrersatzinspekteur im Einver- 
nehmen mit der höheren Verwaltungsbehörde und^berEm- 
. Sprüchen gegen seine Entscheidung der Befehlshaber im Wehr- 
kreis. \ . : 1 

3. Die Aushebung. 
Sie bestimmt sich nach der Verordnung über die Musterung 
und Aushebung vom 17. IV. 1937 (a. a. 0.). 
L Die Aushebung hat den Zweck, die der ^watoserye^ ge-/ 
gebenenfalls auch der Ersatzreserve II zugeteilten Wehr- - 
lüichtigen, nach dem TaugHchkeitsgrad der. : ^pt^ 
: Eung und den besonderen Wünschen des Wehrpflichtigen 
. S bestimmten Ersatz- bzw. Ausbilduiigstruppentea zur • 
Einstellung zu überweisen. 
IL Die Heranziehung zum Wehrdienst erfolgt durch Einberu. 
lungSofoh^ der - von besonderen Ausnahmen abgesehen - 
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ini allgemeinen so rechtzeitig zuzustellen ist, daß den Einbe- 
rufenen mindestens 1 Woche zur Regelung ihrer persönlichen 
und wirtschaftlichen Verhältnisse zur Verfügung steht. 

Wenn sich die Notwendigkeit zur Einberufung innerhalb der nächsten 
8 Wochen' voraussehen laßt, die Einberufung selbst aber noch nicht er- 
folgen kann, werden Bcrcifstcllungsschcinc ausgegeben. 

Zu I. u. IL: 1. Wahrend der Dauer des besonderen Einsatzes der Wehrmacht 
fallt eine von der Musterung getrennte besondere Aushebung unter noch* 
' maliger persönlicher Vorstellung der Dienstpflichtigen fort (§ 4 der VCL 
vom 4. in. 1940 — RGBl. I S. 457). 

2. Wehrpflichtige können auch für wiederholte Einberufungen zu. kurz- 
fristigem Wehrdienst bei der Luftwaffe durch eine Heranziehung der Wehr- 
ersatzdienststellen bereitgestellt werden; VO. über kurzfristigen Wehr- 
dienst bei der Luftwaffe vom 7. V. 1942 (RGBL I S. 280). 



C. Die Wchriibcrwacliiing. 

Sie bestimmt sich nach der Verordnung über die Wehrüber- 
wachung vom 24. XI. 1937 (RGBl. I S. 1273) mit den Änderungen 
vom 14. IV. 1939 (RGBl. I S. 707) und nach der Verordnung über 
das Wehrersatzwesen bei besonderem Einsatz vom 4. III. 1940 
(RGBl. I S. 457). 

I. Alle Wehrpflichtigen des Beurlaubtenstandes, der Ersatz- 
reserve I und II und der Landwehr II unterliegen der Wehr- 
Überwachung vom Musterungsentscbeid bis zur Einstellung in 
die Wehrmacht. Aus der Wehrüberwachung ergeben sich für 
den Wehrpflichtigen Melde- und Gestellungspflichten. Sie 
haben dafür zu sorgen, daß sie jederzeit erreichbar sind. Zü 
diesem Zwecke haben sie jeden Wohnungswechsel und jede 
Abwesenheit vom dauernden Aufenthaltsort zu melden, der 
länger als 14 Tage dauern wird. Weiterhin sind die Wehr- 
pflichtigen verpflichtet, jedem Gestellungs- und Einberufungs- 
befehl zu' einer Übung oder zur Teilnahme an einer Wehr- 
versammlung Eolge zu leisten. 

it Die Wehrpflichtigen werden in der Regel einmal jährlich zn 
Wehrvcrsammlungen zusammenberufen. Die Wehrversamm- 
lung dient insbesondere der Prüfung und Ergänzung der Wehr- 
pässe, Kriegsbeorderungen und Wehrpaßnotizen, der Belehrung 
der Wehrpflichtigen über ihre Pflichten und der Prüfung der 
von den Wehrersatzdienststellen geführ ten Personalkarteien, 
in. Die Wehrüberwachung wird durch das Wehrbezirkskommando 
und das Wehrmeldeamt durchgeführt. Dem Wehrbezirks- 
kommando obliegt die Weinüberwachung der Offiziere und 
Wehrmachtbeamten des Beurlaubtenstandes im Offiziersrang 
sowie der Reserveoffizieranwärter, die zu Feldwebeln, Wacht- 
meistern der Reserve oder entsprechenden Dienstgraden be- 



fördert worden sind. Dem Wehrmeldeamt obliegt die Über- 
wachung der übrigen Wehrpflichtigen des Beurlaubtenstandes 
und Wehrmachtbeamten-Anwärter > des Beurlaubtenstandes. 

V. Das Personeiistandsrecht der Wehrmacht. 

Das Personenstandsrecht der Wehrmacht ist in der Personen- 
standsverordnung der Wehrmacht in der Passung vom 17. X. 1942 
(RGBL I S. 597) enthalten, die sich sowohl mit der Beurkundung 
des Personenstandes im Frieden als auch im Kriege und in be- 
sonderen Fällen befaßt. Im Mittelpunkt der Verordnung steht als 
wesentlichste Neuerung, die das Personenstandsrecht im Kriege 
hervorgebracht hat, die Eheschließung in Abwesenheit eines Ver- 
lobten, die sogenannte Perntrauung, deren Anwendungsbereich im 
Laufe des Krieges immer weiter ausgedehnt worden ist. 

I. Das Personeiistandsrecht der Wehrmacht gilt für die Soldaten 
und' die Wehrmachtbeamten sowie für die Angehörigen der 
.bewaffneten Einheiten. der tfy. .Bei der Perntrauung ist der 
Geltungsbereich darüber hinaus auch auf andere Personen- 
kreise ausgedehnt, . insbesondere ' auf Angehörige der Polizei 
und des Weinmachtgefolges sowie auf Zivilinternierte. 

II. Das Personeiistandsrecht der Wehrmacht im Frieden. Es sind 
grundsätzlich die allgemeinen Bestimmungen anzuwenden, 
also das Eliegesetz und das Personenstandsgesetz. 

Besonderheiten gelten für die Beurkundung von Stcrbefallen,f alls 
der Tod nicht im Bezirk eines deutschen Standesbeamten einge- 
treten ist (also z. B. im Auslände oder auf einem Kriegsschiff auf hober 
See). In diesem Falle wird der Tod auf die Anzeige des Bataillonskomman- 
deurs oder eines gleichgestellten Vorgesetzten stets von dem Standes- 
• beamten des Standesamts I in Berlin beurkundet. 

III. Das Personenstaiidsrecht der Wehrmacht, im Kriege. Seine 
Bestimmungen gelten während eines Krieges, eines kriegs- 
ähnlichen Unternehmens oder eines besonderen Einsatzes. 

1 Die Ueurkungoii der Geburten. Besonderheiten gelten nur 
für den JFall, daß ein Kind in einem Gebiet geboren wird, das 
nicht zum Deutschen Reich gehört, sofern sich die Mutter 
bei der Truppe aufhält oder ihr folgt. In solchen Fällen. 
Avird die Geburt von dem Standesbeamten des Standes- 
amts I in Berlin beurkundet. 

Die genannten Voraussetzungen liegen beispielsweise vor, wenn ein 
Iünd auf einem Schiff geboren wird, das von einem deutschen Kriegs- 
schiff aufgebracht ist' und Weisung hat, einen deutschen Hafen anzu- 
laufen. ■ «. , ■ 1 1 . 

2 Die Beurkundung der Eheschließung. Sie kann .sowohl m 
Anwesenheit beider Verlobten als auch in, Abwesenheit 
eines der Verlobten erfolgen. 
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a) Die Eheschließung vor dem Standesbeamten in An- 
wesenheit beider Verlobten. Die Ehe kann außer vor dem 
Standesbeamten, in dessen Bezirk einer der Verlobten 
seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat, auch 
vor einem Standesbeamten geschlossen werden, in dessen 
Bezirk sich einer der Verlobten gegenwärtig aufhält; 
es ist also — anders als sonst — nicht erforderlich, daß 
er dort seinen Wohnsitz hat. Im übrigen gelten die all- 
gemeinen Vorschriften. 

b) Die Eheschließung vor dem Standesbeamten in Abwesen- 
heit des Mannes oder der Frau (Ferntrauung). 

a) DieFcriitrnuiingscrkliiruiig lies Mannes. Dieser knnn Bie abgeben; 
Wenn er Angehöriger der Wehrmacht ist und seinen Standort 
verlnssen hat oder sich in einein fremden Staat aufhält; oder wenn 
er Kriegsgefangener ißt ; oder wenn er sich als Zivilperson in einem 
fremden Staat aufhält und nicht gleichzeitig mit seiner Braut vor 
demselben Standesbeamten erscheinen kann; oder wenn er Zivil- 
internierter ist. In diesen Fällen muß die Frau vor dem Standes- 
beamten erscheinen. 

ß) Die Fcrntrauungscrkluruiiir tlor Frau. Diese kann sie abgeben: 
Wenn sie sich im Ausland aufhält und nicht gleichzeitig mit ihrem 
Verlobten vor einem deutschen Standesbeamten erscheinen 
kann; oder wenn aie -Zivilinternierte ist. In einem solchen Falle 
muß der Mann vor dem Standesbeamten erscheinen. 

Die Ferntrauungserklärung ist zur Niederschrift des 
Bataillonkommandeurs oder einer gleichgestellten Per- 
son (Behürdenvorstand. leitender Arzt, deutscher Mili- 
tärattache, Konsul usw.) abzugeben. Die Ehe kommt in 
dem Zeitpunkt zustande, in dem der andere Teil vor dem 
Standesbeamten (Konsul usw.) seines gewöhnlichen 
Aufenthalts seinen Willen, die Ehe einzugehen, erklärt. 

c) Die Eheschließung vor dem richterlichen Militärjustiz- 
Deamtciu Sie ist nur in einem Gebiet zulässig, das nicht 
zum Deutschen Eeich gehört (z. B. im besetzten Feindes- ' 
aud) oder in dem, obgleich es zum Deutschen Reich ge- 

hört, kein Standesbeamter vorhanden ist (z. B. auf einem 
Kriegsschiff auf hoher See). 

. der Storljemilc. Diese werden ohne Rück- 

Sen TS °v dG ! T ? d im IlJand oder ™ A ™« einge- 
He mar « Jf J evst ? r ^™ im K^ipfe gefallen oder in der 
Wet f f 11 5*. dem Standesbeamten beur- 
^^i^^^f d( ? Verstoi ^e seinen letzten 



Eheschließung für volljährig erklärt, so kann zugleich mit 
der Volljährigkeitserklärung die Ehemündigkeits- 
erklärung abgegeben werden; VO. über die Ehemündig- 
keitserklärung von Wehnnachtangehörigen vom 1. TV. 1942 
(RGBl. I S. 159). Auf diese Weise wird eine wesentliche 
Beschleunigung des Verfahrens erreicht. ' 



Zweiter Abschnitt. * « 

Das Militär-Strafreclii 

Das Militärstrafrecht ist ein Sonderstrafrccht der Angehörigen 
der Wehrmacht. Sein Zweck ist es, die militärische Disziplin als 
Voraussetzung für die Schlagfertigkeit und Schlagkraft der Wehr- 
macht zu sichern, denn die „Disziplin ist die ganze Seele der Armee" 
(Helmuth v. Molkte, Reichstagsrede vom 7.- VI. 1872). Es gliedert 
sich in das kriminelle Militärstrafrecht und das militärische Dienst- 
strafrecht. 

Die militärische Disziplin wird am besten durch ein Sonder- 
strafrecht der Wehrmacht gesichert. Der geordnete militärische 
Dienstbetrieb im Krieg und Frieden und die Eigenart des mili- 
tärischen Unterordnungsverhältnisses verlangen Sonderbestim- 
mungen, zumal der Soldat bedeutend mehr Pflichten hat als die 
übrigen Volksgenossen. Auch die Strafen müssen auf die besonde- 
xen militärischen Erfordernisse abgestimmt sein. Sofern der Soldat, 
•der sich vergangen hat, noch für würdig befunden wird, der mili- 
tärischen Gemeinschaft weiter anzugehören /muß er ihr möglichst 
hald wieder zur Verfügimg stehen. Die Strafen« müssen infolge- 
dessen möglichst kurz, dafür aber um so wirksamer sein. Besonders 
wichtig für das militärische Strafrecht ist auch die Verhängung von 
Ehrenstrafen, denn der Soldat ist sehr ehrliebend. Dieses Straf- 
miittel muß daher in weitgehendem Umftinge vorgesehen' werden. 

I. Das kriminelle Militärstrafrechi 
A. Das materielle Straf recht. 

Das materielle Militärstrafrecht ist an erster Linie im Militar- 
slrafgcsctzJmch in der Fassung vom 10. X. 1940 (RGBl. I S. 1347), 
enthalten. ♦ . 

Die Neufassung beschränkt sich darauf, einige besonders her- 
vortretende Mängel (unzureichende Strafdrohungen und ubergroße 

Sohaeffer, Neugestaltung, lieft 40*. , - : 3 
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Kasuistik bei den Tatbeständen, unübersichtliche Regelung der 
Ehrenstrafen und Verwendung von Begriffen, die durch die neuzeit- 
liche Verführung überholt sind) des in der Hauptsache noch aus. 
dem Jahre 1872 stammenden Mlitarstrafgesetzbuchs auszugleichen. 
Von einer Stellungnahme zu den großen grundsätzlichen Fragen^ 
deren Lösung der allgemeinen Strafrechtseineueiung und der end- 
gültigen Gestaltung des Strafrechts der Wehimacht vorbehalten, 
bleiben muß (Willensstrafrecht, Tateinheit, Tatmehrheit, fortge- 
setzte Handlungen usaw), sieht sie bemißt ab. 

Für Kricgszcitcn und bei besonderem Einsatz der Wehrmacht 
gilt außerdem die Kriegssonderslrafreclüs-Verordnuiig vom 17. VIEL 
1938 (RGBl. 1 1939 S. 1455) mit den Ergänzungen vom 1. XI. 1939- 
(RGB1. I S. 2131), vom 10. X. 1940 (RGBl. I S. 13G2) und vom 
15. VEH. 1942 (RGBl. I S. 530), durch die teils Sonderstrafrechts- 
tatbestände (Spionage, Freischärlern) eingeführt, teils Strafen für 
Tatbestände des Militärstrafgesetzbuches verschärft worden sind 
(z. B. bei unerlaubter Entfernung, Fahnenflucht, Plünderung). 

1. Allgemeine Bestimmungen. 

I. Geltungsbereich. Das Militärstrafgesetzbuch gilt für diejenigen, 
- die der militärischen Disziplin unterworfen sind. Der Per- 
sonenkreis ist im Frieden und im Kriege ein anderer. 

1, Im Frieden unterliegen dem Militäigesetzbuch : 

a) Soldaten (Offiziere, Unteroffiziere und Mannschaften); 

b) Wehrmaclitbeamte (jedoch mit gewissen Einschrän- 
kungen); 

c) Wehrpflichtige des BcurlauMcnstandcs (Reserve, Ersatz- 
reserve und Landwehr) während der Zeit, in der sie zum 
aktiven Wehrdienst oder zu einer Wehrvereammlung 
einberufen sind und wegen bestimmter Straftaten auch 
außerhalb dieser Zeit (§§ üa, (ib, 6c und § 35 MStGB.); 

d) Angestellte an Bord eines Fahrzeugs der Kriegsmarine 

2. In Kriegzeiten ist eine Ausdehnung des militärischen. 
Pfiichtenkreises erforderlich. Dementsprechend ist auch der 
Geltungsbereich des Militärstrafgesetzbuches im Kriege er- 
weitert. Ihm unterliegen dann außerdem: 

a) Das Wehrmachtgofolge (Armeetroß) insoweit, als es der 
Chef des Oberkommandos der Wehrmacht oder die Ober- 
befehlshaber der Wehrmachtteile für ihren Befehls- 
bereich bestimmen : Zum Wehrmachtgefolge gehören alle» 
Personen, die sich bei der kriegführenden Wehrmacht 
kraft eines Dienst- oder Vertragsverhältnisses, befinden 
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oder sonst bei ihr aufhalten, z. B. Zivilangestellte, 
Kantinenpächter, - 

b) Zur Wehrmacht zugelassene ausländische Oüiziere und 

ihr Gefolge; 

c) Die Kriegsgefangenen. 

d) Wer sich auf dem Kriegsschauplatz der Flcddcrci schuldig 
macht oder einen der auf S. 38 unter V bezeichneten 
Tatbestände bejaht. 

Zu 1) u. c: Gegen die hierunter aufgeführten Personen dürfen mitttärischo 
Ehrenstrafen nicht verhängt werden. . 

II. Yerhältnis zwischen Militiirstrafgcsctzbuch und all gemein cm 
Strafrecht. Das Militärstrafgesetzbuch ist kein in . sich ge- 
schlossenes Strafgesetzbuch. 

1. Die allgemeinen Vorschriften des Keichsstrafgosotzlmches 
sind im Geltungsbereich "des Militärstrafgesetzbuches ent- 
sprechend anzuwenden, soweit nicht dieses selbst solche Vor- - 
Schriften enthält. 

2. Das 3IilitiirstrafgcsetzI)ucli enthalt eine Reihe von Sonder- 
tatbeständen für Wehrmachtangehörige, die sog. militäri- 
schen Verbrechen und Vergehen. Die übrigen Delikte der 
Wehrmachtangehörigen, für die also das Militärstrafgesetz- 
buch kqine Sondertatbestände enthält, werden nach den all- 
gemeinen Strafgesetzen beurteilt, d. h. insbesondere nach 
dem Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich vom 15. V. 
1871 (RGBL S. 127). * ' 

Von den Vorschriften des allgemeinen Strafrechts haben die Be- 
stimmungen über den Schutz der Wehrkraft 'besondere Bedeutung, 
die u. a. die Selbstverstümmelung, die Wehrmitteibeschaf tigung, die 
Sabotage, die Teilnahme an einer wehrfeindlichen Verbindung, das 
Abhören auslandischer Sender und die Zersetzung der Wehrkraft unter 
schwere Strafe gesteUt werden. 

Diese Grundsätze gelten für das ganze Großdeutscho Reich, 
also auch für die Gebietsteile, in denen, wie z. B. in den Alpen- , 
und Donau-Reichsgauen, ein anderes allgemeines Strafrecht 
in. Kraft ist. (Art. 1 der VO. zur Vereinheitlichung des Straf- 
•rechts für Wehrmachtangehörige im Lande Österreich vom 
13. 1. 1939 — RGBl. LS. 79). Das Reichsstrafgesetzbuch gilt 
also für alle Personen, die dem Militärstrafgesetzbuch unter- 
worfen sind. ' 

Auf im Ausland begangene Straftaten der Soldaten und der sonstigen 
dem Militärstrafgesetzbuch unterliegenden Personen, wie z. B. der Kriegs- 
gefangenen und des Heeresgefolges/ sind die vorstehend bezeichneten 
Grundsätze ebenfalls anzuwenden (§ 1 Kriegssonderstrafrechts-Verord- 
nung). Im Militärs traf recht gilt" also, ebenso wie erst neuerdings im allge- 
meinen- Straf recht, das Personalitätsprinzip. Vgl. auch VO. über den 
Geltungsbereich des Strafrechts vom 0. V. 1940 (RGBl. I S. 7Ö4). 



III. Allgemeine Grundsätze. Das Militärstrafrecht ist auf die be- 
sonderen Bedürfiiisse des militärischen Zusammenlebens zu- 
geschnitten und zeigt den hohen Wert soldatischer Ehre an. 

1. Straftat. Das Militärstrafgesetzbuch kennt nur Verbrochen 
und Yergclien. Verbrechen sind mit dem Tode oder 'mit 

\ Freiheitsstrafen (Zuchthaus, Gefängnis, Festungshaft) von 
mehr als 5 Jahren bedrohte Handlungen. Vergehen sind 
alle mit einer Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren bedrohten 
Handlungen. Ob eine strafbare Handlung ein Verbrechen 
oder ein Vergehen ist, richtet sich also nicht nach der im 
Einzelfall verwirkten, sondern nach der im Gesetz allgemein 
angedrohten Strafe. , 1 

2. Strafarten. Man unterscheidet Hauptstrafen und Neben- 
strafen. 

a) Hauptstrafen können für sich allein verhängt werden. Zu 
ihnen zählen: Todesstrafe, Zuchthaus, und Freiheits- 
strafen (Gefängnis, Festungshaft oder Arrest). 

b) NcbonstTafen sind nur in Verbindung mit einer Haupt- 
strafe zulässig. Nebenstrafen sind folgende Ehren- 
strafen: Verlust der Wehrwürdigkeit und Dienstent- 
lassung, an deren Stelle bei Verurteilung von Soldaten 
im Felde Rangverlust tritt. 

^ Geld- und Haftstrafe sind dem militärischen Straf recht 
hiernach unbekannt. Wegen der nach allgemeinen Straf- 
gesetzen strafbaren Handlungen können jedoch auch diese 
Strafen verhängt werden, Geldstrafe jedoch nur dann, wenn 
nicht zugleich eine militärische Dienstpflicht verletzt i&t. 

Wird auf Verlust der Wehnvürdigkeit oder auf Dienstentlassung er- 
kannt, so treten automatisch u. a. nachstehende Rechtsfolgen ein: 
Ausscheiden aus dem Wehrdienst oder Wehrmachtbeamten- 
verhaltnis, Verlust jedes militärischen Ranges, Verlust des 
Rechts zum Tragen einer Uniform der Wehrmacht. 

3. Strafbemessung. Die Zuchthausstrafe ist eine lebenslängliche 
. oder zeitige (von 1 bis 15 Jahre). Die Gefängnisstrafe und die 

Festungshaft ist ebenfalls eine lebenslängliche oder zeitige 
(mindestens 43 Tage, höchstens 15 Jahre). Beim Arrest unter- 
• BUt man drei Arten: Stubenarrest, gelinden Arrest, 
geschärften Arrest (mindestens 1 Tag, höchstens 42 Tage). 

Täters^ 8ich nach dera Mmtärrang des 

n«£"; nc \™ h * m ™t> (hei Kriegsmarine: Kammerarrest) wird cciren 

d°e"S 

n l ; -H* * 5 gegen Unteroffiziere und Mannschaften d»r »i» 

ä äst Unteroffizibro ohno Wo rs^iat 

4. Strafscharfunpgriindo. Das Militärstrafrecht kennt ebenso 
, wie das gemeine Strafrecht Straficiiarf^^ 
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jedoch bei ihm weit mehr ausgebildet. Der militärische 
Dienst erfordert höchste' Beherrschung und äußerste Hin- , 
gäbe. Ein schwerwiegendes Versagen des einzelnen führt 
daher zu besonders strenger Ahndung. 

Eiir allgemeiner Strafschärfungsgrund ist durch § 5a der Kriegs- 
sonderstrafrechts- Verordnung eingeführt worden. Danach sind tersonen, ' 
die dem Kriegsverfahren unterliegen (unten S. 39), wegen strafbarer ' ' 
Handlungen gegen die Manneszucht oder das Gebot soldati- * ■* 
sehen Mutes unter Überschreitung des regelmäßigen Strafrahmens 
mit Zuchthaus, bis zu 15 Jahren, mit lebenslänglichem Zuchthaus oder 
mit dem Tode zu bestrafen, wenn es die Aufrechterhaltung der Mannes- . 
zucht oder die Sicherheit der Truppe erfordert. Perner ist die Verletzung 
einer Dienstpflicht aus Eurcht vor persönlicher Gefahr genau bo ' 
zu bestrafen wie die Verletzung .der Dienstpflicht aus Vorsatz. 

5. Strafmilderungsgründo. Sie sind gegenüber dem jgemeinen 
Strafrecht im Interesse der militärischen Disziplin be- ' . 

, schränkt. / : V 

So bildet die selbstverschuldete Trunkenheit bei 
allen in Ausübung des Dienstes begangenen strafbaren. .■:.[.- 
Handlungen keinen Strafinilderungsgrund. DieVerhähgung 
der angedrohten Strafe ist auch unabhängig vom Alter 
des Täters. 

6. Kriegsgesotze. Hierunter' versteht man die für stellbare 
Handlungen „im Felde" gegebenen Vorschriften. Das Tat- ■ . 

• bestandsmerkmal „im Felde" ist entweder ein strafbe- . 
gründendes (z. B. Kriegsverrat) oder ein' strafschärfendes 

; (z.B. Todesstrafe an Stelle von Zuchthaus). Die Kriegs- . 
gesetze gelten für die Wehrmacht im mobilisierten Zustande. 
Darüber hinaus können sie auch für Kriegsgefangene und 
für solche Truppenverbände in Kraft gesetzt werden, die 
besondere Disziplinlosigkeiten begangen haben, wie z. B: s 
einen Aufruhr oder eine Meuterei. ♦ 

2. Die einzelnen Verbrechen und Vergehen. \ 

Die mit Strafe bedrohten militärischen Verbrechen und Ver- 
gehen lassen sich in fünf Gruppen einteilen: 

I. Verletzungen der Troupflicht gegenüber Führer und Roich. 
Hierunter fallen: . * ■ • - • 

1. Der Kriegsverrat (im Felde begangener Landesverrat), die 
Übergabe an den Feind, die Dionstpflichtvorletzung im Felde. 

2. Unerlaubte Entfernung und Fahnenflucht. 

II. Vorfohlungon gegon die Disziplin. Sie können von Vorge- t . 

setzten oder von Untergebenen begangen werden. ' . .. 

1. Mißbrauchter Dionstgowalt des Vorgesetzten. Dazu ge- ^ 
hören : -Mißbrauch der Befehlsgewalt, Anstiftung eines 
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Untergebenen zu einer Straftat, Unterdrückung einer 
Beschwerde, Mißbrauch der Disziplinarstrafbefugnis, Be- 
leidigung oder Mißhandlung von. Untergebenen und unzu- 
lässige Beeinflussung der Eechtspflege. 
2. Verletzung der Gehorsamspflichten durch Untergebene. 
Hier sind zu erwähnen : Der Ungehorsam, Gehorsamsver- 
weigerung, die Bedrohung oder Beleidigung von Vorge- 
setzten, Widersetzung und tätlicher Angriff gegen einen 
Vorgesetzten, unerlaubte Versammlung, gemeinsame Be- 
schwerde, Erregen von Mißvergnügen, Meuterei und Auf- 
ruhr, Straftat gegen eine Wache. 

III. Verstöße gegen besondere Pflichten des militärischen Dienstes. 
Hierzu zählen: Der Bruch des Stubenarrestes, die Anmaßung 
von Befehls- und Strafgewalt, Pflichtversäumnis als Wach- 
posten, Gefangenenbefreiung und die dienstliehe Falschmel- 
dung. 

IV. Ulisoldatische Zuchtlosigkeiten. Sie können im Felde oder 
außer Felde begangen werden. 

1. Im Felde begangene Zuchtlosigkeiten sind: Unbefugtes 
Beutemachen, Marodieren, Plünderung. Verwüstung und 
Leichenraub (Fledderei). 

2. Außer Felde begangene Zuchtlosigkeiten sind: Militärischer 
Diebstahl, Unterschlagung und Bestechlichkeit. 

V. Sondertatbestände. Sie unterscheiden sich von den übrigen 
militärischen Verbrechen und Vergehen dadurch, daß sie von 
jedermann begangen werden können. Hier werden nach der 
Kri^ssonderstrafrechts-Verordnung auch solche Personen be- 
straft, die nicht der militärischen Disziplin unterworfen sind 
Zu diesen Tatbeständen gehören: Spionage, Freischärlern, 
Zuwiderhandlungen gegen die von dem Befehlshaber im be- 
setzten ausländischen Gebiet erlassenen Verordnungen und 
Zersetzung der Wehrkraft. b 

B. Militärstraf verfahren. 

*n 1 5 i ^ mUi ^ ris 1 clie Strafrechtspflcge hat die besondere Aufgabe 
der Wehrmacht durch eine rasche und sirenge, aberTe^ 

wanren. Diese Aufgabe kann sachgemäß nur in enr^r V™- 
sonderen Verhältnisse des Kriesres mit l- ^ m e " 
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-wendigkeit, die Strafrechtspflege in die Hand militärischer Dienst- 
stellen zu legen. Aus diesen Gründen hat sich schon frühzeitig im 
Heerwesen eine besondere Gerichtsbarkeit entwickelt, deren Grund- 
lage damals wie heute die- Befehlsgewalt eines hohen militärischen 
Führers war. 

Nach dem Novemberzusammenbruch vom Jahre 1918 wurde die Militär- 
gerichtsbarkeit durch das Gesetz vom 7. VIII. 1920 aufgehoben. Sie galt nur 
noch für daB Verfahren in Kriogszeiten und. die an Bord von Kriegsschiffen ein-. ' 
geschifften Angehörigen der Reichsmarine. .Was blinder Haß und Unvorstand 
<Ier Wehrmacht geraubt hatten, gab der Führer ihr durch das Gesotz vom 12. V. • 
2933 zurück. 

I. Grundlage der Militärgerichtsbarkeit „im Frieden" ist : die 
MilHiirstrafgerichtsordnung in der Fassung vom 29. IX. 1930 
(RGBl. I S. 7ö5). '. 

Das Friedensverfahren kennt drei Rcchtszügo: 1. Instanz Kriegsgericht, 
gegen dessen Urteil Berufung an das Oberkriegsgerichfc als 2. Instanz und 
gegen dessen Entscheidung Revision an das Roichskriegsgericht als 3. und 
letzte Instanz. Von den Rechtsmitteln können der Gerichtsherr .Tvio der 
Angeklagte Gebrauch machen. v ■ 

II. Für die Dauer des Kriegszustandes ist die Kricgsstrafvor- 
fahrensordnung vom 17. TEL 1938 (RGBl. I 1939 S. 1457) . 
am 26. Vm. 1939 in Kraft getreten! Zu ihr sind acht Durch- * 
führungs- und Ergänzungsverordnungen ergangen. 

Durch die ICriegsstrafvcrfahrcnsordnung ist ein vereinfachtes 
Kricgsvcrfahron eingeführt worden, das den' besonderen An- 
forderungen des Einsatzes der Wehrmacht im Kriege besser 
entspricht. Dieses neue Verfahren ist bis zur Beendigung des 
Kriegszustandes oder des besonderen Einsatzes der Wehrmacht 
an. die Stelle des Verfahrens nach, der Militärstrafgerichtsord- 
nung getreten. 'Es bildet den Gegenstand der nachstehenden . 
Darstellung. 

Die Ivriegsstrafverfahrensördnung berücksichtigt die völkerrechtlichen 
Vereinbarungen, vor allem in den Bestimmungen über die Kriegsgefangenem * 

1. Der Umfang der ICiiegsgorichtsharkeit. 

I: Der Kricgsgerichtsbarkoit .unterliegen alle Personen, deren 
. Straf Verfolgung vor den Kriegsgerichten im Interesse der 
Kriegführung liegt. Während sich die^ Wehrmachtgerichts- 
barkeit im Frieden auf die Soldaten und Wehrmachtbeamten 
sowie die Wehrpflichtigen des Beurlaubtenstandes während des 
aktiven Wehrdienstes und in wenigen sonstigen Fällen be- 
schränkt, erstreckt sie sich im Kriege wegen bestimmter Straf- 
taten auch auf solche Personen, die ohne den Kriegszustand • 
durch die zivilen Strafgerichte nach den allgemeinen Straf- 
gesetzen abgeurteilt werden würden. 
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IL Dio Kriegsgerichte sind im einzelnen zuständig: 

1. Für Soldaten und Wolumachflicnmto sowie Sduffßango- 
stellto wegen aller Straftaten*, selbst wenn diese vor Eintritt 

: des die MiHtärgerichtsbarkeit begründenden militärischen. 
Dienstverhältnisses begangen worden sind. 

2. Für die nicht zum aktiven Wehrdienst einhcnifcncn Wöhr- 
Pflichtigen des Beurlaubtenstandes wegen bestimmter ^Imi- 
taten (z. B. Fahnenflucht, Selbstbeschädigung, Zweikampf 
mit tödlichen Waffen) und wahrend bestimmter Zeiten 
(z. B. während der Verbüßung einer Straf haft m einer mili- 
tärischen Strafanstalt). 

3. Für Kriegsgefangene wegen aller Straftaten, die sie während, 
der Kriegsgefangenschaft begehen. 

4 Für andere Personen (gleichgültig ob deutsche Staatsan- 
' gehörige oder Ausländer) wegen bestimmter Straftaten, 
durch welche die Belange der Wehrmacht besonders be- 
rührt werden, nämlich insbesondere: 

a) Wegen Spionage, Freischärlern! und wegen Zuwiderhandlungen, 
gegen Verordnungen eines Befehlshabers in dem von der deutschen 
Wehrmacht besetzten Gebiet. — Für Spionage ist jedoch nach der 
VO. über dio erweiterte Zuständigkeit des Volksgerichtshofs vom 
10. XII. 1941 der Volksgerichtshof zustandig, wenn das OKW. oder 
der Gerichtsherr erklären, daß die militärischen Belange die Ab- 
urteilung durch ein Wehrmachtgericht- nicht erfordern. 

b) Wegen Hoch- und Landesverrats, Wehimittclbcseliudigung und 
Nichtanzeige dieser Verbrechen sowie wegen aller Straftaten in 
Räumen der Wehrmacht, wenn nach Erklärung des Präsidenten des. 
Reichskricgagerichts oder der Oberbefehlshaber eines Wehrmacht- 
teils besondere militärische Belange die Aburteilung durch die 
Wehrmachtgerichto erfordern. 

c) Wegen aller im Operationsgebiet außerhalb der Heimat begangenen 
Straftaten. Die Gerichtsherrn können jedoch die Strafverfolgung an 
dio allgemeinen Gerichte abgeben. Erfordern militärische Belange- 
die Aburteilung einer im inländischen Operationsgebiet begangenen 
/Straftat durch ein Kriegsgericht, so kann der Gerichtsherr die Rriegs- 
gerichtsbarkeit für den Einzelfall auch insoweit durch besondere Er- 

. . klärung begründen; §2 der VO. vom 20. VIII. 1930 (RGBl. I S. 1482). 
5; Für das Wohrmachtgefolge, soweit es nicht bereits nach 
den vorgenannten Bestimmungen der Kriegsgerichtsbarkeit, 
unterliegt, wenn militärische Belange die Aburteilung durck 
die Wehrmachtgerichte erfordern. 

2. Die Kriegsgerichte. 
I. Die Gorichtsherrn. Sie sind Trager der Gerichtsbarkeit zu- 
; eammen mit den ihnen zugewesenen .Militärjustizbeamten 
unter der Bezeichnung „Gericht". Oberster Gorichtshorr ist 
der Führer. Unter ihm sind Gerichtsherrn der Präsident des . 
Keichskriegsgerichts und die Befehlshaber und Kommandeur 



die der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht und die 
Oberbefehlshaber der drei Wehrmachtteile für ihren Befehls- 
bereich dazu bestimmen (z. B. Divisionskommandeure und 
Befehlshaber in den Luftgauen). ' * 

Die militärische Gcrichtsgewalt ist ein Ausfluß der militärischen« Befehl- 
gewalt. Bei der Wehrmacht ist es also, anders als im zivilen Boreich, nicht 
zu einer Trennung von Justiz un<J Verwaltung gekommen. 

IL Richterliche Militiirjustizbcnmto und Gorichtsoffiziore. 

1. Richterliche Militärjustizbeamto sind die Kriegsrichter, 
Kricgsgcrichtsräto, OborMegsgcricktsriito, Oliorstkricgs- 

. gericktsriito, Roichskriegsgorichtsrato, Chofrichter und 
Sonatspriisidcntcn beim Roichskriogsgericht. Sie müssen 
zum Richteramt befähigt sein und wirken bei den 'er- 
kennenden Gerichten als Richter mit. 

Sie stehen in einem doppelten Unterordnungsverhältnis, nämlich 
einmal zu dem Gerichtsherrn und den diesem übergeordneten Militär- 
bcfehlshabern und weiterhin zu den vorgesetzten Beamten und Be- 
hörden der Mihtärjustizverwaltung. 

2. Gorichtsoifizicro werden vom Gorichtsherrn für den Be- 
fehlsbereich des Kommandeurs eines Regiments oder eines 
mit dessen Disziplinarstrafgewalt versehenen Befehlshabers 
aus der Rangklasse der Hauptleute und Leutnante bestellt. 
Sie haben insbesondere die Aufgabe, Untersuchungshand- 
lungen vorzunehmen, da hierfür bei der Beweglichkeit der 

. Truppe richterliche Militärjustizbeamte nicht immer recht- 
zeitig zur Verfügung stehen werdend \ ■ 

HL Erkennende Gerichte sind das Reichskriegsgoricht uiid die 
Feldkricgsgcrichto (bei der Kriegsmarine: Bordkriegsgerichte). 
Sie sind beide Gerichte erster Instanz. 

1. Das Eeichskricgsgcricht ist für besonders schwöre Ver- 
brechen zustandig (z. B. für Landesverrat, Kriegsverrat, 
schwere Wehrmittelbeschadigung, Wirtschaftssabotage so- 
wie für alle Strafverfahren gegen Offiziere und Wehrmacht- 
beamte im Generals- oder Admiralsrang), 

Seine. Senate entscheiden in der Besetzung mit 1 Senatspräsidenten , 
1 Reichskricgsgerichtsraji und 3 Offizieren. 

2. Alle übrigen Straftaten werden von den Fcldkricgsgcrickten 
* (Bordkriegsgerickten) abgeurteilt. ^ 

v . Das Feldkriegsgcrictit besteht aus 3 Richtern: 1 richterlichen Jklilitär- 
justizheamten als Verhandlungsleiter, und 2 Beisitzern (1 Offizier und 
1 Beisitzer aus Rangklasso und Laufhahn des Angeklagten oder — bei 
Zivilpersonen — in Anpassung an deren Lebensstellung). . 

Verlangen zwingende militärische Gründe dio unverzügliche Aburtei- 
lung eines Beschuldigten, so können unter besonderen Voraussetzungen 
Standgerichte gebildet werden, die die unvorzügliche Aburteilung über- 
nehmen. Die Befugnisse des Gerichtsherrn werden in diesem Fall von ' 
dem näehsterreichbaren Regimentskommandeur oder einem mit der- 
selben Disziplinargewalt versehenen Truppenbefehlshaber, ausgeübt. 
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3. Das Kricgsvcrlahrcn. 
' Das Verfahren ist in der ICriegsstrafveifahrenso^^^ 
nur wenigen Bestimmungen geregelt. Wo diese ; Verordnung kerne 
Lusdrücldlhen Vorschriften gibt, gestalten Gcrichlshcrr und Gericht 
das Verfallen nach pflichtgemäßem Ermessen, wobei einige Mindosl- 
erfordernissc unter allen Umstünden heuchlet werden müssen (Be- 
setzung des Gerichts, Anhörung des Angeklagten zur Anklage und 
Zulassung zum letzten Wort, Erzielung des Urteils mit Stimmen- 
mehrheit, seine schriftliche Abfassung und Begründung, Bestätigung 
des Urteils). — Das Verfahren gliedert sich in folgende Abschnitte: 
I Das Ermittlungsverfahren. Sobald der Gerichtsherr, z. B. durch 
, Strafanzeige oder auf Grund eines Tatberichts, vom Verdacht 
einer militärgerichtlich zu verfolgenden strafbaren Handlung 
Kenntnis erhält , beauftragt er einen richterlichen Militärjustiz- 
beamten (Untersuchungsführer) mit der Erforschung des Sach- 
verhalts, soweit dies noch erforderlich ist. Nach Abschluß 
der Untersuchung berichtet der Untersuchungsführer dem 
Gerichtsherrn. Im Verfahren vor dem Reichskriegsgericht 
fuhrt der Oberreichskriegsanwalt das Ermittlungsverfahren. 
II. Die Anldagc. Ergibt sich gegen den Beschuldigten hinreichen- 
der Verdacht einer strafbaren und kriegsgerichtlich verfolg- 
baren strafbaren Handlung, so verfügt der Gerichtsherr die 
Anklage. Die Anklageverfügung hat die dem Beschuldigten 
zur Last gelegte Tat und das anzuwendende Strafgesetz zu 
bezeichnen. Der Gerichtsherr kann auch von der Anklage ab- 
sehen, wenn die Schuld des Täters gering und die Folgen der 
Tat unbedeutend sind. Unter diesen Voraussetzungen kann 
er ferner das Verfahren bis zu 3 Monaten vorläufig einstellen, 
um dem Beschuldigten Gelegenheit zu geben, sich durch Mut- 
beweise einer endgültigen Einstellung würdig zu erweisen. 

III. Die Ilauptverhandlung. Im Anschluß an die Anklage findet 
• unverzüglich die Haüptverhandlung statt. Der Gerichtsherr 

verfügt zu diesem Zweck den Zusammentritt des Feldkriegs- 
gerichts, beruft die dafür erforderlichen Richter, bestellt einen 
Anklagevertreter und gegebenenfalls einen Verteidiger. Die 
Hauptverhandlung ist öffentlich, doch kann die Öffentlichkeit" 
\ aus wichtigem Grunde ausgeschlossen werden. 

Der Gerichtsherr kann Geldstrafen und Freiheitsstrafen bis zu C Monaten 
auch | durch StralvcrNitrung festsetzen. Gegen eine solche kann der Be- 
schuldigte binnen 3 Tagen Einspruch einlegen. In diesem Falle findet das 
kriegsgerichtliche Verfahren Btatt. .' 

IV. Das Urteil. Die Hauptverhandlung schließt mit einem Urteil! 
Es lautet auf Freisprechung, Verurteilung, Anordnung einer 
Maßregel der Sicherung und Besserung oder Einstelluns des 
Verfahrens. ö 
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4. Das Nachprüf ungsverfahreii; . 

Die Entscheidungen im Kriegsverfahren sind mit Kechtsmitteln 
nicht anfechtbar. Bei ihm tritt an die Stelle des Rechtsmittclvor- 
fahrens das Nachprüfungsverfahrcn. Näheres vgl. §§ 76ff. KStVO. 

I. Die Nachprüfung kann zur Bestätigung oder Milderung oder 
zur Aufhebung -des Urteils führen. - Erst mit der Bestätigung 
' wird ein Urteil rechtskräftig und damit vollstreckbar. Vgl. 
auch § 83 KStVO. * 

II. Das Bcslätigungs- und Aufhebungsrecht ist in einigen Fällen 
dem Führer vorbehalten, insbesondere wenn Offiziere oder 
Wehnnaohtbeamte im Offizierrang zum Tode verurteilt sind. 
Im übrigen ist das Bestätigungsrecht übertragen, und zwar: 

1. Im Verfahren vor dem Eeicliskricgsgericht dem Präsidenten des Reichs- 
kriegsgerichts. . * " 

2. Im Verfahren vor dem Feldkrlegsgcriclit den Oberbefehlshabern der 
Wehrmnclittellc. Diese dürfen das Bestätigungs- und Aufhebungsrecht 
in gewissen Grenzen "weiter übertragen, z. B. den Kommandeuren größe-. 
rer Truppenverbändo und den Kommandanten von Festungen (§§ 70, 80). 

Praktisch steht das Bestätigungsfeld in der Regel dem 
Gerichtsherrn, das Aufhebungsrecht dem übergeordneten Be- 
fehlshaber zu. 

5. Das Wicderaufnalimovcrfahren. 

Der Antrag auf "Wiederaufnahme ist ein Bechtsheholf gegen 
ein bestätigtes* Urteil oder eine rechtskräftig gewordene Strafver- 
fugung. Er ist im feldkriegsgerichtlichen Verfahren von besonderer 
Bedeutung, weil es bei ihm an ordentlichen Kechtsmitteln fehlt. 

I. IViederaufnahmegründo sind u. a.: 

1. Neue Tatsachen oder Beweismittel, die geeignet gewesen 
wären, eine wesentlich andere Entscheidung herbeizuführen, 

2. Amtspflichtvorlotzung eines Richters, der an dem Urteil mit- 
gewirkt hat. Er muß sich, gerichtlich strafbar gemacht 
haben. 

. 3. . Vorf ahronsrcchtlicho Vorstöße gegen zwingende Vorschriften, 
d. h. Vorschriften, die unter allen Umstanden beachtet 
. werden müssen (§ 1 Abs. 2, Nr. 1—3). . ■ " , v 
4. Rechtsverletzung durch Erkenntnis auf eine nach der ange- 
wendeten Strafvorschrift unzulässige Strafe, 

II. Don Antrag können der Gerichtsherr und der . Verurteilte 
stellen. Ist der .Verurteilte gestorben, verschollen oder in 
Geisteskrankheit verfallen, so sind antragsberechtigt sein Ehe- 
' gatte und Verwandte (Näheres vgl. § 97). 
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Die angefochtene Entscheidung kann, stets zugunsten wis 
zuungunsten des Angeklagten geändert werden. r 

6. Dio außerordentliche Wiederaufnahme. 
Die außerordentliche Wiederaufnahme auf ^?^ m S *™ 
Führers und Obersten Befehlshabers der Wehrmacht ist durah den 
Abschnitt des Gesetzes zur Änderung von Vorschriften des allge- 
meinen Strafverfahrens, des Wehrmachtstr^ 
Strafgesetzbuches vom 19. IX. 1939 eingeführt worden Je» 
neue Einrichtung entspricht dem außerordentlichen Einspruch im 
Bereich der allgemeinen Strafgerichtsbarkeit. 

I .Der Führer und Oberste Befehlshaber der Wehrmacht kann in 
' einem durch rechtskräftiges Urteil geschlossenen Verfallen die 
Erneuerung der Hauptverhandlung anordnen. Die außer- 
ordentliche Wiederaufnahme ist an keine Frist gebunden. 
Durch ihre Anordnung wird das erste Urteil vernichtet, es hat • 
daher eine neue Hauptverhandlung und Entscheidung statt- 
zufinden. 

Diese Befugnis des Führers ergibt sich für das Kriegsverfuhren aus 
§ 5 Abs. 1 KStVO. Dieselbe Befugnis haben auch die Oberbefehlshaber 
der Wehrmachtteile und der Chef des OKW. für ein in ihrem Befehls- 
bereich ergangenes Urteil erhalten (vgl. HVB1. 11)42 S. 22). 

II, Die erneute Hauptverhandlung findet, soweit nichts anderes- 
bestimmt wird, vor dem Reichskriegsgericht statt. 

7. Die Strafvollstreckung. 

Die Feld- oder Bordurteile werden auf Grund der Bestüt igungs- 
verfügung nach ihrem Inhalt vollstreckt. Die Vollstreckung wird 
durch den Gerichtsherrn angeordnet, dessen Gerichtsbarkeit der 
Verurteilte untersteht. Vgl. §§ lOlff. KStVO. 

Der Gerichtsherr ist auch für dio Vollstreckung von Entscheidungen der 
allgemeinen Gerichte und Behörden zuständig, soweit Bio gegen Soldaten, Wehr- 
maclitbeamte, Schiffsangestellto oder Kriegsgefangene Haft, Arrest, Festungs- 
haft oder Gefängnis verhangen, falb nicht gleichzeitig auf Verlust der Wehr- 
würdigkeit oder der bürgerlichen Ehrenrechte, auf Amtsverlüst oder auf eine 
. Maßnahme der Sicherung und Besserung erkannt wird. 

Aus wichtigem Grunde, insbesondere bei Zivilpersonen, kann der Gerichts- 
herr die allgemeinen Gerichte um Übernahme der Strafvollstreckung ersuchen. 

I. Die Todcsstrafo wird durch Erschießen, bei Erauen grundsätz- 
lich durch Enthaupten, vollzogen. Der Vollzug ist nicht öffent- 
lich, zu ihm wird eine Abteilung von mindestens Zugstärke 
gestellt. • , 



II. Bei Freiheitsstrafen kann der Gerichtsherr die Vollstreckung 
ganz oder teilweise aussetzen oder den Verurteilten unter Aus- 
setzung des Strafvollzugs bis Kriegsende einem Straflager der 
Wehrmacht überweisen. 

Ist die Strafvollstreckung auf die Reichsjustizvenvaltung übergegangen, 
so wird die in die Zeit des Kriegszustandes fallende VoUzugszoit grundsatz- 
lieh in dio Strafzeit nicht eingerechnet; vgl, VO. vom 11. VI. 1940 (RGBl. I 
S. 877). ; ■ . 

III. Geldstrafen und Vennügensstrafen werden durch die mili- 
tärischen Verwaltungsbehörden im Ycnvaltungszwangsvor- 
f aliren beigetrioben. 

8. Das Gnadcnrccht. 

I. Das Gnadcnrccht üben der Führer und die Oberbefehlshaber 
- der Wehnnachttcilo aus. Diese können das ihnen zustehende 
Begnadigungsrecht unter bestimmten Voraussetzungen auf 
Befehlshaber, denen Befehlshaber mit eigener Gerichtsbarkeit 
unterstellt sind, und den Generalquartiermeister übertragen. 

Das Gnadenrecht umfaßt dio Befugnis, einen Bestraften zu begnadigen, 
z. B. die erkannte Hauptstrafe ganz oder teilweise zu erlassen, und dio Be- 
fugnis, ein Strafverfahren niederzuschlagen, d. h. vor rechtskräftiger Ent- 
scheidung einer Sache anzuordnen, daß von einer Strafverfolgung ange- 
sehen werde. 

II. Das Gnadcnrccht wird von Amts wegen oder auf Antrag aus- 
geübt. Das Gnadengesuch hat keine aufschiebende Wirkung. 
Der Gerichtsherr kann aber den Strafvollzug ausetzen, wenn 
er das Gesuch befürwortet und ein Gnadenerweis solchen Um- 
fanges zu erwarten ist, daß er durch den sofortigen oder weite- 
ren Strafvollzug ganz oder teilweise gegenstandslos würde. 

'3. Die Verbindung von Strafsachen der allgemeinen und der Wekr- 

inacktgcrichtsbarkeit. 

Sind an einer Straftat mehrere Personen als Täter, Teilnehmer, 
Begünstiger oder Hehler beteiligt, von denen die einen der allge- 
meinen, die anderen der Wehrmachtgerichtsbarkeit unterworfen 
sind, oder sind zwischen Personen, die verschiedener Gerichtsbar- 
keit unterworfen sind, Taten wechselseitig begangen worden, so ist 
•es erwünscht, daß sie sämtlioh entweder durch das allgemeine Straf- 
gericht oder durch das Wehrmachtgericht abgeurteilt werden. Tat 
und Täter könnten andernfalls von beiden Gerichten verschieden 
"beurteilt werden, was unerwünscht ist. Deshalb ist durch das Ände- 
rungsgesetz vom 16. IX. 1939 (RGBl. I S. 1841) die Möglichkeit ge- 
schaffen worden, eine Strafsache von der allgemeinen an die Wehr- 
machtgerichtsbarkeit zu überweisen, nachdem die umgekehrte Mög- . 
liclikeit bereits durch § 3 MStGO. begründet worden ist. Vgl hier- 
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. auch §18 KriegssondeMratal^Vero^ng i. d. Fassung der 
VO v 4. VII. 1942 (RGBl. I S. 449). 
I ' Eüi Verfahren der allgemeinen Gerichtsbarkeit kann der Wehr- 
^^idifitekilt überwiesen werden: _ 
* l Durch das allgemeine Gericht auf Antrag der Staats- 
' L ^Ä15l Zustimmung des Gerichtsherrn 
o Durch Vereinbarung des Rcichsjustoministcrs und des Chefs 
des Oberkommandos der Wehrmacht. 
II Ein wehrmachtgcrichtliches Verfahren kann an die allgemeinen 
Gerichte überwiesen werden: 

1. Durch den Gerichtshcrrn, sofern es sich um eine Zuwider- 
handlung gegen ein allgemeines Strafgesetz handelt. Die 
Stinimung des allgemeinen Gerichts ist nicht erforderlich. 

2. Durch Vereinbarung des Chefs des Oberkommandos der 
Wehrmacht und des Reichsjustizmmisters bei btratver- 
fahren, für die das Reichskriegsgericht zustandig ist. Die 
Überweisung erfolgt an den Volksgerichtshof. 



II. Das Disziplinarstrafreclit der Wehrmacht. 

Durch das kriminelle Militärstrafrecht werden nur die schwer- 
sten Verstoße gegen die militärische Disziplin betroffen. Militäri- 
sche Übertretungen sind dem Militarstrafgestzbuch unbekannt- 
Aber auch insoweit bedarf dieDisziplin des strafrechtlichen Schutzes 
alB Erziehungsmittel der Truppe zur Wahrung der militärischen 
Zucht und Ordnung. Hier setzt das militärische Disziplinarstraf- 
recht ein, das den militärischen Disziplinarvorgesetzten ein Straf- 
recht ihren Untergebenen gegenüber gewährt. 

Das militärische Disziplinarstrafrecht ist durch dieWehrmacht- 
disziplinarstTafordnung vom 0. VI. 1942 (LVB1. S. 17Ü7) einheitlich 
für die drei Wehrmachtteile geregelt. 



A. Allgemeine Vorschriften. 

I. Der Geltungsbereich. Der Personenlcreis' der der Disziplinar- 
strafgewalt unterworfen ist, ist nahezu derselbe wie der, auf 
dem das Militärstrafgesetzbuch im Kriege Anwendung findet; * 
vgl. oben S. 34. Der Disziplinarstrafgewalt unterliegen: 

1. Die Soldaten. 

2. Die Wehrmachtboamten (vgl. oben S. 25 I). ' 

3. Die Angehörigen des Beurlaubtenstandes. 

4. Die Schiffsangestellten. 
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o. Das Wchrmachtgefolge; vgl. oben S. 34. 

0. Die Kriegsgefangenen. - . 
7. Besonders bestimmte Personen. 

II. Die Straftal. Eine Disziplinarübertretung. ist jeder vorsatz- 
liche oder fahrlässige Verstoß gegen die militärische Zucht und 
Ordnung, die unter kein Strafgesetz fällt. Ferner gehören da- 
zu Vei'stöße gegen Strafgesetze, .wenn sie gerichtlich nicht be- 
straft werden (z.B. wegen einer Amnestie). Das Disziplinar- 
strafrecht kennt keine in einzelnen Tatbeständen aufgezählte 
Disziplinarverstöße. Der Disziplinarvorgesetzte entscheidet 
vielmehr nach seinem pflichtgemäßen Ermessen darüber, ob 
eine Disziplinarübertretung vorliegt (Beispiele: Trunkenheit 
außer Dienst, leichtfertiges Schuldenmachen, Verletzung der 
Achtungspflichten, Urlaubsüberschreitung). 

III, Die Disziplinarstrafen. Sie richten sich nach der Kanggruppe 
des Täters. Es sind folgende Disziplinarstrafen zulässig: 

1. Disziplinarstrafen gegen Soldaten. 

n) Gegen Offiziere: Venveia, strenger Vcnveis, Stuben- , (Kammer-) 
Arrest bis zu 4 Wochen; geschürfter Stuben- (Kammer-) Arrest bis 
zu 3 Wochen gegen Offiziere bis zum Hauptmann oder Kapitän- 
leutnant einschließlich. ' , - 

b) Gegen Musikinspizienten und Musikmeister: Verweis, strenger Ver- 
weis, Stuben- (Kammer-) Arrest bis zu 4 Wochen, geschärfter 
Stuben- (Kammer-) Arrest bis zu 3 Wochen gegen Musikmeister und 
Stabsmusikmeister. • ' 

c) Gegen Unteroffiziere mit Portepee und Fähnriche: Verweis, strenger 
Verweis, Stuben- (Kammer-) Arrest bis zu 4 Wochen, geschärfter 
Stuben- (Kammer-) Arrest bis zu 3 Wochen, gelinder Arrest bis zu 
4 Wochen,. 

d) Gegen Unteroffiziere ohne Portepee: Verweis, strenger Vcnveis, 
Sold Verwaltung, Ausgangsbeschränkung bis zu 4 Wochen, Kasernen-, 
.Quartier-, Bordarrest bis zu 4 Wochen, gelinder Arrest bis zu 
4 Wochen, geschärfter Arrest bis zu 3 Wochen. Außerdem sind bei 
ihnen Soldverwaltung und Ausgangsbeschränkung als Nebenstrafen 
neben einer Arreststrafo zulässig. ■ , 

*e) Gegen Mannschaften: Verweis, strenger Verweis, Soldverwaltung, 
Ausgangsbeschränkung bis zu 4 Wochen; Kasernen-, Quartier-, 
Bordarrest bis zu 4 Wochen, gelinder Arrest bis zu 4 Wochen, ge- 
schärfter Arrest bis zu 3 Wochen, strenger Arrest bis zu 3 Wochen 
Dienstgradherabsetzung. Außerdem sind bei ihnen Soldverwaltung, 
Ausgangsbeschränkung und Dienstgradherabsetzung als Neben- 
. strafen neben einer Arreststrafe zulässig. 

2. Disziplinarstrafen gegen Welirmachtljeamte: . , 

a) Gegen Welmuachtbeainte im Offizierrnng: Vcnveis, strenger Ver- ' 
weis, Stuben- (Kammer-) Arrest bis zu 10 Tagen, an Bord oder 
im Felde bis zu 4 Wochen, geschärfter Stuben- (Kammer-) Arrest 
gegen Wehrmacht beamte im Range bis zu dem eines Hauptmanns 
oder Kapitänleutnants einschließlich bis zu 10 Tagen, an Bord oder 
im Felde bis zu 3 Wochen. , 
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h) Gcccn Wßiinnaclitbcnmlc ohne ÖHfcicrrnns: Verweis, sttcnger Vcr- 
■ ] vS S ubcn"(Kammcr.) Arrest bis zu 10 Tagen, an Bord oder im 
'Felde bis zu 4 Wochen, geschürfter Stuben- Kannner. Arrest bm 
zu 10 Äen, an Bord oder im Felde bis zu 3 Wochen gelinder Arrest, 
bb zu 10 Tagen, an Bord oder im Felde bis zu 4 Wochen, 
c) Gegen Wehrmuchtbcainto im allgemeinen 01 izlerrnng sind die« 
■Bdbcn Disziplinarstrafen zulassig wie gegen Wehrmachtbcamto m- 
bestimmtem Bang in entsprechender Dienststellung. 

3. Disziplinarstrafen gegen Angehörige des Beurlaubtcnslandcs: 
Es sind dieselben Disziplinarstrafen wie gegen aktive bol- 

" daten und Wehnnachtbeanite zulässig mit Ausnahme des 
strengen Verweises, der Soldverwaltung, der Ausgangsbe- 
schränkung, des Kasernen-, Quartier-, Bordarrestes und 
des geschärften Arrestes. Wegen Verletzung der Vor r 
Schriften über die Wehrüberwachung kann auch Geld- 
strafe bis zu 150 RM. verhängt werden. 

4. Disziplinarstrafen gegen Sclütfeaiigestcllte, Wehrmachl- 
gofolgo und besonders unterworfene Personen: Es sind 
dieselben Disziplinarstrafen zulässig wie gegen Soldaten in 
entsprechender Lebensstellung. Ferner kann Geldstrafe 
bis zu 150 RM. verhängt werden. 

5. Disziplinarstrafen gegen Kriegsgefangene: Es sind dieselben 
Disziplinarstrafen wie gegen Soldaten oder Wehnnacht- 
beamte in entsprechendem Dienstgrad oder entsprechender 
Lebensstellung zulässig. 

<5. Disziplinarstrafen gegen Mannschaften der Sondcrciiiheiten, 
Insassen der Straflager und Wehrmachtstrafanstalten. Außer 
den sonst zulässigen Strafen kann auch strenger Arrest ver- 
hängt werden. 

B. Das Disziplinarverfahren. 

Dem Disziplinarstrafrecht sind bestimmte Verfahrensvor- 
schriften fremd. Der Disziplinarvorgesetzte wählt den Weg, auf 
dem er seine Überzeugung gewinnen will, nach freiem Ermessen. 
Auch ein Strafzwang besteht nicht. Ebensowenig kann dem Diszi- 
plinarvorgesetzten befohlen werden, ob und wie er strafen wall. 
I. Die DisziplinarstrafgoAvalt. 

1. Inhaber der Disziplinarstrafgewalt sind: 

a) Der Führer und Oberste Befehlshaber der Wehrmacht, 
, b) Die Oberbefehlshaber der Wchrmachtteile für ihren Be- ' 
fehlsbereich. , 

c) Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht für seinen ' 
Befehlsbereich. 

d) Bestimmte Offiziere, denen sie nach' der Wehrmacht- 
disziphnarstrafordming kraft Gesetzes zusteht. 



* - Hierher gehören:' Kompaniechef, Böotflkommandant, Staffel- 
. Kapitän, ^Bataillonkommandeur, Zeretörerkommandant, Komman- 
deur einer Fliegergruppe, Begimentskommandeur, Sohiffskomman- 
danten^Geschwaderkommodore, Brigadekommandeur, Führer eines 
Verbandes, Divisionskommandeur, Befehlshaber eines Verbandes, 
höhere Befehlshaber, Scohefehlshaber und Wehrmachtkomman- 
danten. , * 

, c) Die Offiziere und Wohrmachtbcamton im Offiziersrang, 
denen sie besonders übertragen ist. 

2. Der Umfang der Disziplinarstrafgcwalt bestimmt sich nach 
• der Dienststellung ihres Inhabers und der Dienststellung 
des Täters.. 

Je höher die Dienststellung des Disziplinarvorgesetzten und je ge- 
ringer die Dienststellung des Täters ißt, desto größer ist der Umfang . 
der Disziplinarstrafgewalfc. Der Kompaniechef kann beispielsweise, 
gegen Offiziere nur einen Verweis verhangen, gegen Unteroffiziere mit 
Portepee dagegen auch strengen Verweis, Stubenarrest, geschärften 
Stubenarrest und gelinden Arrest bis zu 1 Woche. Der Regiments- 
kommandeur kann darüber hinaus gegen Offiziere auch strengen Ver- 
weis, Stubenarrest bis zu 1 .Woche und geschärften Stubenarrest bis 
zu 5 Tagen und gegen Unteroffiziere f mit Portepee auch Arrest bis zu 
2 Wochen verhängen. 

II. Die Zuständigkeit zur Disziplinarbestrafung. * 

1. Die DisziplinarstrafgoAvalt wird grundsätzlich vom nächsten 
Disziplinarvorgesetzten ausgeübt Dies ist der Vorgesetzte 
mit Strafgewalt, dem der Untergebene unmittelbar unter- 
stellt ist. 

2. Höhere Disziplinarvorgesetzte sind zur Ahndung einer Dis- 
ziplinaxübertretung nur in besonderen Fällen zuständig. 

Ihre Zuständigkeit ist insbesondere gegeben, wenn die Tat unter 
ihren Augen geschehen ist; sie sofortige- Ahndung erfördert und' der 
nächste Disziplinarvorgesetzte nicht erreichbar ist; sie von diesem nicht 
geahndet werden kann, weil die von ihm für erforderlich gehaltene 
Strafe über seine Strafbefugnis hinausgeht oder weil er sich für' be- 
fangen hält, , 

III. Die Ausübung der Disziplinarstrafgcwalt. Die Disziplinar- 
strafe wird durch die dienstliche Bekanntgabe der Strafformel 
an den Täter verhängt. Wegen einer Disziphnarübertretung 

- darf der Täter nur einmal und nur mit einer Disziplinarstrafe 
bestraft werden. Der Disziplinarvorgesetzte kann eine von 
ihm verhängte Strafe nicht mehr aufheben. oder ändern oder 
ihre Vollstreckung erlassen. Vgl. jedoch unten V. 

IV. Das Beschwerderecht des Bestraften. Der Bestrafte hat das 
Recht, sich zu beschweren. Tür das Beschwerdeverfahren gilt 
die Beschwerdeordnung (vgl. unten S. 50), eine Vermittlung 
findet jedoch auch bei Offizieren nicht statt. Über die Be- 

. sohwerde entscheidet gnindsätzlich der Disziplinarvorgesetzte 

Bchttoffcr, Neugestaltung. Heffc 40 K , 4 ' 
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dem die strafende Dienststelle zur Zeit der Entscheidung über 
die Beschwerde truppendienstlich unmittelbar untersteht ist. 
V Der Antrag eines Disziplinarvorgesetzten. Jeder Disziplinar- 
vorgesetzte kann beantragen, die Strafe aufzuheben, wenn er 
der Auffassung ist, daß einer seiner Untergebenen disziplinar 
bestraft worden ist, obwohl er unschuldig, nicht nachweisbar 
schuldig oder die Tat nicht strafwürdig war. Auch der Diszi- 
plinarvorgesetzte, der die Strafe verhängt hat, hat ein solches 
Antragsrecht. 

VI. Die Vollstreckung der Disziplinarstrafen. Sie werden grund- 
sätzlich von dem Vorgesetzten, der sie verhängt hat, oder ebner 
von ihm ersuchten Dienststelle vollstreckt. 

VII. Die vorläufige Festnahme. Jeder Disziplinarvorgesetzte kann 
semer Strafgewalt unterstellte Personen vorläufig festnehmen, 
wenn es die Aufrechterhaltung der Mannszucht erfordert. Dar- 
'über hinaus kann jeder Offizier und Unteroffizier einen Sol- 
daten, der nach Dienstgrad oder Dienstalter unter ihm steht, 
vorläufig festnehmen, wenn die Aufreehterhaltung der Manns- 
zucht es erfordert. 

Wegen der einstweiligen Dienstenthebung vgl. die VO. über die einst- 
weiligen Dienstenthebung in der Wehrmacht vom 2li. II. l!)3ü (HVBI. 
S. 100 Nr. 336). 



Dritter Abschnitt. 

Beschwerdeordnung. 

Jeder Angehörige der Wehrmacht, der sich in seinen Rechten 
und dienstlichen Befugnissen beeinträchtigt fühlt oder glaubt,, daß 
ihm von Vorgesetzten, Kameraden oder Wehrmachtbeamten ein 
Unrecht zugefügt ist, hat das Recht, sich zu beschweren. Hierbei 
ist zu beachten, daß gemeinschaftliche Beschwerden mehrerer Per- 
sonen verboten sind und nach § 101 MStGB. bestraft werden 
können. Gibt ein und derselbe Vorgang mehreren Personen An- 
laß zurBeschwerde, so muß es aus Gründen der Disziplin jedem der 
Beteiligten überlassen bleiben, für sich Beschwerde zu fuhren. 

n- ? nb( :ß runo c t < ; r Beschwerdeführung wird niemand bestraft T>in, 

schließt «doch nicht ans, daß ein Beschwerdeführer zu : KlLr » 
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Das Beschwerdoverfahrcn ist für alle Angehörigen der Wehrmacht in der 
Beschwerdeordnung vom 8. IV. 1930 (HVBI. S. 124) in der Fassung vom 23. XII. 
1938 geregelt. 

A. Beschwerden von Soldaten über Soldaten. 

I. Die Eiiüöitung von Beschwerden. Die Beschwerde darf frühe- 
stens eingeleitet werden, nachdem eine Nacht über den Be- 
schwerdeanlaß oder sein Bekanntwerden vergangen ist, späte- 
stens jedoch innerhalb 7 Tagen. Sie kann jederzeit zurück- 
genommen werden. 

1. Die Einleitung durch Offiziere. Die Beschwerde wird durch 
Mitteilung an den Vermittler eingeleitet. 

a) Als Vermittler ist ein Offizier zu wühlen, der das besondere Ver- 
trauen des Beschwerdeführers genießt. Er soll im Eango unter dem 
Verklagten, jedoch mindestens im Bange des Beschwerdeführers 
stehen und zu demselben Truppenverbando wie einer von beiden ge- 
hören. Der als Vermittler Erwählte ist grundsatzlich zur Übernahme 
der Vermittlung verpflichtet. 

b) Dio Vermittlung beginnt mit der alsbaldigen Untorriciltung des Vor- 
klagten über die Beschwerde und dor Feststellung, seiner Erklärung 
zur Beschwerde. Der Vermittler hat dio Erklärung, dio innerhalb 
3 Tagen abzugeben ist, unverzüglich dem Beschwordeführer zu 
übermitteln. Dieser hat sich spätestens nach 48 Stunden zu ent- 
scheiden, ob er die Beschwerde weiter verfolgen will oder nicht. 

c) Nach gescheiterter Vermittlung hat der Beschwerdeführer die Be- 
schwerde unverzüglich mündlich oder schriftlich unmittelbar bei dem 
entscheidenden Vorgesetzten "anzubringen und dio Durchführung 
sofort seinem, nächsten Disziplinarvorgesetzten zu. melden. 

Bei Beschwerden über eino verhängte Disziplinarstrafe, eine ver- 
weigerte Heiratsorlaubnis, eino einstweilige Dienstenthebung oder eino 
bereits getroffene Bcschwerdcentscheidung ist eine Vermittlung nicht 
zulässig. In diesen Fällen ist dio Beschwerde unmittelbar bei dem 
* zur Entscheidung zuständigen Vorgesetzten anzubringen. 

2. Die Einleitung durch Unteroffiziere imd Mannschaften. Die 
Beschwerde ist dem nächsten Diszipünarvorgesetzteh un- 
mittelbar mündlich öder schriftlich vorzutragen. Wenn sie 
sich gegen einen höheren Vorgesetzten richtet, leitet sie der 
Disziplinarvorgesetzte an den für. die Entscheidung zu- 
ständigen Vorgesetzten weiter. * 

3. Die Einleitung durch Wehrpflichtige d. B., die nicht im 
aktiven Wehrdienst.stehen. Unteroffiziere d. B. und Mann- 
schaften d. B. haben dio Beschwerde bei dem Leiter des 
Wehrmeldeamtes, Offiziere d. B. und Keserveoffizieran- 
wärter bei dem Wehrbezirkskommandeur schriftlich oder 
mündlich vorzutragen. 

IL Dio Entscheidung über dio Beschwerde. 

1. Zuständig für die Entscheidung ist derjenige Disziplinar- 
vorgesetzte dos Vorklagten, dem die disziplinarische Be- 

4* 
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strafung der Handlung zusteht, die den Gegenstand der 
Beschwerde bildet. ' . 

2. Der entscheidende Vorgesetzte ha^^ 
Tatbestand festzustellen, gegebenenfalls durch Vernehmung 
von Beteiligten und Zeugen. 

3. Die Entscheidung ist alsbald nach Abschluß der Ermitt- 
lungen zu treffen und mit Begründung schriftlich niederzu- 
legen und dem Beschwerdeführer und dem Verklagten zu- 
zustellen. 

HL Weitere Beschwerde. Der Beschwerdeführer und der Verklagte 
können gegen die Entscheidung binnen 7 Tagen an den nächst- 
höheren Vorgesetzten und so fort regelmäßig bis an den Führer 
weitere Beschwerde einlegen. 

IV. Sonderfälle. Soldaten in Lazaretten bringen die Beschwerde • 
bei dem Chefarzt oder — in der Lazarettabteilung eines, 
Krankenhauses — bei dem leitenden Sanitätsoffizier, Soldaten - 
•in Untersuchungshaft beim Anstaltsvorgesetzten, Soldaten an 
Bord von Schiffen in außerheimischen Gewässern, falls der 
zuständige Disziplinarvorgesetzte sich nicht an Bord des 
Schiffes befindet und nicht innerhalb 7 Tagen zu erreichen ist, 
bei einem an Bord befindlichen Offizier an. 

B. Beschwerden von Wehrmaclitbeamten und über 
Wehrmachtbcamte. 

Auf Beschwerden von Wehrmachtbeamten untereinander und 
über Soldaten und auf Beschwerden von Soldaten über Wehrmacht- . 
beamte finden die Vorschriften über Beschwerden von Soldaten 
über Soldaten mit nachstehenden Besonderheiten entsprechende 
Anwendung. 

1. Wchrmachtbcamte haben einen Vermittler zu wählen, der 
'dem Beschwerdeführer im Range mindestens gleichsteht. 

2. Soldaten haben die Beschwerde bei dem militärischen Vor- 
gesetzten des Beschwerdeführers anzubringen. Dieser leitet 
sie dem nächsten mit Disziplinarstrafgewalt ausgestatteten 
Vorgesetzten des Verklagten zu. 
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Vierter Abschnitt. .. - 

Das Krieg fiihrungsrecht. 

Der Krieg wird während seines gesamten Ablaufs vom Hecht, 
dem Kriegführungsrecht, begleitet. Die Aufgabe dieses Hechts ist 
es insbesondere, eine möglichst menschliche Kriegführung zu 
sichern.' 

Für das Kriegführungsrecht galt ursprünglich ungeschriebenes 
Gewohnheitsrecht. In den letzten 90 Jaliren ist es für Teilgebiete 
mehrfach in zwischenstaatlichen Vereinbarungen niedergelegt wor- 
den, z. B. der Pariser Seerechtsdeklaratioii'von 1856, den Genfer 
Konventionen von 1864, 1906 und 1929, der Haager Landkriegs- 
ordnung von 1899/1907 sowie den Abkommen der beiden Haager 
Friedenskonferenzen von 1899 und 1907. Eine zusammenfassende 
Regelung (Kodifikation) des Kriegsführungsrechts ist bisher nicht 
erfolgt. Das Luftkriegsrecht ist noch nicht international geregelt. 

Das Kriegführungsrecht kann in der Hand eines befähigten 
Staatsmanns zu einer scharfen Waffe werden, die dem Gegner 
Niederlagen zuzufügen in der Lage ist, die verlorenen Entschei- 
dungsschlachten gleichstehen. Die Weltmeinung vermag den 
Kriegführenden als eine starke moralische Mauer zu umgeben und 
dadurch das Kriegsgeschehen entscheidend zu beeinflussen. So hat 
sich die propagandistische Auswertung des deutschen Einmarsches 
in Belgien 1914 durch unsere' Gegner für das Reich äußerst nach- 
teilig ausgewirkt. Der damaligen Eeindpropaganda mit dem Völker- 
recht hatten wir nicht Gleichwertiges gegenüberzustellen. 

Im gegenwärtigen Kriege sind die erforderlichen Maßnahmen 
getroffen, um es auch auf diesem Gebiet unseren Gegnern gleichzu- 
tun oder sie gar zu übertreffen. Beim Oberkommando der Wehr- 
macht (Wehrmachtrechtsabteilung) ist eine „Wehrmacht-Unter- 
suchungsstelle'für Verletzungen des Völkerrechts" gebildet worden, 
die die Aufgabe hat, die von den gegnerischen Militär- und Zivil- 
personen gegen deutsche Wehrmachtangehürige begangenen Ver- 
stöße gegen das Völkerrecht festzustellen und zugleich die vom Aus- . 
lande gegen die deutsche Wehrmacht in dieser Hinsicht e rhoben en 
Anschuldigungen aufzuklären (Erlaß vom 4. IX. 1939 — EVB1. C 
S. 310). Dadurch soll eine ritterliche Kriegführung unter den 1 
Kultlirvölkern gewährleistet, ferner* die Versuche des Gegners \ 
zur Diffamierung der eigenen Kriegführung vereitelt und schließ- • 
lieh das Material zu einer treffsicheren und weltüberzeugenden Be- . 
kämpfung des Völkerrechtsverächters im gegnerischen Lager in 
der Weltmeinung gesammelt werden. ' ' 
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I. Beginn -und Wirkungen des Kriegszustandes. 

L Dor Kriegszustand beginnt mit der förmlichen Kriegserklärung 
oder mit dem tatsächlichen Ausbruch der Feindseligkeiten von 
beiden Seiten. Nach dem Haager Abkommen vom 18. X. 1907 
(RGBl. 1910 S. 82) sollen Feindseligkeiten nicht ohne voraus- 
gehende unzweideutige Benachrichtigung beginnen. Diese muß 
entweder die Form einer mit Gründen versehenen Kriegs- 
erklärung (dies ist die Regel) oder die Form eines Ultimatums 
mit bedingter Kriegserklärung (so die Kriegserklärung Eng- 
lands und Frankreichs an das Deutsche Reich im September 
1939) enthalten. Der Abbruch der diplomatischen Beziehungen 
allein genügt nicht zur Herbeiführung des Kriegszustandes (so 
das Verhältnis zwischen dem Deutschen Reich und Ägypten 
zu Beginn des gegenwärtigen Krieges). 

II. Die Wirkungen des Kriegszustandes. 

1. Im Verhältnis zwischen den kriegführenden Staaten. Der 
Krieg beendet die zwischen ihnen bestehenden diplomati- 
schen und vertraglichen Beziehungen. Die eigenen Ge- 
sandten werden abberufen, den Gesandten des Gegners wer- 
den die Pässe zugestellt und die Interessen der eignen 
Staatsangehörigen an Vertreter einer befreundeten Macht 
(Schutzstaat) übertragen. Die Staatsangehörigen des Geg- 
ners können zurückgehalten, an bestimmte Aufenthaltsorte 
gebunden oder ausgewiesen werden. Im Weltkrieg und im 
gegenwärtigen Krieg sind die Feindmächte unter englischer 
Führung in völkerrechtswidriger Weise über diese Maß- 
nahmen weit hinausgegangen, indem sie alle wehrfähigen 
deutschen Staatsangehörigen als Kriegsgefangene behandelt 
und auch die übrigen, darunter Frauen und Kinder, in 
Lagern interniert haben. 

2 ' SnJIK ZWi r ] r 11 d T krlc S fü ^nden Staat und den 
seiner Gewalt unterliegenden Personen. Die Notwendig- 
en te ™SP 8 7* • n ZU iM S^,n Eingriffen in das 
Leben des Volkes und seiner einzelnen Glieder. Für Iüie-s- 

e Me ^ Güter werden Ä 

IS??- ™ sen > Nahrungsmittel und andere lcbcns- 
* TOchüge.BKonßntee werden ^^btJ^jS^ 
Versorgung beschlagnahmt und rationiert. e£ ^ÄSter 

imnisterrats lur die Reidisverteidigunc) soll die Gesnfr 



1942). Aus Gründen der Reichsverteidigung wird die Ver- 
öffentlichung karthographischer Darstellungen (vgl. VO. 
über die Veröffentlichung kartographischer Darstellungen 
vom G. II. 1940) eingeschränkt und der Nachrichtenverkehr, 
insbesondere mit dem feindlichen und nichtfeindlichen Aus- 
land, verboten oder nur mit. Beschränkungen zugelassen 
(vgl. VO. über den Nachrichtenverkehr vom 2. IV. 1940). 
Schließlich wird die persönliche Freiheit beschränkt, so in 
liberalistischen Staaten durch die Verhängung des sog. Be- 
lagerungszustandes, der mit Versdmmlungsverboten und 
der Einführung der Zensur* verbunden ist. 
3. Im Verhältnis zwischen den Kriegf ührciidcn' und den Neu- 
tralen. Die Neutralen haben einen» Anspruch darauf, von 
den Feindseligkeiten unberührt zu bleiben; ihr Gebiet ist 
unverletzlich. Andererseits dürfen sie auf ihrem Staatsgebiet 
keine Feindseligkeiten dulden, wie etwa das Einfliegen von 
Kriegsflugzeugen einer kriegfülu'enden Macht oder das 
Minenlegen. Angehörige einer solchen Macht, die auf neu- 
trales Gebiet, gelangen, sind für die Dauer des Krieges zu 
internieren. Ferner sind die Neutralen verflichtet, an den 
Feindseligkeiten )veder unmittelbar noch mittelbar teilzu- 
nehmen. Daher dürfen sie ihre Häfen und Gewässer nicht 
zu einem Stützpunkt für Seekriegsunternehmen eines Krieg- 
führenden machen. Ebensowenig ist ihnen die Entsendung 
von Hilfstruppen gestattet. Dagegen ist die neutrale Macht 
nicht verpflichtet zu verhindern, daß einzelne Personen die 
Grenze überschreiten, um in den Dienst eines Kriegführen- 
den zu. treten,, oder daß aus oder durch ihr Gebiet Waffen, 
Munition oder Hcercsbcdarf m ein kriegführendes Land ge- 
schafft werden. Daher konnten im finnisch-russischen 
Kriege 1939/40 schwedische private Organisationen Finn- 
land mit Geld und Kriegsgerät unterstützen, ohne daß hier- 
in ein Neutralitätsbruch gesehen werden konnte. Im Gegen- 
satz hierzu würde das Verhalten eines Staates, der seine ge- 
gesamte Wirtschaft systematisch auf die Unterstützung 
einer feindlichen Partei umstellt, einen Neutralitätsbruch 
enthalten. Hierbei würde es sich nicht mehr nur um eine 
bloße Tätigkeit der Staatsangehörigen, sondern um ein den 
Neutrahtätspflicliten' widersprechendes Verhalten des Staa- 
tes selbst handeln. Kriegsschiffen ist die Durchfahrt durch 
neutrale Gewässer gestattet, der Aufenthalt in diesen jedoclr 
nur mit Einschränkungen (regelmäßig nicht länger als 
24 Stunden, außer zur Ausbesserung von Schäden oder 
wegen des Zustandes der See). Kriegsschiffe,. die trotz Auf- 
forderung nicht auslaufen, müssen .dienstunfähig gemacht 
werden. • 
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. Käherea vgl. dos Hoagor Abkommen, botreffend dio Kcchto und« 
Pflichten der neutralen Mächte und Porsonon im Falle eines Landkrieges 
vom 18. X: 1007 (RGBl. 1010 S. 151) und das XIII. Haagor Abkommen, 
• betreffend dio Rechte und Pflichten der Neutralen im Falle eines Seo-' 
kriogs vom 18. X. 1007 (RGBl. 10i0 S. 343). 

Noucrdings hat der Begriff der Neutralität oinon bemerkenswerten 
Wandel erfahren. Von der tj noutralen Macht", dio für keinen der Krieg- 
führenden Partei ergreift, ist dio „nichtkriegführendo Macht" zu unter- 
scheiden, dio nicht in demselben Maße zur Unparteilichkeit verpflichtet 
ist. 

II. Das Landkriegsrecht. 

Hauptrechtsquellen des Landkriegsrechts sind die Haager 
.Landkriegsordnung vom 18. X. 1907 (RGBl. 1910 S. 107), das 
Genfer Abkommen über die Behandlung der Kriegsgefangenen vom 
27. VH. 1029 (RGBl. II 1934 S. 227) und die Genfer Konventionen 
zur Verbesserung des Loses der Verwundeten und Kranken vom 
22. Vm. 1864 (Pr.Ges. S. 1865 S. 841), vom 6. VIT. 1906 (RGBl. 
1907 S. 279) und vom 27. VII. 1929 (RGBl. 1934 II S. 208). Einige 
Bestimmungen der Haager Landkriegsordnung passen nicht auf 
den totalen Krieg, sie sind in ihm nur sinngemäß anwendbar. 

Einige Mächte haben diu Hanger Landkriegsordnung von 1007 nicht rati- 
fiziert. Pür sie gilt noch dns (alte) Haager Abkommen betr. die Gesetze und 
Gebräuche des Landkrieges vom 20. VII. 1800 (RGBl. I H. 423). 

A. Der Kriegsschauplatz. 
I. Kriegsschauplatz ist das gesamte Land- und Wassergebiet der 
kriegführenden Staaten mit dem darüber befindlichen Luft- 
raum und dem darunter liegenden Erdraum. Zum Kriegs- 
schauplatz gehören auch die überseeischen Kolonien und die 
einem Wegführenden Staat untergeordneten halbsouveränen 
btaaten. Unter Kriegsschauplatz im engeren Sinne versteht 
Sen 8 ' auf dem tatsäcUi ch Feinseligkeiten statt- 

n ' ?n?nlSnff SCliaU ? latZ !T durch Bof ™«™g (Neutralisierung) 
■ SÄ l CrÜC i!- ÄUf dGn befrie deten Gebieten dürfen 
WedeTÄ, Ä 8 ?,™^ ™g<™mmen werden. Be- 
Inedet sind z. B.: die Aalandsinseln, der Suezkanal und der 
. : Banamakanal was aUerdings unsere Gegner ebeniwSg wie 

L^S 6g d ™ hindert ' im Siiezkanal und seinen Hafen 
und anderwärts Imegerische Operationen durchzuführen: 

B. Dio Kriegsmacht. 

L f^l^ZV P m ^^ aU un «i anderen Kriegshand- 
gesfaitet den Angehörigen der bewaffneten Streitkräfte 



1. Zur Kriegsmacht gehört die gesamte organisierte und unter 
staatlicher Leitung für den Krieg eingesetzte Mannschaft 
ohne Bücksicht auf ihre Staatsangehörigkeit, sofern sie nur 
für ihre Bestimmung äußerlich erkennbar gemacht ist, 
einen verantwortlichen Führer besitzt und bei ihren Unter- 
nehmungen die Gesetze und Gebräuche des Krieges beob- 
achtet. Die Gesetze des Krieges gelten also nicht nur für 

' das eigentliche Heer, sondern auch für die Freiwilligenver- , 
^ bände, Milizen und — in Deutschland — den Reichsarbeits- 
dienst, soweit er der Wehrmacht zur Seite steht. 

2. Nicht zur Kriegsmacht gehört die Bevölkerung. Ihr ist 
der Gehrauch von Waffengewalt verboten. Verstöße gegen 
diesen Grundsatz sind als gemeine Verbrechen zu be- 
strafen. Gegen die Bevölkerung, die ^sich der bewaffneten 
Macht entgegenstellt, %. B. Franktireure, sind daher alle 
gebotenen Sicherungs- und Schutzmaßnahmen erlaubt. Im 
übrigen ;ist die Anwendung von Waffengewalt gegen die 
Zivilbevölkerung nicht gestattet. 

Dio Bevölkerung eines nicht besetzten Gebiets, dio beim 
Herannahen des Feindes aus eigenem Antriebe zu den Waffen greift, 
um die eindringenden Truppen zu bekämpfen, ohne Zeit gehabt zu 
haben, sich als Kriegsmacht zu organisieren, wird als kriegführend 
betrachtet, wenn sie dio Waffon offen führt und die Gosotzo 
und Gebräuche des Krieges beobachtet. Völkerrechtswidrig 
sind hiernach insbesondere der Kampf der Zivilbevölkerung im, Rücken 
der kämpfenden Truppe und der Heckenscktitzenkrieg. 

II. Kriegsgefangene sind mit ihrem loben, ihrer Gesundheit und 
ihrem Eigentum geschützt (vgl.* Genfer Kriegsgefangenenab- 
kommen vom 27.. VH. 1920 — RGBL 1934 II S. 227). 

1. Dio ICriegsgefangenenoigonschaft. Kriegsgefangene sind die 
in die Gewalt des Feindes gelangten Angehörigen der be- 
waffneten Macht, weiterhin Zivilpersonen, die den Streit- 
kräften folgen, z. B. Kriegsberichterstatter, Marketender, 
Lieferanten, sofern sie einen Ausweis der Militärbehörde 
besitzen (Welirmachtgefolge). 

2. Dio Verwahrung der Kriegsgefangenen. Sie können in ein- 
gezäunten Lagern verwahrt werden. Ihre Einschließung oder 
Beschränkung auf einen bestimmten Raum ist dagegen nur 
als unerläßliche • Sicherungsmaßnahme (zur Hebung der 
Disziplin oder zur Bekämpfung von Krankheiten) und nur 
vorübergehend gestattet. Den Kriegsgefangenen ist Unter- 
bringung und Verpflegung zu gewähren. Sie ßind auch vom 
Gewahrsamsstaat mit Kleidung, Wäsche und.Sohuhwerk zu 
versehen. Offizieren ist außerdem die ihnen zustehende Be- 
soldung zu gewählten. Kriegsgefangene — außer Offizieren 
— können gegen Entgelt als Arbeiter verwendet werden, so- 
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™t die ihnen suge ^^S^j^t-SS- ' 
führung in unmittelbarem Zusammen^ lang ]ltsdienßt 

gefangene Unteroffeiere ausdrücklich . 
herangezogen werden, atiliei sie vwju b 
eine entgeltliche Beschäftigung. 

Jede imegfülirende Macht muß I über d»«f J 
biet hefindüchen ^SJ?»!^ sich in 

: S£S^^Ä£gä " vom 

ssarffiÄss^»^! ™» 23 - VIÜ - mo 

(RGBl. I S. 1181). 

* T)io Entlassung der Kriegsgefangenen. Nach Friedens- 
^ÄtTS Hcimschaffung Wimen kurzes er Zeit zu 
rf^en Wehdem 

gefangenen von England und Frankreich » v ^ 
Tridriaer Weise viele Monate lang zurückgehalten. SchAVcr- 
SS und Sckwcrvcrwundcte sind schon vorher in ihn 
Eat zSickzuschaffen. Kriegsgefangene . können auch 
jederzeit gegen Ehrenwort in ihre Heimat entlassen werden 
* Erereifen sie wieder die Waffen, so werden sie mi Falle ihrer 
erneuten Gefangennahme nicht als Kriegsgefangene be- 
handelt, sondern können vor Gericht gestellt werden (in 
Deutschland nach § 159 MStGB. Todesstrafe). 
Die Beachtung der zugunsten der Kriegsgefangenen be- 
stehenden Schutzvorschriften durch die Kriegführenden soll 
dadurch gesichert werden, daß die Schutzstaaten ein weit- 
gehendes -Kontrollrecht haben. Weiterhin haben die Kriegs- 
gefangenen ein Beschwerderecht an den Schutzstaat und das 
Eecht, an die militärischen Behörden, in deren Gewalt sie sich 
befinden, Gesuche zu stellen, ohne deswegen eine Bestrafung 
befürchten zu müssen. Schließlich sind die Kriegsgefangenen 
befugt, Vertrauensleute zu bestimmen, die sie gegenüber den 
Militärbehörden und Schutzstaaten zu vertreten haben. In 
Lagern für Offiziere und Gleichgestellte ist der rangälteste 
kriegsgefangene Offizier des höchsten Dienstgrades zur Ver- 
mittlung zwischen den Lagerbehürden und den kriegsgefange- 
nen Offizieren berufen. 

Zu 1—8: Der Umgang mit Kriegsgefangenen. 

* Der Aufenthalt der Kriegsgefangenen im Reich bringt eine erhebliche 
Spionage- und Sabotagcgemhr mit sich; deshalb müssen Kriegsgefangene 
möglichst isoliert werden. Nach § 4 der VO. zur Ergänzung der Straf- 
vorschriften zum Schutz der Wehrkraft des deutschen Volkes vom 
25. XI. 1039 (RGBl. I S. 2310) ist derjenige Umgang mit Kriegs- 



gefangenen unter schwere Strafe gcsteUt, der das gesunde Volksempfinden 
gröblich verletzt (z. B. Geschlechtsverkehr, gemeinsames Tanzen, gemein- 
samer Lokalbesucli). Darüber hinaus ist durch die Verordnung über den 
Umgang mit Kriegsgefangenen vom 11. V. 1040 (RGB1.-I S. .760) jeder- 
mann jeglicher Umgang mit Kriegsgefangenen und jede Beziehung zu 
ihnen untersagt, soweit nicht der Umgang durch die -Ausübung einer 
DienBt- oder Berufspflicht (z. B. als Arzt, oder Seelsorger) oder durch ein 
Arbeitsverhältnis der . Kriegsgefangenen zwangsläufig bedingt ist. Durch 
diese Bestimmungen ist es möglich gemacht, auch solche Fülle strafrecht- 
lich zu erfassen, die sich auf den ersten Blick als harmlos darstellen' (z. B. 
Gespräche oder Briefempfang), tatsächlich aber schwerste Schaden für 
die Rcichsvorteidigung zur Folge haben können. 

III. Verwundete und kranke Soldaten unterliegen besonderem 
Schutz. Sie sind unter allen? Umständen zu schonen und mit 
Menschlichkeit zu behandeln und zu versorgen (vgl. Genfer 
Verwundetenabkommen vom 27. VII. 1929 — KGB1. 1934 II 
S. 208). 

IV. Ebenso sind die Sanitätsmaiinsckafton der kriegführenden 
Mächte geschützt. Das Sanitätspersonal, das in die Hand 
des Feindes gefallen ist, ist unverletzlich und darf nicht als 
Kriegsgefangene behandelt werden. Geschützt sind auch die 
Lazarette der kriegführenden Mächte. Walirzeichen und- Ab- 
zeichen des Sanitätsdienstes ist das rote Kreuz auf weißem 
Grund. 

V. Sondervorschriften gelten für einzelne Pcrsonongruppon.' Par- 
lamentäre und die sie begleitenden Personen sind unverletz- 
lich. Spione können — nach vorausgegangenem Urteil — er- 
schossen werden. Feindliche Kundschafter werden dagegen Arie 
die übrigen Angehörigen der feindlichen Streitmacht behandelt, 
also wie Kriegsgefangene. 

C. Die Feindseligkeiten. 

I. Dio Kriegführenden können zur Brechung des Widerstandes 
des Gegners alle notwendigen Mittel anwenden. Einzelne 
Mittel sind durch das Völkerrecht untersagt, z. B. die Verwen- 
dung von Gift und Giftgas, Bakterien sowie von klcmkalibrigen 
Explosiv- und von Dum-Dum-Gcschosson. Ferner ist die 
Tötung und Verwundung eines die Waffen streckenden oder 
wehrlosen Feindes verboten, der sich auf Gnade öder Ungnade 
ergibt. Ferner dürfen unverteidigte Gemeinden weder belagert 
noch beschossen oder mit Bomben belegt werden, ebenso ist 
das Plündern in eroberten Gemeinden verboten. Kriegslisten 
sind dagegen erlaubt, nicht jedoch Hinterlist, z. B. der Miß- 
brauch der Parlamentärflaggo oder des "Genfer Abzeichens. 

Näheres vgl. IL Haagcr Erklärung betr. das Verbot der Verwendung von 
Geschossen mit erstickenden oder giftigen Gasen vom 20. VII. 1800 (RGBL 



1001 S. 474), das Gesetz über das Genfer ProtokoU wegen Verbotes Gas- 
* -krieges vom fi. IV. 1020 (RGBl. II S. 17») 

das Verbot von Dum-Dum-Gcscbossen vom 20. VII. 1800 (RGBl. 1001 

S. 478). 

II. Das besetzto Icindliclio Gebiet unterliegt der Befehls- und 
Zwangsgowalt des besetzenden Staates. Es bleibt Ausland, 
deshalb bebalten die Bewohner des besetzten Gebietes ihre 
bisherige Staatsangehörigkeit bei. Der besetzende Staat über- 
nimmt jedoch die Ausübung der fremden Staatsgewalt. Er 
kann die fälligen Abgaben und Steuern erheben, Geldleistun- 
gen (Kontributionen) und Sachleistungen (Requisitionen) auf- 
erlegen und über das fremde Staatsvermögen nach Art eines 
* Verwalters und Nutznießers verfügen. 

ID. Das Scekriegsrecht. 

Das Seekriegsrecht ist insbesondere in der Pariser Seerechts- 
deklaration von 1856, im VT., VII., VIII., IX. und XI. Haager 
Abkommen von 1907, im Washingtoner Abkommen von 1922 und 
im Londoner U-Boot-Protokoll von 1936 enthalten. Im einzelnen 
sind seine Grundsätze selir bestritten, nachdem es im Weltkriege 
ebenso wio im gegenwärtigen Kriege durch die zahlreichen Völker- 
rechtsbrüche Englands von Grund auf zerstört und seitdem nur zum 
Teil erneuert worden ist. 

A. Kriegsschauplatz und Kriegsmacht. 

I. Kriegsschauplatz sind die Hohe See und die Kiistongewiisser 
sowie die der Seeschiffahrt dienenden Binnengewässer der 
Kriegführenden. In neutralen Hoheitsgewnssern dürfen Feind- 
seligkeiten nicht stattfinden. 

H. Der Seekrieg wird durch die Kriegsschilfe der Kriegführenden 
geführt. Die private, früher, besonders in England, weitver- 
breitete Kaperei ist verboten. Zu den Kriegsschiffen gehören 
nicht nur die eigentlichen Kriegsfahrzeuge, die für Angriff und 
Verteidigung ausgerüstet sind, sondern- auch ihre Hilfsschiff o 
(Tankdampfer Transportdampfer usw.), die dem unmittel- 
baren Befehl der Macht unterstehen, deren Flagge sie führen. 
Handelsschiffe können - auch auf Hoher See — in Kriegs- 
«™ u W and elt werden. Sie heißen dann HiUskreuzer.- 

2Ä£f • i°f T tCr 1J0 . Wa ^ otom Golcit fahronfl « Handels- 
"ft* der r nuttelb . aren Befehlsgewalt des Staates 
unterstehen, können dagegen nickt als Kriegsschiffe angesehen- 
werden, sie verhören jedoch durch die.Bewaffnunc bzw das 
Fahren unter Geleit die Rechte eines HandeTssÄ Solge- 



' dessen können sie > ohne vorhergehende Warnung versenkt 
werden. „Wer Waffenhilfe in Anspruch nimmt, muß Waffen- 
einsatz gewärtigen.". ■" ; ' 

Näheres vgl. dio Pariaer Seercchtadeklaration vom 12. VI. 1850 
(RGBl^I S 207) ^ Hilfskrouzorabkominen vom 18 - X. 1007 

. B. Feindseligkeiten. 

L Die Kriegführenden können sich aller Mittel bedienen, die 
geeignet sind, die Widerstandslcraft des Gegners zu brechen. 
Erlaubt ist insbesondere auch die Verwendung von Tauchbooten 
und Minen, ebenso die Anlegung von Minensperren; 

Verschiedene Handlungen sind durch zwischenstaatliche 
Vereinbarungen verboten.- Unstatthaft ist z. B; die Beschießung 
unverteidigter Plätze. Einrichtungen, die für Zwecke der Krieg* 
führung nutzbar gemacht werden können, wie z. B. Arsenale 
und Funkstationen, können jedoch auch in ihnen beschossen 
werden. Verankerte selbsttätige Kontaktminen müssen so ein- 
gerichtet sein, daß sie unschädlich werden, sobald sie sich von 
ihrer Verankerung gelöst haben. Dasselbe gilt für Torpedos, im 
Falle daß sie ihr Ziel verfehlt haben. Kriegslisten sind auch 
im Seekrieg erlaubt, • 

Näheres vgl. das Seebesckioßungaabkommen vom 18. X. 1907 
. (RGBl. 1910 S. 250), das Minonabkommon vom 18. X. 1907 (RGBl. 
1910 S. 231), den Londoner Vertrag von 1930 über den U-Bootkrieg. 

II. Besondere Vorschriften bestehen fiir die Blockado und die 
Scespcrrc. 

1. Blockado ist die durch Seestreitkräfte aufrechterhaltene Ab- 
sperrung eines feindlichen Küstenstrichs vom Seeverkehr. 
Sie hat zu ihrer Wirksamkeit ihre förmliche Erklärung und 
Bekanntgabe zur Voraussetzung. Ferner muß sie tatsächlich • 
wirksam (effektiv) sein. Die Seestreitkräfte müssen also in- 
der Lage sein, den Zugang zur feindlichen Küste wirksam zu 
verhindern. Hiernach ist dio Blockade Englands gegenüber 
dem Deutschen Reich keine Blockade im Rechtssinne. 

Blockadcbruck ist der Versuch eines noutralon Schiffes, 
die blockierte Küste zu gewinnen -oder von ihr aus in die 
offene See zu gelangen. Der Blockadebruch hat die Ein- 
ziehung des neutralen Schiffes und seiner ladung zur Folge. 

2, Seesperro ist die Erklärung eines Gebietes als Kriegsgebiot, 
weil wegen der ausgelegten Minen oder der in diesem Gebiet 
kreuzenden Kriegsschiffe den durchfahrenden Schiffen die 
Gefahr. des Untergangs drohe. Neutrale Schiffe fahren in* 
diesem Gebiet auf eigene Gefahr. Von dieser Maßnahme 
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ist im Weltkrieg von beiden Seiten in größtem Umfang 
. Gebrauch gemacht worddn. Hierher gehört z. B. die Er- 
klärung des unbeschränkten U-Boot-Krieges auf bestimm- 
ten Meeresteilen durch Deutschland. Auch im gegen- 
wärtigen Kriege sind verschiedene Meeresteile von den 
Kriegführenden als Kriegsgebiet erklärt worden. 

III. Verwundete und Kranke sind entsprechend der für den Land- 
krieg geltenden Eegelung besonders geschützt. Lazarettschiffe, 
die durch einen äußeren weißen Anstrich mit einem waage- 
rechten grünen Streifen kenntlich zu machen sind, müssen 
geachtet und dürfen bei einem Aufenthalt in neutralen Häfen 
nicht als Kriegsschiffe behandelt werden, sie sind auch von 
der Wegnahme ausgeschlossen. Eine Sonderregelung gilt für 
Schiffbrüchige der Kriegsschiffe. Diese dürfen regelmäßig 
nicht interniert werden, wenn sie auf neutrales Gebiet ge- 
langen, sie können vielmehr in ihr Heimatland zurückkehren 
(z. B. Besatzung des Panzerschiffs Graf Spee). 

Näheres vgl. Haager Abkommen, betreffend die Anwendung der Grund- 
sätze der Genfer Konvention vom 22. VIEL 1804 auf den Seekrieg vom 

* 29. Vn. 1899 (RGBl. I S. 455) und Haager Abkommen betreffend die An- 
Wendung der Grundsätze des Genfer Abkommens auf den Seekricc vom 
18. X. 1907 (RGBl. 1910 S. 283). h 

C. Das Priscnrccht. 

Das Prisenrecht (d. h. Wegnahmerecht - von Schiff und 
Ladung) regelt die Behandlung des Privateigentums im Seekrieg. 
foqQ^Äw \ S V n der Prise ™rdnung vom 28. VIII. 

k2£ ™J \ ! ] e * thalt ^ Es en£s P™kt den Kegeln aner- 
« JÄEl ö ^ errech K wä ^nd sich unsere Gegner im gegenwärti- 
gen Kriege ebensowenig wie im Weltkriege an die hierüber getroffe- 
nen zmschenstaatlichen Vereinbarungen halten Di bSSjS- 

sehen, moki^^S^^T? 01 ^ 8«™W 
Bann^its in ento Ww w ? eSTulDedu ?gten und des bedingten 
Geaete zur ^H n f ^ enveitern ' Das * durch das 
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ihr zuwiderläuft, ist daher unrechtmäßig und mit schweren Rechts- 
nachteilen verbunden. Diese Rechtslage ist geeignet, der neutralen 
Schiffahrt große Schäden beizufügen. Das deutsche Recht ist jedoch 
so ausgestaltet, daß die friedliche Schiffahrt möglichst wenig be- 
hindert wird. . * 

N 1. Das materielle Prisonrecht. ' ' ' 

Das Prisenrecht findet Anwendung gegen den Eeind (See- 
beuterecht: Pos. I) und gegen Neutrale (Bannwarenrecht: Pos. II). 
Bei neutralitätswidrigem Verhalten des Schiffes ist das Bannwaren- 
recht erweitert (Pos. III). Das Prisenrecht erstreckt sich auf Schiff 
und Ladung nach folgenden Grundsätzen. 

I. Dom Scehouterecht unterliegen: . 

1. Feindliche Handelsschiffe. Ein Schiff ist feindlich, wenn es 
unter feindlicher Flagge fährt. Dasselbe gilt, wenn es ohne 
oder unter neutraler Flagge fährt, aber die feindliche Flagge 
zu fuhren verpflichtet ist. 

2. Feindliches Gut an Bord feindlicher Handelsschiffe. Die 
Ladung ist feindlich, wenn sie im Eigentum eines feindlichen 
Staatsangehörigen steht. Bei Staatenlosen bestimmt sich 
die feindliche Eigenschaft nach dem Wohnsitz. Steht die 
Ladung im .Eigentum einer Gesellschaft, so ist deren Sitz 
maßgebend. 

Inwieweit feindliches Gut auf neutralem Schiff dem Prisenrecht unter- 
liegt, bestimmt sich nach dem Bannwarenrecht (Pos. II). 

IL Dem Bannwarenrecht unterliegen: 

1. Neutrales Gut an Bord feindlicher oder neutraler Schiffe, ; 
wenn es Banngut ist. Dasselbe gilt für neutrale Schiffe, 
wenn sie Bannguteigenschaft besitzen (das Schiff soll z. B. 
an den Feind abgeliefert werden). 

2. Feindliches Gut an Bord neutraler Schiffe, wenn es Bann- 
gut ist. x 

Zu 1 u. 2. Man unterscheidet unbedingtes und bedingtes- Banngut. 

Unbedingtes Banngut sind Gegenstände, die unmittelbar der Land-, 
See- oder Luftrüstung dienen, wie z. B. Waffen, Munition und militä- 
rische Kleidungs- Und Ausrüstungsgegenstände, sofern sie für das 
> feindliche Gebiet oder die feindliche Streitmacht bestimmt sind. 

Bedingtes Banngut sind alle Gegenstände und Stoffe, die für kriege- 
rische wie für friedliche Zwecke verwendbar und in eine von der Reichs- 
regierung bekanntgegebene Liste aufgenommen und für den Gebrauch 
der feindlichen Streitmacht oder der Verwaltungsstellen des feindlichen 
Staates bestimmt sind. Hierzu-gehören auch Nahrungsmittel, Futter- ' 
mittel und Kleidung. - - 
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III Dem erweiterten. Banmvarenrccht wegen neutralitätsAvidrigen , 
' Verhaltens (Quasi-Konterhande) unterliegen: 

1. Neutrale Schilfe, < • . 

a) wenn sie unter dem Geleit feindlicher Kriegsschiffe 
fahren. Sie sind alsdann allen Gefahren des Krieges 
ausgesetzt; . 

b) wenn sie aktiven oder passiven Widerstand leisten. Ge- 
. . waltsamer Widerstand kann mit Gewalt gebrochen 

werden; . 

c) wenn sio feindliche Unterstützung leisten. Feindliche 
v Unterstützung hegt u. a. vor, wenn das Fahrzeug an 

Kampfhandlungen teilnimmt oder von der feindlichen 
• Eegierung gechartert ist oder wenn es der Anweisung 
des° aufbringenden Schiffes zuwider von der Funken- 
telegraphie-Einrichtung Gebrauch macht; 

d) wenn die Papiere nicht in Ordnung sind; 

e) wenn das Fahrzeug Blockadehruch begeht. 

2. Neutrales und feindliches Gut, 

a) wenn es dem Kapitän oder dem Eigentümer des Fahr- 
zeugs gehört, das in feindlichem Geleit fährt, gewalt- 
samen Widerstand leistet oder feindselige Unterstützung 
begeht; 

b) Wenn das Fahrzeug Blockadebruch begeht. 
Zu I — m. Dem Priscnreeht unterliegen dagegen nicht: 



1 



Lazarettschiffe, Küstenfischereifahrzcugo und sonst ige, nicht 
zu Handelszwecken bestimmte Fahrzeuge. Die Befreiung 
hört jedoch auf, wenn sie nicht ihrer Bestimmung ent- 
sprechend verwendet werden, z. B. als Wachboote oder zur 
Flugabwehr. 

2. Briofpostscndungcn an Bord neutraler oder feindlicher 
Schiffe, mit Ausnahme von Paketen. Auch diese Verpflich- 
^ tung wird von England nicht geachtet. Es beschlagnahmt 
völkerrechtswidrig nicht nur die deutsche, sondern auch die 
neutrale Post. 

2. Das Prisenvcrfahrcn. 
Jedes feindliche oder neutrale Fahrzeug kann von einem 
Kriegführenden angehalten werden, um die erforderlichen prisen- 
rechtlichen Feststellungen zu treffen. Das anzuhaltende Fahrzeug 
wird durch Signal oder einen Warnungsschuß zum Stoppen auf- . 
gefordert. Leistet es dieser Aufforderung keine Folge, so kann es 
mit Gewalt zum Stoppen gezwungen werden. Das Fahrzeug kann 
auch unter den Voraussetzungen der Art. Ol, 62 angewiesen wer- 
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den, sich zur Durchführung der Anhaltung oder der Durchsuchung 
an eine bestimmte Stelle zu begeben (Kursanweisung), jedoch nur, ♦ 
^venn dringende Verdachtsgründe bestehen und die sofortige An- '.; ' ; . - : 
lialtung oder Durchsuchung unmöglich oder unzweckmäßig ist. : 

Die Anhaltung oder Durchsuchung führt zur Entlassung des ^ . 
Fahrzeugs, wenn nach ihrem Ergebnis eine prisenrechtliche Maß- 
nähme nicht gerechtfertigt ist (z. B. wenn ein neutrales Schiff kein 
Banngut führt). Andernfalls wird das Fahrzeug "nach -Maßgabe der . 
nachfolgenden Vorschriften aufgebracht (z. B f wenn es die feindliche 
Flagge führt oder von der feindlichen Regierung gechartert ist). 

I. Dom Prisenrecht unterliegende Fahrzeuge können aufgebracht 
und eingezogen, dem Prisenrecht t unterliegende Güter be- 
schlagnahmt und eingezogeiMyerd eh. • 

1. Die Aufbringung erfolgt durch Übernahme der Befehls? 
gewalt über das Fahrzeug. Es wird entweder durch bin : 
Prisenkoinjnando besetzt oder es erhält die Anweisung, 
Fahrt und Kurs nach den Befehlen des Kriegsschiffes zu 
regeln. ' : - _■•»"'■ ' : 

2. Die Beschlagnahme des Gutes erfolgt mittels Aufbringung 
des Fahrzeugs. Das Gut kann auch für sich allein .beschlag- 
nahmt werden, wenn es der Kapitän freiwillig übergibt oder 
wenn das Fahrzeug weder eingebracht werden kann noch , 

• zerstört werden darf oder wenn das Fahrzeug zerstört wird. 

3. Die Einziehung des aufgebrachten Fahrzeugs oder des 
beschlagnahmten Gutes erfolgt zugunsten des Keichs durch 
prisenrechtliches Urteil (vgl, S. 06 Ziff. 3). 

• Neutrale Fahrzeuge, deren Ladung zu weniger als der 
Hälfte aus Banngut besteht oder bei denen nur sonstige geringe . 
Verstöße vorliegen (passiver Widerstand, unordentliche Pa- 
piere, Nichtbefolgung einer Kursanweisung) :dürfen nicht ein- 
gezogen werden. Sie sind vielmehr zu entlassen, nachdem das 
etwa an Bord befindliche Banngut gelöscht ist. 

II. Die Zerstörung aufgebrachter Fahrzeuge ist' grundsätzlich un- 
statthaft, Es könnon jedoch zerstört worden: 

1. Feindliche Fahrzeuge/ wenn ihre Einbringung x unzweck- 
mäßig oder unsicher erscheint. ' Diese Voraussetzung wird 
bei der Aufbringung durch U-Boote regelmäßig gegeben 

■ sein.- ■ ■ ■ ' - ' ■' . •• " v/ 

Wegen der Versenkung bewaffneter oder unter- feindlichem Geleit, * 
fahrender Handelsschiffe vgl. oben S. 00 A IL • \ ': 

2. Neutrale Fahrzeuge, wenn sie in feindlichem Geleit fahren 
oder wenn sie wegen gewaltsamen Widerstandes oder wegen' , 
feindseliger Unterstützung aufgebracht .sind und ihre Ein- 
bringung unzweckmäßig oder unsicher erscheint. Aus- 
schlief fer, Neugestaltung. Heft 40 K ' * ö 
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nahmsweise dürfen sie ferner zerstört werden, wenn ihre 
Einziehung mit Sicherheit ,zu erwarten ißt und ihre Ein- 
bringung das aufbringende Fahrzeug einer Gefahr aus- 
setzen oder den Erfolg der Unternehmungen, m denen es 
begriffen ist, beeinträchtigen könnte. Diese Voraussetzun- 
gen werden im U-Boot-Krieg regelmäßig vorhegen. 
Die Zerstörung ist erst zulässig, wenn Fahrgäste, Besatzung 
und Papiere des Fahrzeugs vor der Zerstörung an einen 
sicheren Ort gebracht sind. Schiffsboote gelten nicht als siche- 
rer Ort, es sei denn, daß die Sicherheit von Fahrgästen und Be- 
satzung durch die Nähe von Land und die Anwesenheit eines 
Fahrzeugs gewährleistet ist. 

3. Die Priscngcrichtsbarkeit. 
L Gegenstand der Prisengerichtsbarkeit ist die Nachprüfung der 
Rechtmäßigkeit priscnrechtlichcr .Maßnahmen (Aufbringung: 
und Beschlagnahme feindlicher und neutraler Fahrzeuge und 
Güter). Sie ist durch die Prisengerichtsordnung vom 28. VTIL 
1939 (RGBl. I S. 1593) und die Durchführungsverordnungen 
vom 3. IX. 1939 (RGBL I S. 1G00) und vom 9. IV. IUI 
(RGBl. I S. 200) geregelt. 

II. Prisengerichtc. Sie sind in zwei Rechtsstufen eingerichtet. 

1. Prisengerichte erster Instanz sind die Prisenhöfe in Hamburg- 
und in Berlin. 

Der Prisenhof im Hamburg ist für den Bereich des Mittel- 
ländischen Meeres zuständig, der Prisenhof in Berlin für 
alle übrigen Gewässer. 

2. Prisengericht zweiter Instanz ist der Oberprisenhof in Berlin^ 
Er entscheidet über Berufungen und Beschwerden gegen. 
Entscheidungen der Prisengerichte. Seine Urteile werden. 

■ mit der Verkündung rechtskräftig. 

Bei jedem Prisengcriclit ist ein Reichskommissar bestellt,, 
dem die Durchführung des vorbereitenden Verfahrens und die. 
• Sorge für die sachgemäße Aufbewahrung der Prise und di& 
Unterbringung und Verpflegung der zurückbehaltenen Per- 
sonen obliegt. Er kann auch während des Verfahrens die Prise- 
freigeben und mit den Beteiligten Vergleiche schließen. 

% . IV. Das Liiftkriegsrecht. 

™ ir De i r . Luftlarie S isfc seifc dem Weltkriege als jüngste Art des, 
Waffenkrieges n^ben den Landkrieg . und den Seekrieg getreten. 
Nachdem die Luftwaffe bereits im Weltkriege steigende Bedeutung 
erlangt hatte, ist sie im gegenwärtigen Kriege zu einer der entscheid 



dendsten Waffen geworden. Trotzdem ist der Luftkrieg ungeachtet 
seiner überragenden Bedeutung für die Kriegführung noch nicht 
durch zwischenstaatliche Vereinbarungen geregelt worden. Auf ihn 
müssen daher die für die anderen Kriegsarten geltenden Rechtsvor- 
schriften mit der Maßgabe entsprechend angewandt wordori, daß bei 
ihm auch der gesamte Luftraum über den Gebieten der Krieg- 
führenden und der Hohen See Kriegsschauplatz ist. \ 

Dio* Kodifikation dca Luftkriegarechts in den Haager Luftkriegaregcln von 
1023 iafc bisher von keinem einzigen Staat angenommen worden und entbehrt 
daher der Rechtswirkung. 

L Die Rechtsregeln des Landkrieges gelten, wenn sich der Kampf 
über der Erde abspielt. 

IL Bio Itecktsrcgeln des Seekrieges gelten,' .wenn sich der Kampf, 
über der See abspielt. 

Maßgebend ist also der Kriegsschauplatz, nicht dagegen, ob es 
sich um Marine- oder sonstige Luftfahrzeuge handelt. 

i . ' • • • • 

V. Die Beendigung des Kriegszustandes. 

I. Der Kriegszustand wird regelmäßig durch- einen Friedens- 
vertrag beendigt. 

1. Der Inhalt des Vertrages. In ihm werden regelmäßig Ver- 
einbarungen über Gebietsabtretungen, die Zahlung von 
Kriegsentschädigungen; die Einräumung einer militärischen 
Besetzung als Sicherung dieser Leistungen und die Wieder- 
inkraftsetzung der durch den Kriegsausbruch aufgehobenen 
Staatsverträge getroffen. 

2. Dio Wirkungen des Friedensschlusses. Durch ihn werden die 
völkerrechtlich geregelten Beziehungen zwischen den Krieg- 
führenden wiederhergestellt. Weiterhin entfallen die durch 
den 'Kriegszustand begründeten besonderen Eechte -und 
Pflichten der Neutralen. 

IL, Der Kriegszustand kann- auch ohne Friedensschluß aufhören» 
Hauptfälle sind die Einstellung von Feindseligkeiten von beiden 
Seiten (so ist zwischen Preußen und Liechtenstein nach 1866.- 
kein Frieden geschlossen worden; ebensowenig ist der Krieg 
zwischen Mexiko und Frankreich 1867 durch Friedensschluß 
beendigt worden) und die vollständige Eroberung des feind-. 
... liehen Gebietes (z. B, Polens durch Deutschland und Kußland 
1939). Der eroberte Staat hört auf, als Staat zu bestehen. In- 
folgedessen kann der Eroberer über die Staatsteile frei ver- 
fügen. Die Haager Landkriegsordnung und andere zwischen- 
staatlich^ Verträge gelten insoweit nicht mehr. 

V . ' V-' 5* 



HL Der Waffenstillstand ist lediglich eine Unter^e^mg der 
Imegsmitornohmnngcn kraft weehseseitigenmere^ 

der Kriegsparteien. Er kann ein allgemeiner pder örtheb Jb- 
: «rrenzter sein. Wenn eine bestimmte Dauer nicht vereinhart 

fst können die Kriegsparteien die EeindBehgkeiten jederzeit 

wieder aufnehmen. 
IV Kapitulationen sind Vereinbarungen über die (bedingungs- 

lose*« oder bedingte) Übergabe von befestigten Pia seil oder 

Truppenteilen. Sie werden von den militärischen BefeWshabern 

geschlossen und sollen den Erfordernissen der militärischen 

Ehre genügen. 



Fünfter Abschnitt. 

Einzelne Reiclisverteidigungsmaßiiahmen. 
I. Der Luftschutz* 

Die Bekämpfung der Luftangriffe selbst ist Aufgabe der Wehr- 
macht, der Schutz vor ihren Folgen obliegt dagegen dem Luft- 
schutz. Wegen des engen Zusammenhanges, der zwischen der Be- 
kämpfung der Luftangriffe und dem Schutz vor ihren Folgen be- 
steht, gehören beide zur Zuständigkeit des Reiclisministers der 
Luftfahrt und Oberbefehlshabers der Luftwaffe, der auch die Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften über den Luftschutz erläßt (Führer- 
erlaß vom 15. XI. 1940 — RGBl. I S. 1487). 

Das Luftachutzrccht ist im Luftschutzgesctz vom 2 Ii. VI, 1935 (RGBl. I 
S. 827) und seinen biiäher 12 Durchführungsverordnungen und zahlreichen 
Änderungsverordnungen enthalten. * 

A. Die Organisation des Luftschutzes. 

. ■ , Man unterscheidet den Luftschutzwarndienst, die Luftschutz- 
polizei, den Werkluftschutz, den Selbstschutz und den erweiterten 
Selbstschutz. 

I. Der Luftschutzwarndienst. * 

1. Er hat die Aufgabe, die Bevölkerung, Dienststellen und Be- 
} triebe vor dem Herannahen feindlicher Flieger zu warnen. 

2. Er ist eine hoheitliche Luftschutzorganisation, die sicli über 
■ das ganze Reich erstreckt. Von Warnzontralon aus werden 

bestimmte Stellen über das Nahen feindlicher Flieger unter- 
richtet. Die Warnzentralen eriialten ihre Nachrichten von 



den Stellendes Flugmeldedienstes, der eine militürischo 
Organisation ist, aber durch Luftscliutzdienstpflichtige er- 
gänzt wird. ; •". '•. 

IL Die Euftschutzpolizoi. v 

1. Sie hat die Aufgabe, bei Personen- und Sachschäden Hilfe zu 
leisten und bei der Aüfrechterhaltüng der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung, soweit sie durch Luftangriffe ge- 
stört pder gefährdet wird, mitzuwirken. 

2. Sie ist eine hoheitliche Luf tschutzorganisation, die vom Orts- 
polizeiverwalter in besonders bestimmten Orten gebildet ist 
und von ihm geführt wird. ' ... 

Dem Ortspolizeiverwaitcr sind zu diesem Zweck alle Einrichtungen 
der Behörden und Betriebe unterstellt, die für den Luftschutz von 
Bedeutung sind, insbesondere die Einrichtungen der Polizei, ' des 
Ecuerlösch-, Gesundheits-'und Bauwesens, der StraDonrcinigung, des- 
Deutschen Roten Ejreuzes und der Technischen Nothilfe. Die Einheiten' 
gliedern sich in Abteilungen, Bereitschafton, Züge und Gruppen. ~ 
In Orten, in denen keine Luf tachutzpolizei aufgestellt wird, werden 1 
die in Betracht kommenden vorhandenen öffentlichen Einrichtungen 
unter einheitliche Rührung des . örtlichen Luftsohutzloiters* gestellt. ' 

III. Der Werkluftschutz. - . 

1. Er hat die Aufgabe, industrielle und go werbliche Betriebe 
und die in diesen tätigen Personen zur Aüfrechterhaltüng 
eines ungestörten Ganges des Betriebes zu schützen. / 

2. Er wird vpn den zu ihm gehörenden Betriobon unter Leitung 
der Werlduftschutzdienststellen der Eeichsgruppe Indu- 
strie durchgeführt. ^ -J \ ^, 

IV. Der Selbstschutz. . . • 

1. Er hat die Aufgabe, öffentliche und private Gobäudo, Dienst->i 
stellen und Betriebe sowie die in ihnen befindlichen Perso 7 
nen zu schützen. -. * \ [':'■: . 

2. Er obliegt der Bevölkerung; seine Organisation und die Aus? 
bildung der Selbstschutzkräfte werden voni \Roichsluft- 

* Schutzbund durchgeführt. - ; 

Dieser ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts, die dem Reichs- 
minister der Luftfahrt und Oberbefehlshaber der Luftwaffe .untersteht. 
Vgl. VO. über den Reichsluftschutzbund vom 14. V. .1040 (RGBl. I 
S. 784) und Satzung des Reichsluftschutzbundes vom 28. VI. 1040,; 
(RGBl. I S. 002). . : \ ' 

V. Der erweiterte Selbstschutz. * . - 
1. Er hat die, Aufgabe, öffentliche und private Gebäude,. 

Dienststellen und Betriebe, soweit für sie der Selbstschutz 
nicht ausreicht, ein Worlduf tschutz aber nicht notwondig 
ist, sowie die in ihnen befindlichen Personen zu schützen. 
Bei ilim handelt es rieh vor allem um die ^betrieblichen 
Luftschutzmaßnahmen der Theater, Kinos, Banken, Kauf;* 
iiäuser, Museen, Kirchen usw. . V J • - v 
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2. Er wird von den zu ihm gehörenden Dienststellen und Bc- 
• ' trieben unter Leitung der ordentliclien Polizeibehörden 
durchgeführt. Der Reichsluftschutzbund übt auf diesem 
Gebiet eine beratende Tätigkeit aus. 
Zu l-V: Liiltschutzort ist der Ortspolizeibezirk. Örtlicher Lulfscliutzlcitcr - 
ist in ihm der Ortspolizcircnvnltcr, in Städten mit ataatlicher Polizei- 
Verwaltung der staatliche Polizeiverwalter. Der örtliche LuftBohutriciter 
hat dieFührung im Luftschutzort und ist für dns einheitliche Zusammen- 
wirken des von ihm geführten Sicherheit!»- und Hilfsdienstes, des Werk- 
luftschutzes und des erweiterten Selbstschutzes verantwortlich. Mit Aufruf 
des Luftschutzes leitet er auch die Durchführung des \\ erkluftschutzes 
und des Selbstschutzes. 



B. Die Luftsckutzdicnstpflieht. 

Die für den Luftschutzdienst, insbesondere den Werk- 
luftschutz, den Selbstschutz und den erweiterten Selbstschutz 
notwendigen Kräfte werden aus dem Kreise der luftsehutz- 
dienstpflichtigen Personen herangezogen. 

I. Luftschutedicnstpflicküg sind alle Deutschen. Ausländer und 
Staatenlosen, die im Deutschen Reich Wohnsitz. Aufenthalt 
oder Vermögen haben, soweit nicht Staatsverträge oder allge- 
mein anerkannte Regeln des Völkerrechts entgegenstellen. 
Luftschutzpflichtig sind auch alle juristischen Personen, nicht 
rechtsfähigen Personenvereinigungen, Anstalten und Ein- 
richtungen, soweit sie im Deutschen Reicli Sitz. Niederlassung 
oder Vermögen haben. 

Zum Luftschutzdienst dürfen nicht herangezogen werden Personen, 
die infolge ihres Lebensalters oder ihres Gesundheitszustandes ungeeignet 
sind, weiterhin auch Personen, deren Heranziehung mit ihren Berufs- 
pflichten gegenüber der Volksgemeinschaft nicht zu vereinbaren ist. Zum 
Luftschutzdienst unfähig sind u. a. Personen, die mit Zuchthaus bestraft 
sind oder die Wehrwürdigkeit verloren haben. 

II. Die Liiftscliutzdicnstpfliclitigen werden durch polizeiliche Ver- 
fügung der Ortspolizeibehürde herangezogen. 

Möglich ist dabei sowohl eine Einzelheranziehung als auch die all- 
gemeine Heranziehung durch eine öffentlich bekanntgegebene polizeiliche 
Anordnung. Im Werkluftschutz und im erweiterten Selbstschutz werden 
nur die Luftschutzlciter polizeilich herangezogen; diese ziehen ihrerseits 

fe.WW^ heran ' Bei Gefahr i,n Verzu ß e und größeren 
Übungen ist die Heranziehungsbefugnis erweitert. 

IILBI^IiiIl^utzdloiistpmekUgon erhalten bei Teilnahme am 
Luitschutzdienst nach Maßgabe, näherer Bestimmungen, 
Tntepkuntt, Verpflegung, Bekleidung, freie Fahrt, Versorgung, 
Familienunterhalt und Berufsfürsorge. 

Zusatz: Die Lurtscliutzdienstiifllcht ist nur ein Fall der allgemeinen Luft- 
losen, die im Deutschen Reich Wohnsitz, Aufenthalt oder. Vermögen haben, 



-zu Dienst- und Sachleistungen Eowie zu sonstigen Handlungen, Duldungen 
und Unterlassungen verpflichtet sind, die zur Durchführung des Luftschutzes 
erforderlich sind. • . 

C. Luftscliutzmüßigcs Verhalten. 

Der Schutz von Volk und Heimat gegenÜie Gefahren von Luft- 
angriffen kann nur dann wirksam durchgeführt werden, wenn sich 
die Bevölkerung in die dazu erforderlichen Maßnahmen willig ein- 
fügt, insbesondere die. für das luftschutzmäßige Verhalten erlasse- 
nen Vorschriften beachtet, von denen die wichtigsten nachstehend 
.kurz dargestellt Averdon. ' 

L Verdunklung. Im ganzen Eeich ist — vorbehaltlich zuge- 
lassener Erleichterungen — vom Einbruch der Dunkelheit bis 
zum Hellwerden die Verdunkelung durchzuführen. 

1. Für sie ist der Eigentümer oder an seiner Stelle derjenige 
verantwortlich, der die tatsächliche Gewalt über die Sache 
ausübt (z. B. der Mieter). 

Die zur Aufrechterhaltung des wirtschaftlichen, öffentlichen und 
privaten Lebens und des Verkehrs dringend notwendigen Lichtquellen 
(z. B. Beleuchtung von Straßen, Straßenbahnen, Kraftwagen und Fahr- 
rädern, ferner Hochöfen und Stahlwerke) sind — soweit sie nicht außer 
Betrieb gesetzt werden können — so abzublenden, daß sie aus mehr als 
500 Meter Höhe nicht wahrzunehmen sind. 

2. Ihre Durchführung wird vom Ortspolizeiverwaltor über- 
wacht und kann von ihm mit Zwangsmitteln (Ausführung 
auf Kosten des Pflichtigen, Zwangsgeld, Zwangshaft, • un- 
mittelbarer Zwang) durchgesetzt werden. 

IL Luftschutzraumc. Sie sollen den Insassen bei Luftangriffen 
Schutz gegen die Wirkungen von Bomben, Bautrümmern und 
chemischen Kampfstoffen gewähren. 

1. Bei Ausführung von Neubauten, Um- und Erweiterungs- 
bauten besteht die gesetzliche Verpflichtung zur Errichtung 
von Schutzraumen. 

Luftschutzraumc sind nur dort als Sonderbauten herzustellen, wo 
die Verpflichtung zur Schaffung von Luftschutzrüumen innerhalb des 
Gebäudes nicht erfüllt werden kann. / 

2. In bestehenden Gebäuden sind für die darin wohnenden, 
arbeitenden oder vorübergehend anwesenden Personen 
behelfsmäßige Luftschutzräumo einzurichten. 

III. Entrümpclung. In Gebäudeteilen;, die bei Lüftangriffen in 
besonderem Maße der Brandgefahr ausgesetzt sind (z. B. 
Dachbodenräume, Schuppen), ist das Aufbewahren von Ge- 
* rümpel, das übermäßige und feuersicherheitswidrigo Ansam- 



•■ mein von verbrauchbaren Gegenständen und das; Abstellen 
anderweitig unterbringbarer oder schwerbewcgilcher Ge- 
brauchsgegenständeverboten. 

IV. Beschaffung von Sclbstscliulzgeräl. Die Hauseigentümer sind 
verpflichtet, für jede Luftschutzgeineinsphaft Selbstschutz-, 
gerät (Handfeuerspritzen, Einreißhaken, Feuerpatschen usw.) 
bereitzustellen und dauernd in gebrauchsfähigem Zustande zu 
halten. 

TL Die Beschränkungen des Gnmclei£entums aus 
Gründen der Reiclisverieidigung. 

1. Landheschaffmigcn für Ztt'cckc der Wehrmacht. 

Als der Führer im März 1935 die Wehrhoheit des Eeiches 
weder herstellte, begann alsbald der Neuaufbau einer gewaltigen 
deutschen Streitmacht. Die Durchführung dieser Aufgabe machte 
Landcnverb großen Umfanges innerhalb kürzester Frist erforder- 
lich, z. B. für Befestigungsanlagen, Kasernen bauten, Flugplätze: 
usw. Außerdem war es erforderlich, einen großen Teil der von: 
diesen Maßnahmen betroffenen Bauern an anderer Stelle anzu- 
setzen. Die bisherigen Rechtsgrundlagen reichten nicht aus, um die- 
Landbeschaffung für die Wehrmachtsvorhaben und die Umsiedlung- 
; mit der notwendigen Beschleunigung durchzuführen. Ein Reichs- 
enteignungsgesetz fehlte bisher ganz. Die bestehenden landesrecht- 
lichen Enteignungs verfahren waren aber für den gedachten Zweck 
zu umständlich, außerdem sahen sie keine Möglichkeit zur Beschaf- 
fung von Ersatzland vor. Aus diesem Grunde wurde das Gesetz über 
die landbcschaffung für Zwecke der Wehrmacht vom 29. m. 1935 
(RGBl. I S. 4G7) mit der Änderung vom 12. IV. 1938 (RC4B1. I 
S. 387) und den Durchführungsverordnungen vom 21. VIII 1935 
(RGBL I S. 1097), vom 13. II. 1937 (RGBl. I S. 253) und vom 
18. m. 1940 (RGBl. I S. 557) erlassen, das der Wehrmacht die 
Möglichkeit gibt, sich das von ihr benötigte Land in einem verein- 
fachten und erleichterten Verfahren zu beschaffen. Dieser neueröff- ' 
nete Weg zur Landbeschaffung soll auf bestimmte große Zwecke: 
der Wehrmacht beschränkt bleiben, wie z. B. die Anlage von Flug- 
plätzen und Truppenübungsplätzen. Für den übrigen Erwerb soll 
die Wehrmacht von den sonst gegebenen Möglichkeiten Gebrauch 
macnen. . 

I. Die Laiidbeschaffuiig für Zwecke der Wehrmacht wird durch 

■ K^S^T^ 60 derWeh *nacht eingerichtetelieichs- 
stelle für Xandbcschaffung durchgelührt. Die Reichsstelle für 
Landbeschaffung soll den Erwerb des für Zwecke der Wehr- 



macht erforderlichen Landes sichern und die im Zusammen- 
. hang damit erforderliche Xandbeschaffung für Umsiedlungen- 
durchfuhren. : :/ ; - 

1. Die Landbeschaff img orfolgt im Wege der Enteignung, so- 
weit über sie mit dem Grundeigentümer keine freie Vereiri- 

. barung zustande kommt. Die Reichsstelle ist befugt, das zu 
erwerbende Land sofort in Besitz, zu nehmen; f 

2. Den betroffenen Eigentümern ist eine angemessene Ent- 
schädigung in Geld oder Land zu gewähren. Ferner sind 
ihnen die Kosten einer anderweitigen Unterbringung zu 
vergüten. Hält ein Beteiligter die von der Reichsstelle fest- 
gesetzte Entschädigung für unzureichend, so kann er inner- 
halb einer Frist von. einem Monat unter Ausschluß des 
ordentlichen Rechtsweges bei dem Reichsyenvaltungs- 
gericht auf Gewährung einer angemessenen Entschädigung 
klagen. Seine Entscheidungen sind endgültig, 

IL Die Umsiedlung der von den Landbeschaffungsmaßnahmen 
betroffenen Bauern wird von der Jlcichsstello für Umsiedlung 
beim Reichsministerium für Ernährung und Landwirtschaft 
vorgenommen. Das dafür erforderliche Land hat die Reichs-' 
stelle für Landbeschaffung, nptfalls im Wege der Enteignung, 
zu beschaffen. Die Reichsstelle für Umsiedlung ist Siedlungs- 
behörde im Sinne der Siedlungsgesetzgebung und kann alle 
öffentlich-rechtlichen Akte vornehmen, die zur Ansiedlung er- 
forderlieh sind (Erteilung der Ansiedlungsgenehmigung, der 
baupolizeilichen Genehmigung und des Leistungsbescheides). 

2. Beschränkungen des Grundstücksverkehrs. 

Die Sicherung des Reiches macht auch die Überprüfung der 
Personen erforderlich, die in Gronzgobieton ein Grundstück besitzen . 
Gerade in Grenznähe muß eine besonders treue und zuverlässige 
Bevölkerung ansässig sein. Es kann. daher nicht geduldet werden, , 
daß Grundstücke im Grenzgebiet in die Hand von Personen ge-. 
langen, deren Anwesenheit in -ihm nicht als erwünscht angesehen 
werden kann. * ; - : V;r; * ' 

Die Grundstücksverkobrabokanntmachung vom 20. I. 1037^ 
(RGBl. I S. 35), durch dio bereits eine Genehmigungspflicbt für den Enverb von 
Grundstücken vorgeschrieben wird, reicht nicht aus, um den Grundstücks- 
verkehr im erforderlichen Umfang zu überwachen. Sic beschränkt sich auf Jand- 
und forstwtscbaftliohe Grundstücke. Ferner beginnt bei ihr dio Genehmigungs- 
pflicht erst bei einer bestimmten Größe des Grundstücks. Schließlich umfaßt sie 
nicht den Grundstückserwerb kraft Erbgangs. v ^ 

Die im Interesse der Reichsverteidigung crlorderliclion weiter- 
gehenden Beschränkungen sind durch die Erste Durchführuiigsver- 



Ordnung zum Gesetz über die Sicherung der Reichsgrenze und über 
Vergeltungsmaßnahmen in der Fassung vom 8. X. 1911 (RGBl. I 
S. 623) bestimmt worden. 

I. Die Beschränkungen des Grundstücksverkehrs gelten in einer 
Grenzzone, die aus den im § 14 der Verordnung genau be- 
zeichneten Land- und Stadtkreisen des Reiches an der ehe- 
maligen und teilweise auch neuen Ostgrenze des Reichs und 
an seiner Südgrenze sowie gegenüber dem Protektorat Böhmen 
und Mahren besteht. 

IL Genehmigungsbedürftig ist der gesamte Grundstücksverkehr 
ohne Rücksicht auf Grundstücksgrüße und Besitzart. Gench- 
migimgsbohörde ist die untere Verwaltungsbehörde. Bei Rechts- 
vorgärigen, an denen ein Stadt- oder Landkreis unmittelbar 
beteiligt ist, ist Genehmigungsbehörde die vorgesetzte höhere 
Verwaltungsbehörde. Für einen Schaden, der durch eine nach 
dieser Verordnung zulässige Maßnahme entsteht, wird eine 
Entschädigung nicht gewährt. 

Der Kaufvertrag über ein Grundstück, die Auflassung, die 
Bestellung eines Nießbrauchs, die Veräußerung im Wege der 
Zwangsversteigerung, die Verpachtung usw. sind ohne dfe vor- 
geschriebene Genehmigung unwirksam. Der Erbe, dem die Ge- 
nehmigung versagt wird, muß das Grundstück veräußern. 
Kommt ein Anerbe dieser Verpflichtung nicht nach, so über- 
nimmt ein Treuhänder die Wirtschaftsführung und kann den 
Hot veräußern. Die Verordnung gilt nicht für Mietverträge 



3. Schlitzbereiche. 
Mach dem Fcstungsrayongcsetz vom 21. XTI. 1871 (RGBl 
Ltt T r - a i 8 *™ d ^ n1 «»» ™ Interesse der Reichsverteidi^ . 

nachsten , Umgebung von Festungen gewissen dauernden 
Beschrankungen unterworfen. Dieses Gesotz war wenig SSS 
und genügte nicht mehr neuzeitlichen Anforderung* &3 

aus S 

JÄ± ?ÄT teid i B r g (S^berelehge8eta) vom 

pflichten, Anlagen herzustellen ^^eS 8 toÄS T ^ 
unterhalten oder die Errichtuno. 1 ! bestehende Anlagen zu 
Die auf Grund des altnn 22 g soIcl,en ^«gen zu dulden. 



Das Scliutzhercichgcsctz gibt dem Reich' die Möglichkeit, Ver- 
teidigungsanlagen zu errichten, ohne gleichzeitig das dazu benötigte 
Land' erwerben zu müssen. Daraus ergeben sich zahlreiche Vor- 
teile: Die Durchführung der erforderlichen Maßnahmen wird be- 
schleunigt, Verwaltungsarbeit wird eingespart, und der Grund- 
stückseigentümer behalt sein Eigentum. . * 

I. Durch Anordnung dos Oberkommandos der Wehrmacht können 
aus Gründen der Reichsverteidigung Schutzbercicho gebildet 
werden. Die Durchführung der mit der Bildung der Schutz- 
bereiche zusammenhängenden Maßnahmen und die 4 Über- 
wachung der Schutzbereiche ist Aufgabe von Schutzbereich- 
ämtern. 

1. Die Eigentümer oder Besitzer von Grundstücken innerhalb 
eines Schutzbereichs können verpflichtet werden,*. Anlagen 
herzustellen oder bereits bestehende Anlagen zu unterhalten 
oder ihre Errichtung zu dulden. 

Für die Auaführung dieser Auflagen wird eine angemessene Ent- 
schädigung gewahrt, die unter Ausschluß des Rechtsweges festgesetzt 
wird. . 

2. Die landwirtschaftlichen Grundstücke innerhalb eines 
Schutzbef eichs unterliegen dauernden Beschränkungen. Die 
Errichtung und Vergrößerung von Bauten, die Verände- 
rung von Wasserläufen, und Veränderungen der Bodenge- 
staltung und -bewachsung bedürfen der Genehmigung der 
Schutzbereichämter. Diese können auch die landAvirtschaft- 
liche Nutzung beschränken. 

Für die Beschrankungen wird eine Entschädigung nur gewahrt, wenn 
ein Wirtschaf tshe trieb durch sie unwirtschaftlich wird. Liegt diese 
Voraussetzung nicht vor, so, kann eine Entschädigung nach billigem 
Ermessen gewahrt werden. 

II. Auch außerhalb des Schutzhereichs kann der Eigentümer oder 
Besitzer von Grundstücken durch Einzelanordnung verpflichtet 
werden, Anlagen herzustellen oder bereits bestehende Anlagen 
zu unterhalten oder 'ihre- Errichtung zu dulden. 

Ihnen ist ohenfalls eine angemessene Entschädigung zu gewahren. 
Dauernden Beschrankungen unterliegen diese Grundstücke, nicht. 

4. Die Jagd im militärischen Bereich. 

Im Interesse der Reichsverteidigung ist die Jagd im militä- 
rischen Bereich durch die Ausführungsverordnung zum Reichsjagd- 
gesetz vom 27. III. 1935 (RGBL I S. 431) mit den Änderungen vom 
5. II. 1037 (RGBl. I 'S. 179) beschrankt. 

I. Li Befestigungsanlagen darf die Jagd nur mit besonderer Er- 
mächtigung der Wehrmachtvenynltung ausgeübt worden. In 



Befestigungsanlagen mit woniger als 5 ha Fliichenraiim darf 
nur auf wilde Kaninchen' und Haarraubwild gejagt werden. 
IL In der Nachbarschaft von Mwiilionsnicdorlagcn der Wehr- 
macht ist die Ausübung den Jagd mit Feuerwaffen beschrankt. 
Sie ist innerhalb eines Umkreises von 225 Metern nur in der 
entgegengesetzten Richtung der Lage der Munitionslager ge- 
stattet. 

HL In Schutzbereichen ist zur Jagdausübung ein Sichtvermerk der 
zuständigen Wehrmachtdionststcllo erforderlich. 

5, Beschränkung der Nachbarrechte. 

. Die nachbarrechtlichen Ansprüche sind durch Gesetz vom 
13. XII. 1033 (RGBL I S. 1058) gegenüber solchen Betrieben einge- 
schränkt, die vom Itcichsministcr des Innern wegen ihrer besonderen 
Bedeutung für die Volkserlüchtigung genehmigt sind. 
L Schutz des Betriebes. Der Eigentümer oder Besitzer eines 
Grundstücks, das durch Einwirkungen des genehmigten Be- 
triebes beeinträchtigt wird, kann nicht verlangen, daü der Be- 
trieb eingestellt wird. Er kann auch nicht verlangen, daß Ein- 
richtungen hergestellt werden, die eine nachteilige Einwirkung 
ausschließen oder mindern. 

II. Entschädigung. Dom Eigentümer oder Besitzer ist eine Ent- 
schädigung zu gewähren, wenn ihm die Nachteile trotz der 
Rücksicht, die der einzelne auf das Gemeinwohl zu nehmen hat, 
nicht zuzumuten sind. 

DI. Die Sicherung der Reichsgrenze. 

Durch Gesetz über die Sicherung der Reichsgrenze und über 
Vergeltungsmaßnahmen vom 9. III. 1937 (RGBl. I S. 281) ist der 
Itcichsministcr des Innern allgemein ermächtigt worden, in den von 
ihm zu bestimmenden Gebieten, insbesondere an der Reichsgrenze, 
alle Maßnahmen zu treffen, die zur Sicherung der Reichsgronze 
und des Reichsgebiets erforderlich sind. Ferner ist er ermächtigt 
worden, gegen Angehörige eines fremden Staates und gegen deren 
Vermögen Vergeltungsmaßnahmen zu treffen, sofern dieser Staat 
gegen Reichsangehörige oder ihr Vermögen Maßnahmen trifft, die 
nach deutschem Recht gegen die Angehörigen dieses Staates oder 
tu Y e ™ ö g en mcl *t getroffen werden können. Auf Grund dieser 
Ermächtigung hat der Reichsminister des Innern außer der oben 
auf ^ 74 behandelten Grenzsicherungs-Verordnung zur Sicherung 
der Reichsgrenze Sondermaßnahmen getroffen, von denen die - 
TOchtigsten die Einrichtung von Sperrgebieten (unten Pos. 1) und 
die Einrichtung von Grenzzonen (unten Pos. 2) sind. 



1. Sperrgebiete. ; ; , v : ^ : 

Die Aufgaben der Reichsverteidigung erfordern es, daß zur 
Verhinderung der Spionage Angehörigen einer ausländischen Wehr- 
macht die Möglichkeit genommen wird* sich in Gebieten des Reiches 
aufzuhalten, die für die Reichsverteidigung von besonderer Be- 
deutung sind. Die hierzu erforderlichen Vorschriften sind durch die 
Verordnung über das Verbot des Aufenthaltes aktiver Angehöriger 
■einer ausländischen Wehrmacht in den Sperrgebieten vom 30. VLL 
1938 (RGBl. I S, 963) in der Passung vom 19. IL 1939 (RGBl. I 
S. 280) und den Änderungen vom 30. VI. 1939 (RGBl. I S. 1086) 
-und 12. IX. 1939 (RGBl. I S. 1760) erlassen worden. 

I. Sperrgebiete sind: im Westen das gesamte ^ linksrheinische Ge- 
biet einschließlich der rechtsrheinischen Teile des -Landkreises 
Worms und des Stadtkreises Mainz, der größte Teil des Landes 
Baden und zahlreiche westliche Land- und Stadtkreise, der 
Länder Preußen, Hessen, Bayern und Württemberg ; im Osten 
die im Grenzbereich gelegenen Land- und Stadtkreise; im Kor- !• 
den der Küstenbereich der Nordsee. • • 

IL In den Sperrgebieten ist allen aktiven Angehörigen einer äus- 
ländischon Wehrmacht der Aufenthalte verboten. Zuwider- 
handlungen werden mit Gefängnis bestraft.- 

' . • 2. Grenzzonen. \ ^ . . ' 

Zur Sicherung der Reichsgrenze ist durch die Verordnung vom 

2. IX. 1939 (RGBl. IS. 1578) in der Passung der Verordnungen vom 

3. III. 1941 (RGBl. IS. 118), vom 19. VI. 1041 (RGBl. IS. 322) und 
vom 23. III. 1942 (RGBl. I S. 144) eine Grenzzone gebildet worden, 
die zahlreiche Stadt- und Landkreise an der Reichsgrenze, auch, an 
•der Seegrenze, und an der- Grenze des Protektorats Böhmen und 
Mähren umfaßt. Durch ihre Einrichtung sollen die Polizeibehörden 
die Handhabe erhalten, unzuverlässige Personen aus dem Grenz- 
gebiet zu entfernen und fernzuhalten. 

L, Die Grenzzone besteht aus den im § 1 der Verordnung aufge- 
führten Land r und Stadtkreisen an der gesamten Reichsgronzo 
— auch an der See — und an der. Grenze gegenüber dem Protek- 
torat Böhmen und Mähren. 
IL Ausländer und alle Personen, die ein Gewerbe im Umherziehen 
ausüben, unterliegen in , der Grenzzone weitgehenden aus- 
länderpolizeilichen und gewerbepolizeilichen Beschränkungen. 
1. Ausländern ist der Aufenthalt in der Grenzzone verboten. 
Die einem Ausländer erteilte Aufenthaltserlaubnis hat in 
der Grenzzone nur Geltung, w r enn sie die Kreispolizei- 
behörde (Landrat, Oberbürgermeister) ausdnioklich auf 
sie ausgedehnt hat. " ' . . : " ' '.\V 
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2. Das Wander- und Hausicrgcwcrbc und die' Tätigkeit als 
Versicherungsagent dürfen nur mit besonderer Erlaubnis 

- ausgeübt werden. Wandergewerbescheine, Legitimations- 
karten und Gewerbelegitimationskarten sind in der Grenz- 
zone ungültig. Die höhere Verwaltungsbehörde (z. B. Re- 
gierungspräsident) kann ihre Gütigkeit auf die Grenzzone 
erstrecken. 

3. Zigeimern, auch solchen deutscher Staatsangehörigkeit, ist 
das Umherziehen in der Grenzzone nach Zigeunerart ver- 
boten. 

Zusatz: In diesem Zusammenhang sind auch die Verordnung über die 
Sicherung der Rcichsgrenze am Oberrhein vom 31. VIII. 1939 (RGBL I 
S. 1562) und die Verordnung über die Sicherung der Reichsgrenze auf den. 
Grenzstrecken der Mosel, Sauer und Öur vom 27. III. 1940 (RGBl. I S. 558) 
zu erwähnen, nach denen den für die Sicherung der Reichsgrenze am Ober- 
rhein verantwortlichen Behörden, der Polizei und Zollverwaltung, die 
Grenzüberwachung erleichtert werden soll. Durch sie wird auf Grenz- 
, strecken des 'Rheins und an der Mosel, der Sauer und Our der Schiffs- 
verkehr weitgehenden Beschränkungen hinsichtlich der Landeplätze, des 
Besteigens und VerlassenB der Schiffe und ihres Anlegens bei Nacht usw. 
unterworfen. 

IV, Handelsbeschi'änkungeu. 

Durch das Gesetz über Aus- und Einfuhr von Kriegsgerät vom 
6. XI. 1935 (RGBl. I S. 1337) und die Verordnung über Durchfuhr 
von Kriegsgerät vom 5. IX. 1931) (RGBl. I S. 1005) ist der Verkehr 
mit Kriegsgerät einer umfassenden Kontrolle unterworfen worden. 
Durch diese Maßnahme soll verhindert werden, daß der Verkehr 
mit Kriegßgerat in einer den Interessen des Reichs nachteiligen 
Weise vorgenommen wird. Daneben hat die Maßnahme auch außen- 
politische Bedeutung. Durch sie soll verhindert werden, daß das 
Reich ohne seinen Willen den Versand ausländischen Kriegs- 
materials ermöglicht. 

I. Unter Kriegsgerät sind Waffen, Munition und sonstiges Gerät 
zu verstehen. 

Die Zugehörigkeit eines Gegenstandes zum Kriegsgerat wird durch im 

übTS 7A Öffen V il ; hte B <*™ntmaehungen b«ümi ff 
VO. über Durchfuhrverbote vom 14. V. 1940 (RGBl. I S. 780). 

H. Die Aus- Ein- und Durchfuhr von Kriegsgerät ist nur mit 
einer Bewilhgmig des Reicliskommissars für Aus- und Eta- 
f «ewüligung zulässig, die dieser im Einvernehmen mit dTm 
Oberkommando der Wehrmacht erteilt ™™n mit aem 



Sechster Abschnitt. 



Wehrmachtbesoldiing, -Fürsorge und 
-Versorgung. 

Höchste Ehrenpflicht eines jeden Deutschen ist es, in der Wehr- 
macht seihe ganze Kraft und erforderlichenfalls sein Lehen für die 
Ehre und den Bestand von Volk und Iteich einzusetzen. Daraus er- 
gibt sich für den nationalsozialistischen Staat die besondere Pflicht, 
die Angehörigen der Wehrmacht weitgehend zu betreuen. Dement- 
sprechend hat er Vorsorge getroffen, daß den Soldaten aus der Ab- 
leistung des aktiven Wehrdienstes keine Nachteile erwachsen und 
daß den Berufssoldaten, die noch im' besten Mannesalter ans der 
Wehrmacht entlassen werden müssen, durch eine vom Staat ge- 
sicherte Uberführung in andere Berufe und sonstige Maßnahmen 
Anerkennung und Dank für ihre Dienstleistung zuteil wird. Allen 
Soldaten soll ferner die Sicherheit gegeben werden, daß sowohl für 
sie selbst als auch für ihre Frauen und Kinder gesorgt wird, wenn sie 
in Ausübung des Dienstes einen Schaden erleiden. Darüber hinaus 
gewährt der Staat den Soldaten, die während eines- besonderen 
»Einsatzes durch Kampfmittel oder im Kampfgebiet einen Körper- 
schaden erlitten haben, eine erweiterte "Fürsorge*; und Versorgung. 
Dasselbe gilt für die Hinterbliebenen dieser Soldaten. Als Beginn 
des besonderen Einsatzes ist der i. IX. 1939 bestimmt worden (VO. 
vom.l. IX. 1939 — RGBl. I S. 1503). ,/ 

I. Die Welumaclitgebülunisse. 

I. Die Soldaten erhallen, im Frieden: ■ 

1. Besoldung. Sie werden grundsätzlich wie die planmäßigen 
Beamten besoldet (§ 1 Abs. 2 Besoldungsgesetz). Sie erhalten 

. also Grundgehalt,. Wohnungsgeldzuschuß, Kinderzuschläge 
und Zulagen (z. B. IMenstaufwandsentschädigung). Auf 
die ihrer gesetzlichen Dienstpflicht genügenden Soldaten ist 
das Besoldungsgesetz nicht anwendbar. Diese Soldaten er- 
halten eine Löhnung, die ungekürzt ausgezahlt wird und 
lohnsteuerfrei ist, sowie Verpflegung und Unterkunft. 

Ergänzende Vorschriften über die Besoldung von Soldaten unter be- 
sonderen Verhaltnissen, z. B. bei Urlaub; Krankheit, Fahnenflucht, 
Freiheitsstrafen usw. enthalten die Ergänzungsbesthninungen vom 
25. III. 1031. ■ 

2. Dicnstbokloidung; Sie wird .Unteroffizieren und Mann- 
schaften gewährt. In der Marine gibt es Dienstbekleidung 

, oder Kleidergeld. Offiziere und Wehrmachtbeamte in Offi- 
ziersrang müssen für ihre Bekleidung selbst sorgen. . Einen 



.wird jedoch für die besondere Abnutzung der Bekleidung 
eine Entschädigung gewährt. 
3. Freie ärztliche Behandlung und Krankenpflege. Sie. wird 
allen Soldaten der Wehrmacht, auch Offizieren, gewälirt; 
Sie umfaßt auch den Gebrauch von Kur- und Heilmitteln 
und freie ärztliche Behandlung von Frauen und Kindern 
durch den Truppen- und Garnisonarzt. 
II. Bei besonderem Einsatz erhalten alle Angehörigen der Wehr- 
macht, gleichgültig, ob sie der Friedenswehrmacht angehören, 
oder aus dem Beurlaubtenverhältnis einberufen oder unmittel- 
bar in die Wehnnacht eingetreten sind (Einsatz-Wehrmacht- 
gebührnfsgesetz vom 28. VIII. 1939 — RGBl. I S. 1531 — ; 
imd den zu diesem Gesetz erlassenen Durchführungsverord- 
nungen vom 20. IX. 1939 — RGBl. I S. 1855 — vom 28. II. 
1940 — RGBl. I S. 447 — und vom 30. VT. 1940 — RGBl. I 
S.946 — sowie den Durchführungsbestimmungen vom 31. VIII. > 
1939 — RGBl. I S. 1557 — . vom 28. IL 1 940 — RGBl. I S. 447, 
vom 30. VT. 1940 — RGBl. I S. 940 — in der Fassung der VO. 
vom 29. IX. 1941 — RGBl. 1 S. 027 —. vom 15. VII. 1941 — 
RGBl. I S. 435 — und vom 12. IX. 1941 — RGBl. I S. 619): 
1. Wchrsold. Dieser ist nach Dienstgraden abgestuft und zur 
Bestreitung der persönlichen Bedürfnisse der Wehnnacht- 
• angehürigen bestimmt. Er wird daher ,auf sonstige Bezüge 
(Gehalt, Lohn, Rente usw.) nicht angerechnet. Aktive 
Offiziere, Beamte und Pensionäre behalten also neben dem 
Wehrsold ihr Gehalt oder ihre Pension. Als Ausgleich für 
die von der Wehrmacht gewahrten Bezüge wird jedoch den 
Testbesoldeten des öffentlichen Dienstes sowie den Ange- 
stellten und Arbeitern bei Behörden und sonstigen Körper- 
schaften des öffentlichen Rechts, die ihre Bezüge weiter 
erhalten, ein Ausgleichsbetrag abgezogen. Dieser beträgt 
bei Ledigen 20 v. H. und bei Verheirateten je nach Kindel- 
zalil 0— 10 v. IL (vgl. auch VO. vom 20. IX. 1939 — RGBl. I 
b. 18o5) Dar Ausgleichsbetrag darf nicht höher sein als der. 
2?S? n ^ elir i old8 - P iG Mhnung der ihre aktive Dienst- 
WefÄSt e = n ». S0,,,ato ' ,r "" ,0rL Sie ist im 

2 * SÄS?^ B -, n ^ ht ZUm Med ^sstand gehörenden 
ft^Ä^f? * Dienst S™den der Gehaltsemp, 
5Sw52? • ^ ™S von der Wehnnacht unabhängig < 
vom Wehrsold eine Kriegsbesoldung in Höhe der IMedens* 

I2e^ 

oder E Iünderzuschlage).d^ Soldaten 

^S^^ P - riede ^«tandes nach ihrem 
-Dienstgrad oder ihrer Amtsbezeichnung. Für die Dauer des 



Bezugs der Kriegsbesoldung entfallt die Zahlung der den 
Wehrmachtangehörigen als/Festbesbldeten äes öffentlichen 
Dienstes oder der sonstigen Körperschaften zustehenden 
Tricdcnsgcbiilirnissc, Ruhegehälter, Fürsorge- und Ver- 
sorgungsbezüge sowie der Einsatz- und Räumungsfamilien- 
amterhalt. 

Ruhegehalt oder ruhegchaltahnliehe Bezüge auf Grund eines öffent- 
lich-rechtlichen -oder- eines diesem gleichzuachtendcn Dienstverhält- 
nisses (Versorgungsbezüge) werden auf Antrag nchen der Kricgsbesol- 
dung insoweit gezahlt/als die KriegBUesoldung hinter den für denselben 
Zeitraum bemessenen ruhegehaltsfähigen Dienstbezügen, aus denen 
die Versorgungsbezügo berechnet sind, zurückbleibt. 

3. Frontzulage. Sie ist für alle Dienstgrade gleich und wird 
zusätzlich zu den sonstigen Bezügen als. Ausgleich für die 
verschlechterten Lebensbedingungen gewahrt, denen die' 
Angehörigen der Wehrmacht durch länger andauernde 
Kampfhandlungen und Feindnähe ausgesetzt sind, Sie ist 
keine Kampf- oder Gefahrenzulage, wird aber nur den An- 
gehörigen derjenigen Wehrmachteinheitcn gezahlt, die an 
Kampfhandlungen direkt (z. B. durch Fronteihsatz) oder 
indirekt (z. B. als Bodenpersonal) mitwirken oder die sich 
in Feindnähe (z. B. atlantische Küste) befinden. 

4. Verpflegung und Unterkunft. Die Verpflegung ist für alle 
Dienstgrade gleich. 

5. Bekleidung. Offiziere und Wehrmachtbeamte im Offizier- 
rang — ausgenommen Wehrmachtbeanite a. K. im Unter- 
offizierrang — , die zum Uniformtragen verpflichtet sind, 
und Sonderführer im Offizierrang müssen für ihre Beklei- 
dung und Ausrüstung nach wie vor selbst sorgen, wofür 
sie eine Ausrüstungsbeihilfe und Bekleidungsentschädigung 
erhalten. Alle anderen Angehörigen der Wehrmacht er- 
halten freie Dienstbekleidung. 

Zu 1., 2. u. 5. Wehrsold, Frontzulago und Bekleidungscntscnudigungen Bollen 
den Soldaten unter allen Uniständen erhalten bleiben. Sie sind daher 
. der Pfändung nicht unterworfen; Bie sind mithin auch nicht ab tret bar, 
ebensowenig kann gegen sie aufgerechnet werden (Ausnahme: Auf« 
' Rechnung wegen eines Anspruchs auf Schadensersatz wegen vorsätz- ' 
.lieber unerlaubter Handlung und wegen überhobener Gebührnisse). 

6. Heilfürsorgo. Sie bestellten freier ärztlicher Behandlung, 
freier Krankenhauspflege und Gebrauch von Heil- und Kur- 
mitteln. Die Angehörigen der Friedenswehnnacht haben 
nach wie vor auch Anspruch auf freie ärztliche Behandlung 
ihrer Ehefrau und Kinder. 

Der Ehefrau und den Kindern gefallener oder verstorbener Soldaten 
des Eriedensstandes wird freie ärztliche Behandlung noch bis zum Ab- 
lauf der auf den Sterbemonat des Soldaten folgenden 3 Monato fort- 
gewährt. * * ' : 

Sc ha error, Neugestaltung Heft 40». ' 0 ^ 
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.' ,. Sonslise Leistungen. 

ersatz, Tage- und ;p^* tu ?SSrjb d« Operationsge- 
Kommandovergiitnng (nur »JJ^ un d Trennun|s- 

0 Welumaclitfürsorge und -Versorgung. 

• ■ Si0 bestimmt sieh „ad, ^^^T)SSXX 

vom-u.x. i« v d 0 xil. 1930 (J4UJ51. 1 

voml3. X. 1939 (KUdi. i a- - uoo J /RGBl I 

mm l Hofe, vom 8. VII. 1040 (RGBl. I S. 054) und vom 
20. Vm. 1940 (RGBl. I S. 1108). 

' I Soldaten, die ihre aktive Dienstpflicht erfüllen oder darüber 
lünaus dienen, erhalten nach ihrer Entlassung aus dem aktive* 
Wehrdienst Fürsorge und Versorgung nach der Dauer ilnei 
Dienstzeit und nach ihrem Dienstgrad. Soldaten, die wahrend 

• des aktiven Wehrdienstes einen Körperschaden erleiden, wild, 
nach ihrer Entlassung aus dem aktiven Wehrdienst Fürsorge* 
lind Versorgung nach der Schwere des Körperschadens ge- 
währt (Heilfürsorge, Versehrtengeld, Betreuung, Ubergangs- 
unterstützung, Rente für Arbeitsverwendungsunf ähige, Pflege- 

' zulage und Blindenzulage, Kapitalabfindung). Ehemalige An- 
gehörige der deutschen Wehrmacht, die das 55. Lebensjahr 
vollendet haben, erhalten zu ihren Versorgungsgebührnissen 
eine Alterszulage von 120 RM. jährlich ; VO. über die Gewährung: 
■ einer Alterszulage für Wehrdienstbeschädigte vom 20. IV. 194L 
(RGBl.IS.210)inderFassungvom2G.IX.1042(RGBl.IS.562). 

Eine Wehrdienstbeschädigung liegt vor, wenn ein Körperschaden in- 
folge des Wehrdienstes eingetreten ist. Ist ein Körperschaden, der als Wehr- 
dienstbeschädigung nicht anerkannt ist, durch den Wehrdienst verschlim- 
mert worden, so gilt die Verschlimmerung als Wehrdienstbeschädigung*. 

Für langgediente Soldaten wird auch durch Anstellung im 
Zivildienst gesorgt. Wenn sie über die Dienstpflicht hinaus. 
Dienst tun, wird ihnen nach ihrem Ausscheiden aus dem Mili- 
/tärverhältnis Aussicht auf Anstellung als Beamter eröffnet- 
Im Anschluß an die aktive Dienstzeit werden sie zunächst in 
das MHitäranwärtcrverhultnis und aus diesem in das Beamten- 
Verhältnis überfuhrt. Freiwerdende Planstellen des einfachen 
Dienstes, soweit sie nicht durch Versetzung oder Beförderung 
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besetzt werden, müssen zu 100 v. H. mit geeigneten Anwärtern 
besetzt werden. Dasselbe gilt für mindestens 90 v. H. der 
Stellen des mittleren, mindestens 75 v. H. der Stellen der 
Einheitslaufbahn und mindestens 50 y. H. der freien Stellen 
des gehobenen Dienstes. Die den Militäranwärtern vorbe- 
haltenen Stellen werden fortlaufend im Reichsministerialblatt 
bekanntgegeben. Ein Recht auf Anstellung in einer bestimm- 
ten Stelle besteht nicht. Vor der Anstellung sind noch weitere 
Vorbedingungen (Vorbereitungsdienst, Prüfungen usw.) zu er- 
füllen, ohne die das Amt nicht mit Erfolg beldeidet werden kann. 

Vgl. hierzu auch die Anstellungsgrundsätzo in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 16. VII. 1930 (RGBl. I S. 234) nebst Änderungen und dio 
VO. zur Sicherung der Überführung der Militäranwärtcr usw. in das 
Bcamtenverhältnis vom 30. XII. 1939 (RGBl. 1 1040 S. 39). Dio Militär- 
anwurterbezüge sind durch VO. vom 20. Vm. 1040 (RBG1. I S. 1173) 
' nebst Durchführungsbestimmungen vom 20. VIEL 1940 (RGBl. I S. 1175) 
und die VO. vom 7. V. 1942 (RGBl. I S. 288) geregelt. 

II. Im Zivilberuf darf den in Ehren aus dem aktiven Wehrdienst 
entlassenen Soldaten durch die Erfüllung der aktiven Dienst- 
pflicht kein Nachteil erwachsen. Sie sind daher nach ihrem 
Ausscheiden bevorzugt unterzubringen, möglichst- an ihrem, 
alten Arbeitsplatz. Hierbei ist der aktive Wehrdienst sowohl 
bei dem fortgesetzten als auch bei dem neubegonnenen Be- 
schäftigungsverhältnis zu berücksichtigen, z. B. bei der Ge- 
währung von Alterszulagen (Näheres vgl. Fürsorgeverdrdnung 
vom 29. XIL 1937 — RGBl. I S. 1417). 

III. Hinterbliebene von Soldaten erhalten Hintorblicbenonf ür- 
sorgo und Versorgung. Die Hinterbliebenenfürsorge besteht in 
der Gewährung von Sterbegeld, Bestattungsgeld und Um- 
zugsentschädigung. Die Versorgung besteht in der Gewährung 
von Witwengeld, Witwenrente, Witwenabfindung, Waisengeld, 
Waisenrente, Elterngeld und Elternrente. . 

IV. Wohrmachtboamtc und ihre Hinterbliebene^ Averden nach dem 
Deutschen Boamtongesotz versorgt. 

V. Tür Beschädigungen bei besonderem Einsatz wird eine zusätz- 
liche Fürsorge und Versorgung mit vermehrten Leistungen ge- 
währt. So erhalten die im Kriege Beschädigten und ihre 
Hinterbliebenen neben den sonstigen Leistungen eine Ver- 
sehrtengeldzulage, eine Sterbegeldzulage und Witwen-, Wai- 
sen- und Elternzulägen. Statt der Versehrtengeldzulage kann 
auch eine Kapitalabfindung bewilligt werden. Ferner wird 
eine einmalige Elterngabe gewährt. 

Eino Beschädigung bei besonderem Einsatz liegt vor, wenn ein Körper- 
schaden während eines besonderen Einsatzes durch Einwirküng von Waffen' 
und sonstigen Kampfmitteln eingetreten ist oder verschlimmert wurde. 
Eine im Kampfgebiet (d. i. das Gefechtsgebiet der Armeen des Heeres, 
alle Gewässer außerhalb der deutschen Hafensperren, dio friesischen In- 

' ' 6* 
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. Bonderem Einsatz/ ■ VersorßunßB g esc t z vom 0. VII. 1930 

• Näheres vgl. Einsatzfursorge- und Versorgung g 2Q> ^ 

(RGBl. I S. 1217) in der f aa ^f° c \ff^\fi S . 280) nebst Durch- 
\ 0 40 (BGBl . I S. 1100) ^jom 7. V. 10^ WRGB1. I S. 1000), vom 17. X. 
führungsbestimmungen vom 7. WLi« l*<g QB1 j g ' 41?) lt dcn 
1039 (BGBl. I S. 20«) und vom 940 ItW* g ^ ^ 

Ergänzungen vom 20. VHL1W0 (KUg £ / Ergänzungs- ■ 

SSÄS'mÄ -m 3 g IV. 1941 

(RGBl. I S. 194). . 

Zul-V- Die Wolirmachtfursorgo und .Versorgung wird unter 
iJte der Wehrmacht durchgeführt. 

Hierbei wirken die Welinnachtfürsorge- und -Versorgungs- 
amter als Feststellungsdienststellen, die Wehrkreiskoinniandos 
als Aufsichtsstellen und als Beschwerdedienststel en und das 
Reichsfürsorge, und -Versorgungsgericht der Wehrmacht als 
Spruchbehörde mit. Für die Dauer des besonderen Einsatzes 
kann das Spruchverfahren auf Anordnung des Oberkommandos 
der Wehrmacht ganz oder teilweise ruhen. Eine solche Anord- 
nung ist durch Verordnung vom 7. IX. 1939 (RGBl. I S. 1699) 
ergangen. Berufungen sind nicht mehr zulässig. 

Zusatz: Nach der Verordnung über die Betreuung von Kindern deutscher 
.Wehrmachtangehöriger in den besetzten Gebieten vom 28. VII. 1942 
(RGBl. I S. 488) wird Kindern, die in den besetzten norwegischen 
und niederländischen Gebieten von deutsehen Wehr machtange« 
hörigen erzeugt und von Norwegerinnen oder Niederlanderinnen geboren 
sind, eine besondere Fürsorge und Betreuung durch die Dienststellen 
der Reichskommissarc für die besetzten norwegischen und niederländischen 
Gebiete gewährt. Vgl. hierzu auch die DurchfVO. vom 13. II. 1943 
(RGBl. I S. 102). 

HI. Der Familienunterhalt. 

Der Soldat soll wissen, daß seine Familie während seines Ein- 
satzes bei der Wehrmacht entsprechend seinen bisherigen Lebens- 
verhältnissen versorgt wird und daß ihm seine Heimstatt erhalten 
bleibt. Daher erhalten seine Angehörigen Familienunterhalt, soweit 
nicht, wie z. B. bei den Festbesoldeten des öffentlichen Dienstes, die 
Bezüge weitergezahlt werden. Familienunterhalt wdrd auch den 
Personen gewährt, die infolge einer behördlich angeordneten Räu- 
mung oder Freimachung von gefährdeten Gebieten oder Wohnge- 
bäuden die Sicherung ihres notwendigen Lebensbedarfs verlieren 
(RäumungB-Familienünterhalt). 

Der Familienunterhalt ist weder eine Leistung der öffentlichen Fürsorge 
noch'eine Unterstützung. Er ist die Summe, die erforderlich ist, um den Haus- 
halt fortzuführen, die Erhaltung des Besitzstandes zii regeln und die Erfüllung 
übernommener Verpflichtungen in vertretbarem Ausmaß zu gewährleisten. Für 
ihn gelten während des besonderen Einsatzes: das 1 Einsatz-Familienunterhalts- 
gesetz (EFÜG.) vom 20. VI. 1940 (RGBl. I S. 911), die Verordnungen zur Durch- 



führung und Ergänzung dieses Gesetzes vom 20. VI. 1940 (RGBl. I S. 912), vom 
' 25. X. 1940 (RGBl. I S. 1397), vom 10. VI. 1941 (RGBl. I S. 320) und vom 27. IV. 
1942 (RGBl. I S. 248) und der Runderlaß des RMdl. und das RFM. über dio 
Ausführung des Einsatz-Familionunterhalts (AusführungBorlaß)'vom 5. V.> 1942 
(äEBliV. S. 817). Das Friedons-Familienunterhaltsgesetz vom 30. HL 1036 
(RGBl. I S. 327) und dio Familienuntcrhalts-Durchführungs Verordnung vom 
11. VII. 1939 (RGBl. I S. 1225) sind daneben in Kraft geblipben, sie kommen 
jedoch während des. besonderen Einsatzes nicht zur Anwendung. Für*dib deut- 
schen Staatsangehörigen im Protektorat Böhmen und Mähren gelten die Ver- 
ordnung über Familienunterhalt vom 31. X. 1939 (RGBl. I S. 2125) und die 
ÄndorungsVO. vom 4. VII. 1940* (RGBl. I S. 943), welche dio sinngemäße An- 
wendung des EFÜG. vorsehen. Für den Räumungs-Familienunterhalt gelten dio 
Räumungs-Familicn-Untcrhalts-VO. vom 1. IX. 1939 (RGBl. I S. 1701) und von 
den AusfBest. insbesondere der 11. RdErl. vom 25. VII. 1942 (ÄEBliV. S. 1507), 

I. Voraussetzungen für die Gewährung ■ von Familienuntorhalt ist 
eine Einberufung. Eine solche liegt immer dann vor, wenn ein 
Wehrpflichtiger zum Wehrdienst öder ein Reichsarbeitsdienst- 
pflichtiger (männlich oder weiblich) zum Reiohsarbeits- 
dienst einberufen ist. 

Außerdem lösen auch noch andere Tatbestände, nämlich die Einberu- 
fung zum Luftsohutzdienst und zu Ausbildungsveranstalfcungen des Reichs- 
luf tschutzbundes (hier bei ehrenamtlichen Amtsträgern), dio Heranziehung 
zu Dienstleistungen auf Grund der Notdienstverordnung, dio Einberufung 
zur Waffen-^ und zu Technischen WehnvirtBchaftseinheiten, dio Einstellung 
in dio Freiwillige Krankenpflege für Zwecke der WehrraaSft, dio Teilnahme 
an Lehrgängen . des Deutschen -Roten- Kreuzes, die Einberufung zu SA.- 
FührerausbUdungslohrgängen und dio Teilnahme an Lehrgängen für Wehr- 
ertüchtigung in den Reichsauabildungslagern der Hitler- Jugend, an Lehr- 
gängen der Reichsmotorsportsohulen im Nationalsozialistischen Kraftfahr- 
korps und an Lehrgängen des Nationalsozialistischen Fliegerkorps und dio 
Einberufung nichtmilitärischer Angehöriger der TR-Einheiten des National- 
sozialistischen 'Kraftfahrkorps, dio Gewährung von Familienunterhalt auB. 
Einer Einberufung sind ferner folgende Tatbestände gleichgestellt: 
Bei Besatzungsmitgliedern deutscher Handelsschiffe die Verhinderung dor 
Rückkehr aus dem Ausland infolge feindlicher Maßnahmen; Kriegs- oder 
Zivilgefangenschaft im feindlichen Ausland; Verhinderung eines deutschen 
Staatsangehörigen von der Rückkehr aus dem neutralen Ausland in- 
folgo feindlicher Maßnahmen; Eintritt deutscher Staatsangehöriger in die 
italienische Wehrmacht. .■-.-«* 

•In allen Fällen ist der Familienunterhalt bis zur Entlassung 
oder dem Eintritt eines gleiohzuachtenden Ereignisses zu ge- 
währen, also auch während der Daher der Beurlaubung wegen 
Krankheit, Verwundung oder Erholungsbedürftigkeit — bei 
Arbeitsurlaub nur für eine Übergangszeit — , des Vermißtseins 
oder der . Gefangenschaft. Der Famihenunterhalt wird auch 
im Falle des Todes des Einberufenen oder seiner Entlassimg 
wegen Dienstunfähigkeit kurzfristig fortgewährt, um die 
Überbrückung des Zeitraums zwischen Tod oder Entlassung 
und dem Beginn der Versorgungsgebülimisse zü erleichtern. 
In Fällen des Todes an den Folgen einer Einsatz- oder' Wehr- 
dienstbeschädigiing und der Entlassung als arbeitsverwen- 
dungsunfäliig infolge einer solchen Beschädigung wird Fami- 
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* . lienunterhalt als UmstcIIungsbeihilfc bis zum Ablauf des auf 
den Sterbemonat oder Entlassungsmonat folgenden 12. Monats 
fortgewährt. Nach Beendigung des Familienunterhalts , oder 
der Umstellungsbeihilfe tritt ferner eine besondere soziale 
Fürsorge ein. 

II. Empfänger des Familienunterhalts. Es sind grundsätzlich die 
untcrhallshcrcchtigten Angehörigen dos, Einberufenen. Unter 
ihnen sind zwei Gruppen zu unterscheiden. 

1. Die Ehefrau und die ehelichen oder für ehelich erklärten, 
an Kindes Statt angenommenen Kinder, die mit der Ehe- 
frau zusammenlebenden Stiefkinder sind familienunterlialts- . 
berechtigt, gleichgültig, ob der Einberufene ihr Ernährer war. 
Dasselbe gilt für uneheliche Kinder des Einberufenen, wenn 
dessen Verpflichtung zur Unterhaltsgewährung feststeht. 

2. Die übrigen Berechtigten, z. B. die geschiedene Ehefrau, 
Enkel, Pflegekinder und Stiefkinder, Eltern. Großeltern, 
Adoptiveltern und elternlose Geschwister, bei geringem 
eigenem Einkommen auch andere Geschwister und Schwie- 
gereltern, erhalten Familienunterhalt nur dann, wenn der Ein- 
berufene ganz oder zum wesentlichen Teil ihr Ernährer war. 

III. Der Umfang des Familienunterhalts. Er soll den notwendigen 
Lcbensbcdarf unter Berücksichtigung der bisherigen Lebens- 
verhältnisse und des im Frieden bezogenen Einkommens siehern. 
1. Er wird in Gestalt eines Unterhaltssatzes gewährt, der den 
örtlichen Verhältnissen angepaßt, für die Ehefrau aber nach 
dem bisherigen Einkommen des Einberufenen gestaffelt ist. 

Ferner treten folgende Leistungen hinzu: Mietbeihilfen, 
Krankenhilf e und Hilfe für Schwangere und Wöchnerinnen, Sozial- 
versicherungBbeitrage, Beiträge für private Versicherungen 

T f, n n e i -n l {Z k n- T ErfüIlun S von Verpflichtungen aus 
^W^^huften) Außerdem erhalten Minderjährige Er. 
bMto£*nf ^Mgiiiig ™1 Gebrechliche Erwerbs- 

Erhaltung des StSSTÄS 

' 2 ' L d lT7f n , m l d r sonstigen vorhandenen Ein- 
I f ühc S- S JlsUeri S™ Gesamteinkommens nicht 
überschreiten (sog. Einkommenshöchstgrenze) 

Mitteln beschaffen kann oder ihn nicht von anderer Lite ?ns" 
. besondere von Angehörigen, erhält. ' 
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Der berechtigte muß daher zunächst seine Arbeitskraft zur Beschaffung 
des notwendigen Lebensunterhalts einsetzen, soweit ihmdlcs nach Lebens- 
stellung, Alter, Gesundheitszustand, häuslichen Verhältnissen und beruf- 
licher Vorbildung zugemutet werden kann. Weiterhin muß er sein Einkommen 
heranziehen, soweit nicht bestimmte Einkommensteile außer Ansatz bleiben. 
Vom Verbrauch des Vermögens darf der Familienunterhalt jedoch nicht 
abhängig gemacht werden. Ist ein Berechtigter Mitglied einer Familion- 
gemeinschaft (Haushaltsgen^einschaft), so sollen , auch die übrigen Mit- 
glieder ihre Mittel und Kräfte im Rahmen des Zumutbaren zur Vorfügung 
stellen, auch soweit sie nicht gesetzlich zürn Unterhalt verpflichtet sind. 

V. Der Familienunterhalt wird mir auf Antrag gewährt, der an 
den zuständigen Landrat oder (bei Stadtkreisen) Oberbürger- 
meister zu richten ist. Die Zuständigkeit richtet sich nach 
dem Wohnsitz des Familienunterhaltsberechtigten, 

1. Der Familienunterhalt. Er hraucht nicht zurückgezahlt zu 
werden und soll eine großzügige Handhabung erfahren. 

2. Gegen den Bescheid über die Ablehnung oder die Fest- 
setzung des Familienunterhalts kann Beschwerde an die, 
obere Aufsichtsbehörde eingelegt werden, die endgültig 
entscheidet. Die Frist für die Einlegung der Beschwerde 
beträgt 1 Monat. Sie ist bei der Stelle zu erheben, deren Ent- 
scheidung angefochten wird. . 



Siebenter Abschnitt. . ' - 

Saclileistiingen für Welirzwecke. 

Von großer Bedeutung für die Wehrmacht ist das Gesetz über 
Sachleistungen für Reichsaufgabeh vom 1. IX. 1939 ' (Reichs- 
leistungsgesetz — RGBl. I S. 1645) mit seinen Durchführungsver- 
ordnungen vom 23: X. 1939 (RGBl, I S. 2075) und vom 31. III. 
1941 (RGBl. I S. 180), mit dessen Hilfe sie Unterkunft, Verpflegung, 
Transporte und sonstige Leistungen, die sie für die Durchführung 
ihrer Aufgaben benötigt, in Anspruch nehmen kann. 

I. Dem Rciehslcistungsgesctz ging das Wehrlclstungsgesetz vom 18, VII. 10Ö8 
Toraus, das an Stelle mehrerer überholter Einzelgesetzo eine zusammen- 
lassende gesotzliche Regelung aller Sachleistungen für Wchrzwccko brachte. 
Dieses Gesetz envies sich jedoch als unzureichend, well sich im Zuge der 
wehrwirtsckaftlicken Vorbereitungen auch die Notwendigkeit insbesondere 
Wirtschaftlicher Sachleistungen ergab, die über den Begriff der Wehrzwecko 

■ hinausgehen. Das mit dieser Zweckbestimmung ergänzte Wchrleistungs- 

gesetz ist das neue Reichsleistungsgesetz. 
II. Das nach Ausbruch des gegenwärtigen Krieges erlassene Relchslcistungs- 
gesetz gibt neben den Wehrmach tstcllen auch den mit der Führung der deut- 
schen Wirtschaft betrauten Stellen und sonstigen Stellen der öffentlichen 
Verwaltung die Möglichkeit, insbesondere wirtschaftliche Leistungen jeder 
Art zu verlangen. Hiermit ist der planvolle und rückhaltlose Einsatz aller 
verfügbaren Kräfte zur Verteidigung von Volle und Reich gegen den An- 

' .stürm des .Feindes ermöglicht und gesichert worden. 
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I. Die Leishingspfliclit. 

I. Lcislungsnllichtig sind ohne Rücksicht auf ihre Staatsange- 
' hörigkeit alle Bewohner des Reichsgebiets, ferner auch außer- 
halb des Reichsgebiets wohnende Personen, sofern sie inner. : 
halb seiner Grenzen Vermögen haben. 

1. Der Leistungspflicht unterliegen physische und juristische 
Personen, also auch Genieinden und Genieindeverbände 
sowie alle innerhalb des Reichsgebiets bestehenden sonsti- 
gen Körperschaften und Personenvereinigungen, Anstalten, . 
Stiftungen und sonstige Einrichtungen. Das Reich selbst . 
ist nicht leistungspflichtig. 

2. Bestimmte Persononkreise sind von der Leistungspflicht 
ganz oder teilweise befreit. 

a) Von allen Leistungen sind befreit Ausländer, soweit nach 
den anerkannten Regeln des Völkerrechts oder auf 
Grund von Staatsverträgen Befreiungen bestehen. Hier- - 
her gehören insbesondere Gesandte und konsularische 
Vertreter fremder Mächte und regelmäßig das Gesandt- s 
schaftsporsonal. 

b) Von körperlichen Dienstleistungen sind befreit: Jugend- 
liche bis zum vollendeten 15. Lebensjahr, Mütter von 
Iündern unter 15 Jahren, arbeitsunfähige Personen, alle 
Personen vom vollendeten 70. Lebensjahr ab und unter 
bestimmten Voraussetzungen auch Schwangere. 

c) Von einzelnen Leistungen sind bestimmte Personcn- 
gruppen und Betriebe im Interesse der Sicherung lebens- 
wichtiger öffentlicher Aufgaben befreit. Hierunter fallen 
u.a.Reich8minister,Reichsstatthalter,Reichsbeamteund 
Offiziere, öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften, 
Elektrizitäts- und Wasserwerke sowie Krankenhäuser. 

IL Lcistungsberechtigl sind die Bedarfsstellen. 

1. Bedarfsstellen können Dienststellen und Truppenteile der 
Wehrmacht, der ^-Verfügungstruppe, der J^-Totenkopf- 
Standarte und der Polizeidivision sowie andere staatliche 
oder mit staatlichen Aufgaben betraute Stollen sein. 

Die Bcdarfsstcllen und die einzelnen Leistungen, die sie in Anspruch 
nehmen können, sind für die Wehrmacht durch Bekanntmachungen des 
f ei ^ s »»nistcrs des -Innern vom 15. VII. 1038, 20. X. 1930 und vom 
Sui fUr djC ^Formationen und die Polizeidivision durch 
Bekanntmachung vom 2. XII. 1030 und für den übrigen Bereich durch 
on A ?^; itm ? chun ^ T v ° m 30 - 1030, vom 13. X. 1030, vom 
WchrmS Ärr 1 °*i LV 194 ?>>ntgcgeben. Bedartatdlen der 
ÜCl \ U : a M die Weh ^"atzinspektionen und 
^•hrwirtschaftsdieiiBtatellon, Wehrkreisvenvaltunuen und ' 
• Generalkommandos (Wehrkreiskommandos), aber™^ 
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teile (Bataillone, Regimenter), in bestimmten Fällen sogar jeder Wehr- 
niachtangchörige im Dienst. BcdarlsstelleiTnuOerhnlb der Wehrmacht 
sind u. a. die Reichsstatthalter, Landesregierungen, Obor- 
präsidonten und Regierungspräsidenten sowie die unteren 
. Verwaltungsbehörden und die staatlichen Polizei Verwaltungen. 

2. Die Leistungen können von den Bcdarlsstellen auch für 
andere Personen oder Stellen in Anspruch genommen wer- 
den, wenn das Interesse des Reichs eine solche Maßnahme 
erfordert. # . ... > 

Eine Bedarf sstello kann z. B. einen Fuhrunternehmer zur Ausführung 
eines Transportes nach einem bestimmten Botriebe in Anspruch nehmen, 
wenn damit etwa die .Lebensmittelversorgung oder seine Erzeugungs- 
leistung gesichert werden soll. ■ ; - 

III. Bei den Leistungen unterscheidet man allgemeine Leistungen, 
Leistungen für besondere wirtschaftliche Zwecke und besondere 
Leistungen. ' . 

1. Allgemeine Leistungen gehen auf Gestattung des Gebrauchs 
von Sachen, Übertragung von Rechten an beweglichen 
Sachen und Überlassung sonstiger Hechte zur Ausübung 
oder Unterlassung ihrer Ausübung. § 3 a. 

Es handelt sich bei dieser Vorschrift um eine Generalklausol für 
eine etwa notwendig werdende Inanspruchnahme von Leistungen, die 
durch die übrigen Bestimmungen des Gesetzes nicht gedeckt werden.. 

2. Die Leistungen für besondere wirtschaftliche Zwecke sind 
für die Kriegswirtschaft von besonderer Bedeutung. 

Sie geben das Recht, vom Eigentümer, . Besitzer oder Inhaber einer 
Sache oder eines, Rechts, sowoit er Inhaber eines gewerblichen, land-. 
oder forstwirtschaftlichen Botriehes oder eines Verkehrsunternehmens 
ist, zu verlangen, daß er über diese Sachen oder Rechte bestimmte 
Rechtsgeschäfte abschließt oder sie in bestimmter Weise verwendet oder 
gebraucht oder daß er bestimmto Sachen beschafft; einlagert, erzeugt ~ 
oder herstellt (z. B. Getreide einlagert, Kriegsbedarf herstellt usw.). 
$ 3b - ' y * " ~ ; :; 

3. Unter besonderen Leistungen sind die Leistungen für die 
, Truppe auf Märschen und Übungen, die sogenannten Ma- 

nöyerloistungcn, zu verstehen. Diese Leistungen werden 
aber, besonders im Kriege, weitgehend auch für die Durch- 
führung anderer Reichsaufgaben in Anspruch genommen, 
z. B. für die Unterbringung von Bombengeschädigten, für 
Tranzportleistungen im lebenswichtigen Güterverkehr, bei 
Umsiedlungen und bei der Kinderlandverschiclmng. \ 

Sie sind im Gesetz einzeln aufgezählt und bestehen u. a, in der Ge- 
währung von Unterkunft und Verpflegung, der Abgabe von 
Futter und Betriebsstoffen, der Lieferung von Verbrauchs- 
Stoffen und Gerät, der Benutzung von Grundstücken und Ge- 
bäuden, der Inanspruchnahme von Strom lind Gas und der 'Aus- 
führung von Transporten. §§ 4—19. 
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IL Das Verfahren bei Inanspruchnahme" von 
Leistungen. 

I. DieBcdarfsstclle kann die Leistungen entweder unmittelbar beim 
Lcistungspf lichtigen oder mit Hilfe der zuständigen Verwaltungs- 
behörden anfordern. Vgl. hierzu DurchfVO. vom 23. X. 1939. 

Für eine Reihe von Fallen ist die Anforderung über die zuständige 
Verwaltungsbehörde ausdrücklich vorgeschrieben. — Von kreisangehörigen - 
Gemeinden soll die Leistung regelmäßig über die Aufsichtsbehörde ange- 
fordert werden. 

1. Die Anforderung bedarf der Schriftform. An ihre Stelle 
kann die öffentliche Bekanntmachung treten. In dringenden 
Füllen kann die Leistung.auch mündlich, durch Funkspruch 
oder in anderer Weise angefordert werden. Ihr Empfang 
ist schriftlich zu bestätigen. 

2, Für bestimmte Leistungen bestehen Sondervorschriften. 

Näheres vgl. die Pfcrdeergänzungsvorschrift vom 13. VII. 1038 
und die Kraftfahrzeugergänzungsvorsehrift vom 13. VIII. 1938. 

IL Die Leistungen können im Verwaltungswege erzwungen werden. 
Das Verfahren richtet sich in Preußen nach §§ an — f)7 PVG. 
und in Bayern nach Art, 21 PStOB. 

1. Zuständig für die Erzwingung der Leistungen ist regelmäßig 
der Bürgermeister, in dessen Gemeinde zu leisten ist. 

Bei allgemeinen Leistungen und Leistungen zu besonderen wirtschaft- 
lichen Zwecken ist die Oberste Keichsbehörde. zu deren Geschäfts- 
bereich die anfordernde Bedarfsstclle gehört, bei der Einrichtung und 
Ausrüstung von Wasserfahrzeugen der Reichs verkehrsminister 
oder die von ihnen bestimmten Stellen zuständig. 

2. Die Bedarfsslelle kann sich die Leistung auch anderweitig 
beschaffen, wenn sie vom Pflichtigen verweigert oder ver- 
zögert wird. Die dadurch entstehenden Mehrkosten fallen 
diesem zur Last, sie können wie Kommunalabraben beige- 
tneben werden. 

3. Zur Sicherstellung von Leistungen kann die Bedarfsstelle 
. die Beschlagnahme anordnen. 

Die Beschlagnahme hat die Wirkung, daß Rechtsireschäfte über 
die beschlagnahmten Gegenstände nichtig sind uÄ 

™Ä '1 er ^^»»enden Bedarfsstelle keine VorTnde- 
rungen an ihnen vorgenommen werden dürfen 

HL Der Leistungspflichtige erhalt für seine Leistung eine Vcr- 

h oder Entschädigung ist bei der 

UiUarlsstelle, die die Leistung verlangt hat, oder, wenn die 



Leistung für jemand anders in Anspruch genommen worden 
ist, bei dorn Dritten zu erhoben. Die Anmeldung kann auch 
von dem Bürgermeister entgegengenommen werden, in 
dessen Bezirk geleistet worden ist. 

Der Anspruch erlischt, wenn er nicht innerhalb eines Mo- 
nats angemeldet wird, nachdem der Leistungspflichtige von der 
Leistung oder der Geschädigte von dem Schaden Kenntnis erhalten 
hat. Einer Anmeldung bedarf es jedoch nicht, soweit in Durchführungs- 
. Vorschriften die Vergütung für bestimmte Leistungen tarifmäßig oder 
zahlenmäßig festgelegt ist (wie z. B. die Vergütung -für Inanspruch- 
nahme von Unterkunft oder von Kraftfahrzeugen). 

2. t)ber die Höhe der Vergütung oder Entschädigung entscheidet 
unter Ausschluß des Rechtsweges in der Regel die untere 
Verwaltungsbehörde (Landrat*, Oberbürgermeister), in deren 
Bezirk sich die Leistung bei der Inanspruchnahme befunden 
hat oder der Schaden entstanden ist. Bei allgemeinen 
Leistungen und Leistungen für besondere wirtschaftliche 
Zwecke sowie bei Forderungen von über 100000 RM. ent- 
scheidet die höhere Vorwal tungsbehördo (Regierungspräsi- 
dent, Reichsstatthalter usw.). 

Eino Entscheidung kann nur beantragt werden, wenn zwischen* 
dem LeiBtungspflichtigen oder dem Geschädigten und der Bedarfs- 
stelle oder dem Dritten eine Einigung über die Höhe der Ver- 
gütung oder Entschädigung nicht zustande kommt 

IV. Gegen die Entscheidung der unteren Verwaltungsbehörde ist 
binnen zwei Wochen die Beschwerde an die höhere Verwaltungs- 
behörde zulässig. Gegen die Entscheidungen der höheren Ver- 
waltungsbehörde in der ersten Rechtstufe ist die Beschwerde an . 
das ReichsverwoJtungsgoricht nur zulässig, wenn die Forderung 
100000 RM. übersteigt. Diese Entscheidungen sind endgültig. 

Gebühren und Auslagen worden nicht erhoben. Die Koston der* 
zur Entscheidung berufenen Verwaltungsbehörden werden von diesen ge- 
tragen. Die darüber hinaus erwachsenden baren Auslagen, z. B. für Zeugen 
und Sachverständige, trägt die Bedarfsstelle oder der Dritte. - 
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Meldebehörden 28. 
Militäranwärter 32. 



Militärjustizbeamte 32, 41/ 
ftlilitärstrafgerichtsordnung 39. • 
Militärstrafgesetzbuch 33. 
Jlilitärstrafrccht 33, 35. .. 
fllilitärstrafvcrfahren 38. 
Minen 61. . 

Ministerrat für die Reichsverteidi- 
gung 54. \ - . 
Mischlinge, jüdische 20. 
Moltke 33. 

■ Musildnspizionten 22. . • 
Musikmeister 22. • r 
Musterung 28. ' 

Nachbarrechte 76: ' ' - - 
Nachprüfungsverfahren 43. 
Nebenstrafen 30. \ 
Nervenkrieg 6. . . \ 
Neutrale, Rechtsstellung der — 55. 

— Schiffe 63 f., 65. 
.Neutralisierung 56. 

Neutralitätsverletzung 55, 63. 
Nichtkriegfükrung 57. ' 

Oberbefehl' über die Wehrmacht 11. 
Oberkommando des Heeres 12, 16. 

— der Kriegsmarine 13. 

— der Luftwaffe 14. ; 

— der Wehrmacht 11, 15. 
Oberprisenhof 66. •. 

Oberster Befehlshaber der Wehrmacht 
* 11. 

Offiziere 22. — Wehrpflicht 20. 

ausländische — 35. 
Operationsgebiet 40. 

Parlamentäre 59.. 
Parlamentarismus 11. 
Partei und Wehrmacht 11. 
Personenstandsrecht der Wehrmacht 
31. 

Pferdeergänzungsvorschrift 89. 
Pflichten der Soldaten 21. 
Prisengerichtsbarkeit 66. * 
Prisenhof 06. • 
Prisenrecht 62. 

Ranggruppen 22, 25. 
Rechte der Soldaten 21. 
Reichsarbeitsdienst 20. 
' Reichsfürsorge'- und Versorgungsge- 
richt 84. 

Reichsgrenze, Sicherung der —.70. 
Reichskommissar beim Priscngencüt 
00. 

Reichskriegsgericht 41, 43. 
Reiclislcriegsminister 11. ..... .': 

Reichsleistungsgesetz 87. 



Reichsluftfahrtministcrium 14. 
Reichsstellc für Landhcschaffung 72. 

— für Umsiedlung 73. ? 
Rcichsverteidigxingsrecht, Begriff des 

— o. 
Rcmontcfunter 17. 
Requisitionen CO. 
Ritterheer 8. 

Sachleistungen 87. 
Sanität smnnnschaf ten 59. 
Schiffbrüchige 02. 
Schutzbereiche 74. 
Schutzräume 71. 
Schutzstaat 58. 
Seebeuterecht 63. 
Seekriegsrecht 00. 
Seesperre 61. 
Selbstschutz 02. 

Sicherheits- und Hilfsdienst 60. 
Söldnerheer 9. 
Soldaten 21, 34, 40. 

— Befehlsbefugnisse 24. 

— Pflichten 21. 

— Ranggruppen 22. 
— , Rechte 21. 

— Vorgesetztenverhältnis 23. 
Speergebiete 77. 

Spione 59. 

Staatsangehörige des Gegners 54. 
Stabsoffiziero 22. 
Standesämter 28. 
Standgerichte 41. 
Stehendes Heer 9. 
Strafbemessung 30. 
Strafgesetzbuch 35. 
Strafmilderungsgründe 37. 
Strafschärfungsgründe 30. 
Straftaten im Ausland 35. 
Strafverfügung 42. 
Strafvollstreckung 44. 

— von Freiheitsstrafen 45. 

Tauchboote 01. 
Totaler Krieg 5. 
Treupflicht 21, 37. 

Umsiedlung 73. 
Uniform 21, 20. 
Unteroffiziere 20. 

Verbrechen 30; * 
Verdunkelung 71. 
Vergehen 30. 
Vermittlung 51. 

Verordnungsrecht, militärisches 24. 

Verwundete 59, 62. 

Volksheer 8, 10. ; ' - 



Volljährigkeitserklärung 33. 
Vollstreckung von Disziplinarstrafen 
48. 

— von Feldurteilen 44. 
Vorgesetztenverhältnis 20. 
Vorläufige Festnahme 50. 

Waffengattung 12. 
Waffenkrieg 5. 
Waffenstillstand 68. 
Wehrbezirke 27. 
Wehrbezirkskommando 29. 
Wehrdienst 8, 19. 

— aktiver 20. 

im Beurlaubtenstande 20. 

Wehrersatz 20.. 
Wehrersatzbezirk 27. 
Wehrersatzinspektion 27. 
Wehrersatzorganisation 27. 
Wehrkreise 10, 27. 
Wehrkreisverwaltung 16. 
Wehrmacht 7. 

— Aufgaben 14. 

— Disziplinarstrafrecht 46. 

— Führung 11. 

— Gliederung 12. 

— Verwaltung 15. 
Wehrmachtbeamte 24 f., 34, 46. 
Wehrmachtbesoldung 79. 
Wehrmachtfürsorgü 79. 
Wehrmachtfürsorge- und Versor- 

gungsämter 82. 
Wehrmachtgebührnisse 79. 
Wehrmachtgefolge 34, 47, 57. 
Wehrmachtteilo 12. 
Wehrmachtuntersuchungsstelle 53. 
Wehrmachtversorgung 82. 
Wehrmeldeämter 27, 30. 
Wehrpflicht 9, 10, 19f. 
Wehrrecht 7. 
Wehrsold 80. 
Wehrüberwachung 30. 
Wehrunwürdigkeit 20. 
Wehrverfassung 7, 19. 
Wehrversammlung 30. 
Weltmeinung 0. 
Werkluftschutz '69. 
Wiederaufnahme, außerordentliche 44. 
Wiederaufnahmeverfahren 43. 
Wirtschaftskrieg 5. 

Zahlmeistereien 17. 

Zerstörung aufgebrachter Fahrzeuge 

05. * 
Zigeuner 78. 
Zivilbevölkerung 57. 
Zuchtlosigkeiten, unsoldatisoho 38. .-. 
Zurückstellungsantrag 29. . 



14. tfjeß L-StcÜ 



Öectpoltung^re^t 



$on 



Dr. JBi'Itydm iutf acl Dr. tfjactij üon 2tofcn*öon £joctod 

\3taatSfefretar im Dbrrregierungöiar im 

Ö1eitf;ömtnifrcrium beß 3nncrn, «Berlin ffleicfcSmmiffrrium bc3 Jnnern, Berlin 

7. teitroeife umgearbeitete 2lufIoge. 124 (Seiten. Sabcnpretö Fnrioniert 2.60 3R. 



ßtin berufener .Renner unb OTttgcflaltcr beö beutfdjen iöerttjaliungSredjteHjat an tiefem ©runb; 
w riu mitgenrirft. ifr erfiaunlid), roelcfjc {fülle oon ©loff ba$ fömalc jj>t fr emfjatfi Dir 
beiben Jperauögeber fjaben in ©lieberung unb Drucfgcfiallung ein Jp6$fhnafj an Übetfic^tli^: 
feit unb £inprägfamtYu erreicht. Die (Sdjrift leifrer bem Stubierrnben, ber bereits bura) eine 
Sorlrfunfl ober buref) baS Stubium einer umfangreicheren Darftellung bte 5J?aieric frnnt, fjeroor: 
ragenbe Dicnfle jur „Überholung" feineS 2Bi(TenS. llnb bjr.in ber J3rqriö fleljenbe SBenualtungS: 
beamie wirb fdjneu* unb juoerlafiig • über ' ben gegenwärtigen Staub : ber beutfdjen Senballung 
umerridjtet. DaS SBütf) serbienr jebe gärbrrung. 2Btr empfehlen e$ bafjer feljr flcrnl 

' (CWdjSfieOe jur gärbming beS Deutzen ©tf;rifttumS) 

Die neuen 2Bege unb j3iele ber StaatSyenoaltung im ©rofjbeutfdjen Meto) treten einbringlic^ f)tx z 
uor. Darin liegi ber befonbere 2Bert beö 33ua)eS. (SyiföerS geitfdjrift für 23erroaltiino$rrc$t) 
CP\tt uorliegenbe, oon jnm Zennern beö SöernmltungSrecbtS verfaßte ©runbrifi brfjanbelt bte 
*J ©runblagen ber StaatSocrroaltung, tfjr SBirfen unb iljren Slufbau. DaS 3Jua) firflt für 
alle, bie fid> über 2Defen unb ©eflalt ber iffentltdjen <S3errüaltung unterrichten tooton, ein über: 
ftcf)tlia)c$ unb einpragfatncS 2ef;rmittcl bar; (3Jiini|rertalblatt beS ffleic{jS: unb <})reufjiftf)en 

" ' . .* ^tntfiertumS beS 3nnern) 

Daö Söudj mirb atSGinfufniing in baS neue fflerroaltungSrecfit üon ber ©eamtenfdjäft flauer 
begräüt. werben. . v ... .(WoHonoIfojIaBIHfcjefflfttinlfnjdluna) 

Die Darfieüung ift uon paefenber (Sinbringlic^Feif. (Staate unb Selbflwroaltung) 

te befannten ©orjüge ber ©djaefferbanbe „©runblidtfeit, ÜberpcStfafjfeit unb . Jjpenjorfjebung 
aflcö 2Did>tigen" flnb bem aon atuet r)en)orragcnbcn Zennern beß SrrroaItungflrec()t5 »erfaßten 
qtft in fjofjcm OTaöe eigen. Dem Stubierenben, bem Seamtenanmarter unb Serroaltungöbc; 
omtcii, ber baö SZBcfrn r 9Birfcri unb ben Aufbau ber ©taatSoerrcaltüng renncnlerhen : tDiü r fei 
bieö einpragfame Seljrminel beiienß.ctnpfor)(en. ' (Mitteilungen M Deutzen ©emeinbetageö. 

, «ProoinjtalbtenfiPefle. WOeinlanb unb ^o^enjodern) 

(2in gutes ¥ef;rbucf), baS uorjüglta; über 2Defen unb ©efiairber %ntlicfjen Verwaltungen 
unterrichtet. 1 ' • (Der ©öjtaloerftajerungSbeamte) 




tpköet an faracec 



U 



(Die Deutfc^P qJoUjet) 



$d)atfftt$ Jleugejialtong 

14. «jcft * W 

Heues #eamtence(r)i 

fuc <Bro^öeutfrftlanO 

iöon 

flr. fieins Hlüüer $r. Htaltfjec Etffacfll 

6taat«minifier a. D., q>r&fibent b. Ütedmung*r)ofc br« Dberregierungorat 
Deutfa)en öieia)*, Sfjefpraf. b. <preug. Dbetrecbnung*: im 9fficbDftnanjmini(ierium 

fammmfr, OTitgl. b.afab. f.Deutfd). öiea)t, tyortbam in Berlin 

$r. §rtt5 Beuter 

•Utinifrerialrat beim Ülecfmung$l)of be$ Deuilcben üieid)^, ^otobam 
6. rrgänjtc Sluflngc« 112 geilen. Safrcnprete fnrtoniert 2.40 3fö. 



©te toerfid>tlia)e ®lieberung M Stoffe* ermÄglidn f$, rafcb einrn Übrrblicf ju gewinnen unb 
fta) bie ®runbgebanfen einjuptagen, fo baß auef) biefer ygcbaefferfcftr ®runbri§ oielen ein 
getn gefeljenet Reifer fein roirb. (9Jfiniü>rialblatt be* Oietcbeminifteriumo be$ 3 nnf * n ) 

(Demfcbf üBiffenicbaft, £rjiebung unb SolWbilbung) 
Unter Jperoorfjebung befi 2Bid)tigeu unb (9runbfa$lid)en roirb ber umfangreiche Stoff in einfacher 
unb einpragfamer ©eife gemeißert. Dabei wirb aua) ba* 3)erhültm6 oon Q3eamtenfcr)aft unb 
%monalfojiali*mufi Har fjerauogefieat. (öleicbSminifierialblan b. 2anbrotrtfaaftlicf)en Serroaltung) 
(Sn fcefjrbucb, roeld)e« fict) für ©tubierenbe, Beamte unb 53eamienann?arier uorjuglict) eignet nnb 
uor allem bei bet SSorbeteitung auf Prüfungen oon großem Wu&en ifr. 

(3entralblatt für töetcb$oerfid)erung unb 8leic&$oerforgung) 
c^ie Anhänger bet fa)on oor bem Kriege rubmlicbfr befannten 8d)aefter:iöanbe muffen e« freubig 
begrüben, bag irmen in ber 6cbaefTerfct)en Darftellunggroeiie ein $ul)rer burd) ba« neue Beamten: 
rea)t gegeben rotrb. (!tn tbeale* Wa^fölageroerf, ba* |ur Mnfajaffung ferjr empfohlen werben Tann. 
<za k* <xi c a w m -v (93re*lauer ©emetnbebla«) 

tfür Die löe|ua)er ber (9emetnbeoem>altung«föulen roirb e* ganj befonber« in frage fommen. 

(UKtttetlungen be* Oemetnbetage* für bie ^rooinj Saufen unb flnr)alt) . 
Beamten unbiBeamtenanmartern ein unbebingt juoerlÄffige^ilfömittel. (Untetticr)t«jrg. f.goabeamte) 
&J^JTVt ^"Ö" »•« oerroirtenbem Eeiroerfe freie DarfteHung ift att ganj befonber* 
nur hXL^'fV iUf e Ä wna J n «^nalfojialiflifäeS ölecbtobenfen unb !ann ni«i 
au* KbemJQolf«geno(fen, ber übet bie ^annigfaltigfeit ber neu 
auftauajenben jragen fta) unterna)ten tmQ, angelegentlich empfohlen inetben 

(<benat*praftbent Dr. 3of>anne* Waller, 3eitfc$rift für ba* Jpeimatroefen) 

*£ me ou^totflentHrt) uberfitylirfie planmäßige 3ac|fcüuna 
de* äeomtentecrjte/ öle oor allem jut offen tfmfufjcung u. 
W 0oc6eceihin0 auf oie Prüfungen ferjt geeignet ecfdjerni 

(natlonalfoBiaiinifcfje Öeamlen)eiüiDfl) 



«Drud oon B. fttne Ontfi«., f llfii||i(i | y 
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ßecouegegeben oon ©bcclondcßgcclc^tßcot a. 5. €. 6<ftocffcc, Oaneldotf 



TOltglleb bet SHobemle für Deutf^es SReAt 
^eft Öreft rationiert Jf 4>eft 



L /Ibriß der ©crmanlfd)cn »orgcf^l^te 

3n JBorbcrcituno. 

2. flbrfß dar O^rmonif<t)cn «cfct)fcr)<c 
(93om ftimbcrn3ug bis gu ftarl bem 
törofoen -unb ber SBilinge^eit). 

3. Auflage, amt OTcrltafcI . . . 1,80 

3. J\bv\ß der Deuifdjen Koljergcfcij^tc 
(^00 1250). (Deutfa^e93oncDerbung 

im Mittelalter.) 5. Auflage . / 1,80 

4. ^bclß der Deuiföcn 6efd)l(^te oon 
v /- 1250 b|0 1648. (Oom- Untergang bet 

Staufer bis 3um SBeftfäl. ffrieben). 
i; Mufrage etma 1,80 

6. ^brigderDcuffcr)cn6ef^l(i)jeoonl648 
biß 1702 (SBom SBeftfalifa^cn Sfrieb^n 



Sreft fattonfert M 

6. flbri/J der Oeuff^cn 0efd)ld)re oon 
im blö 1042 (Son ber Sran3öfi[a)en 
9?eoolution bis aum ©ro&beutfd;en 
9teia)). 8. Auflage . . . . -. . . 1,80 

7. ^briU der Bntifen 6efd)lo)fe (gtie» 
d)ifd)rroml/d)e eefd)l^te;. 

3n a3orbereitung. 

8. /)brS0 der ÄolonlalPunde. 
3n Vorbereitung. 

9. jftbriß der Rualandefunde. 

3n Vorbereitung. 

10. Rbriß der Germanlföen <Ö6»iritbri 
ntbfl erundjägen der gried)lf<f>en 
fllpMogle. 2. aufläge . . etwa .1,80 
" 12. ^brlfl der Deuifa)en ^rjleljungo' 



gefcr)lci)ie. t aufläge ...... 2,80 

bis 3ur Sra^öf. ^eoolutton). 6. aufl. 1,50 ©eitere Sefte in Vorbereitung 



- .7- .. ';' 

/T^inc oortrefflio)e J^anbjabe, ein meiflerfia) buto)baa)tep J^ilfömif teh Oetabeju fplerenb 



ertoirbt man fta> bamit ein geifitge« iBe(i$tum/ ba« för bie riaptige ©eurtellung bei 
politifa)en Situationen oon unfaßbarer ©ebeutung i(t. 2B« bie roor)lfeile gejamte (Heir)i : 
bet 6a)aeffer:abri(fe be(I$t, l)at ein r)oa)roenfgei 9?ao)faplagebua) in oielen roiaptigen gtagen 
jur ^anb. J^iet roirb im be(ten ©inne lebenbigei unb pra(lif<$tf ©iffen or)ne jeben oen 
fa)roenbenben ©aOofl oenniltelt. (J^arburget Wnjeiget) 



t^ie aeientliape Arbeit bei bie|em abrig i(t Me «ufitoar)! be« beionbet« 2Dia;tigen unb 
Äennjeio)nenben unb feine flbetfta)tlia)e anorbnung bura) jtredmlgige lejigeflaltung, . 
Die Jflfle bet £atfaa)en au* bet poiitif^en, bet geifitgen unb bet Kultur, unb ©irtfapaft«- 
flcfa)ia)te in eine fnappe unb boa) infialtreiie Jorm ju gifgen, i(t bem S3erfa(fet im ooaen 
53Kage gelungen (^eft 5), (fflelajotoalrong be« 5lationalfojia!ifHfo)en 2ei)rerbunbeo) 

^ . 

(3lu« bem Serlog 2B. ßo&l&cimmcc, SIbteilung ©eboeff«, Seipjifl S 1) 




Sdiooffero neupeftoltung oon Recht unD tDittfdiafr 



• 2,16 



2,50 

2,70 
B,40 

2,80 



#efi Ofefl fartantert M 

1 Da« Rtf$ Im naiifnQltolaUßifötB 
©eltblld. 6. «Huf!. IMS 2.50 

2 fco« Re<f>t Im nalienaltoialifliföta 
... Oeüblld. CBrunbaüge bes S)eutf<hen 

9te4ts. 4, Slufloge. 3n Vorbereitung. 
4 1 erundjflge dtt natUnalftjlolifllföen 

Rtd)l*itt)rt. 8. Auflage. 

Crfdjelnt Sommer 1043. 
4* ta* neue €l)trtd)t füi OroBdeulfö* 

Cond. 3. Slufl. 1943 ... . 
5 l €fb* u.naflTenlct)«. 3n Vorbereitung. 
5 1 Raffen» und Crbpflege In der $efe$» 

gebung dt« Rtic&t«. 4« 91ufl. 1043 
B 1 €trofrt(t)f. 

Allgemeiner Cell. 9. SIufL 1043 
8 B etfondtrti (Etil. 8. Slufl. 1042 
8 S fBtl)rinad)!flrafrtd)L 1. Slufl. 

1043 

10 JugtndrtaV. 3n Vorbereitung. 

11 CrundrifJ dtt Deutzen BD«t)lfabrlf 
pfltgt. 2. SIufL 1043 etroa 8,00 

12 1 Ü>ettberoerb«?e$t und neu et tDaren» 

jel(f)enred)t. 1. SIufL 1037 .... 1,50 

12" Heue« Patentred) t u. neue« Ctbrou<f)t- 
«upemd)L 9Iebft©runbaügen bes Ur- 
heberrecht». 2. Slufl. 1043 . . circa 1,80 

18 1 neue» etaatf recf)t L 5)er 9Ieue 6taats» 
aufbau. 18. SIufL 1043 8,00 

IS 1 neue« etaaure<f)t IL S)le (Srridjtuna, 
bes (Bro&beutfdjen Steides. 18. Slufl. 
1048 2,40 

18* Dtafföt t>trfaflung«gtfd)ld)ft. Vom 
©ermanlfdjen Volksftaat bis sunt 
äro&beutfchen »ei*. 4. SIufL 1043 . 8,50 

18 A Dtretaat«aufbaude«Deuir<f)enReltf)«. 

3n fgftematifdjer ©arftetiung. L Slufl. 
1043 8,60 

14* Dtrn>oltung«rt«t. 7. Slufl. 1043 . . 2,40 
14 1 Heut« ttustlndtrtcftt. SDlit einer $ar« 
Peilung ber ©emelnbeoerbänbe. 8.SIufL 
1042 2,40 

14* ertuerreef)!. 6. SIufL 1042 3,00 

14* Reld)«peli3elrecf)t. 4. Slufl. 1043 • . 2,80 



fceft Ofefl rartönlert M 

14* fleuet fttamttnrtcftt ffit 6r«0dtutr4» 

land. 6. Hüft 1043 2,40 

14" <ZWtntll<f)M f)au«balt«rtcf)f In Rei<f), 

£öndern und Gemeinden. 3. «Huf 1.1943 2,80 
14 T etn>trbtttd)l. 1. Slufl. 1948 . ctroa HD 
15i ctnfflhrung In die Bilgemeine Btl!*» 

»irifd)ofitltl)tt. grfdjeint öcrbft 1943. 
15 1 etf(f)i<f)tt dtt t>«ir«u>irtf<f)afili<f)ta 

tebrmeinangen. (Srfdjeint ^erbft 1943. 
15" 6rund3üge der neuen Oeulf<f>en CDlrl» 

f4)aft«trdnung. 8. Slufl. 1043 etroa 8,25 
16* Prtltrtcftt und Prei««rdnung. 

2. Auflage. Crfdjeint Serbft 1943. 
18 1 Ottrltb«wlr!fd)afi«ltbet. 

3n Vorbereitung. 
18 1 Einführung In dit Cu<f)baÜung. 

«rfdjelnt £erbft 1943. 
18" erpndrIS dtt 6utf)boliungtle!)rt. 

4. Slufl. 1043 2,10 

18* üllanjreaV. 3n Vorbereitung. 
18" erundrlB dtt Äeflenre4)nung. 

3n Vorbereitung. 
19 1 7*rbttt*rtcf)t L (Srunbtagen n. VSefen 

bes Slrbeitsredjts. 4. Slufl. 1043 . . 1,80 
19" Arbeitsrecht U. Sie ßefc&liche «Rege» 

tung bes Arbeitsrechts. 9. Slufl. 1043 8,60 
28 1 Raumbild dtt ©Irtfaafl. 1. Seil: 

3>eutf(hes 9M4 3. Slufl. 1043 ... 1,80 

28" Raumbild dtt tDIrtfdjaft. 2. Seil: 

(Suropa. 1. Slufl. 1943 ...... 2,80 

etfd)id)tt de« Deulf4)en CauernreaV* 
und dt« Deutzen ßauermum«. 

3. Slufl. 1042 1,50 

Dtutföt* ÖauernreaV. 4. Slufl. 1042 2,80 
Agrarpolitik 2. SIufL 1043 . . . 2,40 
Aufgabe u. Aufbau dt« Relcf)«arbell«* 
dltnflt«. 4. SIufL 1043 1,00 

40 1 Dit Rtld)«9trttidlgung (EDebrreaV). 

2. SIufL 1043 2,10 

40" 6traft>trfat>rtn«rt4t ftit Äriegsbe» 

Qinn. (Sle&e iefct a 6$aeffeti CBrunbrifc - 
Canb 10). 
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82" 
82" 
85 



• Sit neueften Ariegsocrorbnungen ©erben, toie bisher, laufend in Stadjträgen bebanbeli 
nnb ben Schaefferbanben, fototit möglich, ohne Preiserhöhung beigegeben. 



